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  1.	 17/718	 Gesundheitswesen	 SM
  2.	 17/765	 Gesundheitswesen	 SM
  3.	 17/802	 Gesundheitswesen	 SM
  4.	 17/574	 Gesetzesänderungen,  
		  Verfassungsrecht	 StM
  5.	 17/676	 Beamtenversorgung	 FM
  6.	 17/1122	 Justizvollzug	 JuM
  7.	 16/5154	 Beschwerden über Be- 
		  hörden (Dienstaufsicht)	 IM
  8.	 17/570	 Kommunale  
		  Angelegenheiten	 IM 
  9.	 17/794	 Bausachen	 MLW
10.	 16/751	 Abfallentsorgung	 UM
11.	 17/397	 Wettbewerb	 IM
12.	 17/889	 Öffentliche Sicherheit  
		  und Ordnung	 IM
13.	 17/468	 Öffentlicher Dienst	 MWK
14.	 17/857	 Öffentlicher Dienst	 MWK
15.	 17/990	 Justizvollzug	 JuM
16.	 17/828	 Forstwesen	 MLR
17.	 17/717	 Kommunale  
		  Angelegenheiten	 IM
18.	 17/979	 Kommunale  
		  Angelegenheiten	 IM
19.	 17/1046	 Justizvollzug	 JuM
20.	 17/269	 Justizwesen	 JuM
21.	 17/497	 Ausländer- und  
		  Asylrecht	 JuM

22.	 17/508	 Kommunale  
		  Angelegenheiten	 IM
23.	 17/568	 Ausländer- und  
		  Asylrecht	 JuM
24.	 17/715	 Bausachen	 MLW
25.	 17/831	 Kommunale  
		  Angelegenheiten	 IM
26.	 17/967	 Naturschutz und  
		  Landschaftspflege	 VM
27.	 17/980	 Angelegenheiten des  
		  Staatsministeriums	 StM
28.	 17/1042	 Verkehr	 VM
29.	 17/1067	 Ländlicher Raum	 MLR
30.	 17/274	 Beschwerden über Be- 
		  hörden (Dienstaufsicht)	 JuM
31.	 17/352	 Denkmalschutz/ 
		  Denkmalpflege	 MLW
32.	 17/736	 Justizwesen	 JuM
33.	 17/942	 Justizwesen	 JuM
34.	 17/1083	 Gesundheitswesen	 VM
35.	 17/602	 Bausachen	 MLW
36.	 17/974	 Justizvollzug	 JuM
37.	 17/692	 Gesundheitswesen	 SM
38.	 17/261	 Straßenwesen	 VM
39.	 17/921	 Bausachen	 MLW
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dem Zimmer und ist somit schneller erreichbar als 
bisher. Eine Dusche befindet sich im Keller, aller-
dings ist das besagte Zimmer mit einem Waschbecken 
ausgestattet, wodurch Waschvorgänge auch auf kur-
zem Wege vorgenommen werden können. Auch die 
Werkstatt, in der die Petentin arbeitet, wäre hier fuß-
läufig sogar in einer geringeren Distanz erreichbar.
Am 3. Dezember 2021 fand ein erstes Gespräch zwi-
schen der Petentin und Mitarbeitenden der sozialen 
Einrichtung statt. Das angebotene Haus B. als alter-
native Wohnmöglichkeit hatte die Petentin zunächst 
komplett ausgeschlossen. Sie wolle ihre eigene Woh-
nung behalten.
Daraufhin wurde ihr am 19. Dezember 2021, auch 
unter Zustimmung der gesetzlichen Betreuerin, eine 
weitere Wohnmöglichkeit mit eigenem Appartement 
in einer anderen Unterkunft angeboten. Nach einer 
Besichtigung hat sie dieses Angebot ebenso ausge-
schlossen.
Am 20. Dezember 2021 allerdings äußerte sich die 
Petentin nun doch dahin gehend, dass sie sich einen 
Umzug in das Haus B. vorstellen könne. Am 27. Ja-
nuar 2022 fand ein Gespräch zwischen der Petentin 
und dem Sozialamt statt. Innerhalb der Einrichtung 
konnte der Petentin keine weitere Alternative als das 
Haus B. angeboten werden. Die Petentin willigte in 
den Umzug ein, da sie sich örtlich nicht mehr verän-
dern wolle. In dem Gespräch wurde jedoch der Miss-
mut der Petentin hinsichtlich des Umzugs nochmals 
deutlich, da sie gerne in ihrem Appartement geblieben 
wäre.
Die Mitarbeitenden der Eingliederungshilfe der Stadt 
betonten im Gespräch erneut die Notwendigkeit der 
frühzeitigen Einbeziehung bei so einschneidenden Ent-
scheidungen und Veränderungen. Ein vorab geführtes 
Gespräch mit der Petentin über die geplanten Ände-
rungen wäre sinnvoll gewesen, um über Alternativen 
sprechen und prüfen zu können, ob und wie ein Ver-
bleib in dem bisherigen Appartement hätte möglich 
sein können. Die Petentin und die gesetzliche Betreu-
ung wurden daher gebeten, sich bei Veränderungen 
dieser Art künftig direkt an die Eingliederungshilfe 
der Stadt zu wenden.
Spätestens im Oktober 2022 soll erneut ein gemeinsa-
mes Gespräch mit der Petentin und dem Fallmanage-
ment der Stadt stattfinden, um den Umzug, die neue 
Wohnsituationen und die Eingewöhnung auszuwerten 
und um ggf. rechtzeitig gemeinsam nach Alternativen 
zu suchen.

Bewertung:

Die Petentin erhält Eingliederungshilfe nach dem 
SGB IX in Form von Leistungen der Sozialen Teilhabe 
(§ 102 Absatz 1 Nummer 4 SGB IX in Verbindung 
mit § 113 SGB IX).
Nach § 113 Absatz 1 SGB IX werden Leistungen der 
Sozialen Teilhabe erbracht, um eine gleichberechtigte 
Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft zu ermög-
lichen oder zu erleichtern. Hierzu gehört, Leistungs-
berechtigte zu einer möglichst selbstbestimmten und 

1. �Petition 17/718 betr. Soziale Einrichtungen, Be-
schwerde über einen Umzug

Die Petentin wohnt in einer Wohngemeinschaft nach 
dem Gesetz für unterstützende Wohnformen, Teilhabe 
und Pflege (WTPG) einer sozialen Einrichtung. Sie 
erhält Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX). 

Die Petentin beanstandet einen von der sozialen Ein-
richtung für sie angedachten Wohnungswechsel in-
nerhalb der Gemeinde und der Einrichtung. 

Seit Juni 2018 bewohnt die Petentin diese Wohnge-
meinschaft alleine. Bisher konnte keine Mitbewoh-
nerin/kein Mitbewohner gefunden werden, um die 
Wohngemeinschaft zu ergänzen. Durch diese Einzel-
belegung der Wohngemeinschaft entstanden der so-
zialen Einrichtung wirtschaftliche Einbußen durch 
fehlende Leistungsentgelte bzw. Mietkosten. Dieser 
Umstand wurde nach Aussage der Einrichtung bisher 
zum Wohl der Petentin vom Unternehmen getragen.

Die Petentin hat einen Heimvertrag für die Leistun-
gen des besonderen Wohnens. Das zugrundeliegende 
pauschale Leistungsentgelt enthält die Kosten für die 
Unterkunft. Darüber hinaus ist in dieser besonderen 
Wohnform seitens der sozialen Einrichtung deshalb 
kein Mietvertrag vorgesehen.

Die Petentin führt unter anderem gesundheitliche Ein-
schränkungen sowie ihr mit der aktuellen Wohnung 
verbundenes Heimatgefühl als Gründe für ihre Be-
schwerde an. Weiterhin bedeute der geplante Umzug 
für sie eine Verschlechterung ihrer Wohnsituation. 
Ebenso hat sie kein Verständnis für eine ihr gegen-
über bereits benannte Mietkostenerhöhung, die bei 
einem Verbleib in der Einrichtung anfallen würde.

Die von der Petentin derzeit genutzte Wohnung soll 
konzeptionell und im Zuge des Bundesteilhabegeset-
zes (BTHG) leistungsgerecht in ein Angebot für qua-
lifizierte Assistenzleistungen nach SGB IX umgewan-
delt werden. Dies betrifft zunächst nicht den Hilfebe-
darf der Petentin, jedoch ihre finanziellen Ressourcen. 

Laut Aussage der sozialen Einrichtung müsse die Pe-
tentin spätestens nach der Umsetzung des Bundesteil-
habegesetzes die entsprechend höhere Miete bezah-
len, da sie beide Plätze in der betreffenden Unterkunft 
belegen würde. Hierdurch erhöhten sich die Mietkos-
ten auf eine Summe, die die Petentin auch mithilfe 
von Grundsicherung nicht stemmen könne. Eine dies-
bezügliche Information über die anstehende Erhöhung 
der Mietkosten sei seitens der sozialen Einrichtung an 
die Petentin weitergegeben worden.

Außerdem wurde seitens der sozialen Einrichtung 
festgestellt, dass sich der Hilfebedarf der Petentin 
steigere und sie aus fachlicher Sicht mehr Unterstüt-
zung durch die Fachkräfte benötige, um ihre auto-
nome Lebensführung beizubehalten. Es bestehe die 
Möglichkeit, dass sie innerhalb des Wohnverbunds in 
das Haus B. umziehen kann. Ein dort zu beziehendes 
Zimmer wäre größer als ihr bisheriges, wodurch sie 
auch all ihre Möbel und persönlichen Dinge mitneh-
men könne. Eine Toilette befindet sich direkt neben 
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Ziel, niemanden gegen seinen Willen in eine besonde-
re Wohnform zu drängen.

Das Wunsch- und Wahlrecht wird bei der Petentin im 
Rahmen des Gesamtplanverfahrens gemäß §§ 117 ff. 
SGB IX berücksichtigt. Jedoch ist zu berücksichtigen, 
dass sich das Wunsch- und Wahlrecht gemäß § 8 Ab-
satz 1 Satz 1 SGB IX auf die Entscheidung über die 
Leistungen und auf die Ausführung der Leistungen 
zur Teilhabe bezieht und gemäß § 104 Absatz 2 Satz 1 
SGB IX Wünschen der Leistungsberechtigten, die 
sich auf die Gestaltung der Leistung richten, zu ent-
sprechen ist, soweit sie angemessen sind. Damit geht 
es bei der Ausgestaltung des Wunsch- und Wahlrechts 
in der Eingliederungshilfe um die Art der Erbringung 
von Eingliederungshilfeleistungen, was aber nicht da-
zu führt, dass damit Dritte – hier das soziale Unter-
nehmen – verpflichtet werden könnten, Wohnraum 
für die Petentin vorzuhalten, der nach der Entschei-
dung des Unternehmens wirtschaftlich bzw. ander-
weitig genutzt werden soll. 

Die Wohnung in der die Petentin derzeit wohnt, war 
von Anfang an für zwei Personen ausgelegt. Für eine 
Person ist diese Wohnung zu groß und der Mietpreis 
für eine Einzelperson zu hoch. Die der Petentin ent-
stehenden Mietkosten sind unangemessen. Damit 
können die Kosten der Unterkunft, die zu den Grund-
sicherungsleistungen des SGB XII zählen, nicht als 
angemessene Kosten aus der Sozialhilfe nach dem 
SGB XII übernommen werden, und auch nicht hin-
sichtlich des die Angemessenheitsgrenze übersteigen-
den Anteils als Teil der Eingliederungshilfe gemäß  
§ 113 Absatz 5 SGB IX. 

Das bedeutet, dass weder die Grundsicherung nach 
dem SGB XII noch die Eingliederungshilfe nach dem 
2. Teil des SGB IX bundesrechtlich verpflichtet ist, 
der Petentin die gesamten Kosten der auf zwei Per-
sonen ausgelegten Wohnung zu bezahlen. Es ist da-
her gemeinsam mit der Petentin nach einer weiteren 
Mitbewohnerin/nach einem weiteren Mitbewohner zu 
suchen, um den Mietpreis zu senken. Aufgrund der 
genannten Umstände war dies nicht umsetzbar. Alter-
nativ besteht die Möglichkeit, eine kostengünstigere 
Wohnung zu suchen. 

Weder der zuständige Träger der Eingliederungshilfe 
noch der Träger der Sozialhilfe können nach dem an-
zuwendenden Bundesrecht verpflichtet werden, das 
soziale Unternehmen zu verpflichten, die Petentin 
weiterhin in der bisherigen Wohnung wohnen zu las-
sen. Das Rechtsverhältnis zwischen der Petentin und 
der sozialen Einrichtung unterliegt nicht dem staatli-
chen Aufsichtsrecht und müsste im Streitfall vor ei-
nem Zivilgericht geklärt werden. Derzeit liegen aber 
keine Hinweise dafür vor, dass die soziale Einrich-
tung im Verhältnis zur Petentin rechtlich gehindert 
wäre, die von der Petentin alleine genutzte Wohnung 
einer wirtschaftlichen Nutzung bzw. ihrer eigentli-
chen Bestimmung als Wohnung für zwei Personen 
zuzuführen oder die Wohnung im Rahmen der Um-
setzung des Bundesteilhabegesetzes für neue Leis-
tungsangebote für Menschen mit Behinderungen vor-
zusehen.

eigenverantwortlichen Lebensführung im eigenen 
Wohnraum sowie in ihrem Sozialraum zu befähigen 
oder sie hierbei zu unterstützen. 

Artikel 19 Nummer 1 UN-Behindertenrechtskonven
tion besagt, dass die Mitgliedsstaaten das gleiche 
Recht aller Menschen mit Behinderungen anerkennen, 
mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Men-
schen in der Gemeinschaft zu leben, und wirksame 
und geeignete Maßnahmen zu treffen, um Menschen 
mit Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts 
und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und 
Teilhabe an der Gemeinschaft zu erleichtern, indem 
sie unter anderem gewährleisten, dass Menschen mit 
Behinderungen gleichberechtigt die Möglichkeit ha-
ben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entschei-
den, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet 
sind, in besonderen Wohnformen zu leben (Artikel 19 
Nummer 1 UN-Behindertenrechtskonvention). 

Dieses Recht ist vorliegend nicht beeinträchtigt. Die 
Petentin wird nicht durch den zuständigen Träger der 
Eingliederungshilfe verpflichtet, in einer besonderen 
Wohnform oder sonst staatlich bestimmten Wohnung 
zu leben. Das Recht aus Artikel 19 UN-Behinderten-
rechtskonvention bedeutet nicht, dass jeder Mensch mit 
und ohne Behinderungen gerade dort wohnen darf, 
wo der jeweilige Mensch will. Denn bei Artikel 19 
UN-Behindertenrechtskonvention handelt es sich um 
ein Abwehrrecht gegen staatliche Zwangsbestimmun-
gen, nicht aber um ein Recht, das Eigentümer und 
Vermieter von Wohnraum verpflichtet, einem Men-
schen mit Behinderungen Wohnraum an dem Ort zur 
Verfügung zu stellen, an dem dieser wohnen will. 
Dieses Recht steht weder Menschen ohne Behinde-
rungen zu und auch nicht Menschen mit Behinderun-
gen. Insoweit kommt Menschen mit Behinderungen 
kein weitergehender Wohnraumanspruch zu, wie 
Menschen, die nicht durch Behinderungen beeinträch-
tigt sind. So steht nach Artikel 19 Absatz 1 Nummer 1 
UN-Behindertenrechtskonvention Menschen mit Be-
hinderungen das Recht zu, gleichberechtigt die Mög-
lichkeit zu haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und 
zu entscheiden, wo und mit wem sie leben; sie sind 
nicht verpflichtet in besonderen Wohnformen zu le-
ben. Daran ändern auch die bundesrechtlichen Rege-
lungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX 
Teil 2 nichts. 

Daher steht der sozialen Einrichtung im Verhältnis 
zur Petentin das Recht zu, im Rahmen der zivilrechtli-
chen Regelungen ihre Räumlichkeiten zu nutzen, um-
zunutzen und auch Nutzungsverhältnisse zu beenden. 
Die Petentin hat nach den Regelungen des Bundesteil-
habegesetzes weder gegenüber der sozialen Einrich-
tung noch gegenüber dem Träger der Eingliederungs-
hilfe das Recht, gerade in der bisherigen Wohnung 
weiter wohnen zu dürfen. Das von der Petentin an-
geführte Wunsch- und Wahlrecht geht so weit nicht. 

So hält der Bundesgesetzgeber auch mit dem Bundes-
teilhabegesetz vom 23. Dezember 2016 daran fest, 
dass beim Wunsch- und Wahlrecht im Rahmen der 
neu geregelten Eingliederungshilfe die gewünschte 
Wohnform besonders gewürdigt ist. Es ist das erklärte 
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Es ist bekannt, dass geimpfte Personen weiterhin in
fiziert werden und auch erkranken können und dabei 
auch das Virus übertragen können, wenngleich mit re-
duzierter Wahrscheinlichkeit im Vergleich zu unge-
impften Personen. Die geringere Übertragungswahr-
scheinlichkeit durch geimpfte Personen ist darin be-
gründet, dass sie bei Infektion eine geringere Virus-
last aufweisen und Viren über einen kürzeren Zeit-
raum ausscheiden. Ob eine Herdenimmunität in dem 
Sinne, dass die Virusübertragung vollständig zum Er-
liegen kommt und der Erreger in der Bevölkerung eli-
miniert wird, erreicht werden kann, scheint derzeit 
fraglich. Allerdings bedeutet die Risikoreduktion, die 
mit der Covid-19-Impfung einhergeht, eine Erhöhung 
des Gemeinschaftsschutzes, der insbesondere die vul-
nerablen Gruppen schützt.

Darüber hinaus ist das Ziel der Maßnahmen der Coro-
na-Verordnung vor allem auch eine Überlastung des 
Gesundheitssystems zu verhindern.

Nach Auffassung des Petenten fußen diese Maßnah-
men auf unwissenschaftlichen und falschen Annah-
men. Diese Behauptung untermauert der Petent mit 
Verweisen auf einige Publikationen und Berichte. Im 
Folgenden wird auf einzelne Argumentationen des 
Petenten eingegangen. Exemplarisch sei erwähnt, dass 
die Aussagekraft der Publikation der Autoren Subra-
manian und Kumar „Increases in Covid-19 are unrela-
ted to levels of vaccination across 68 countries and 
2947 counties in the United States“, auf die sich der 
Petent u. a. bezieht, wissenschaftlich insbesondere auf-
grund fehlerhafter Annahmen stark umstritten ist. 

Der wöchentliche Lagebericht des Robert Koch-Ins
tituts (RKI) zur Coronavirus-Krankheit-2019 (Covid-19) 
vom 3. Februar 2022 zeigt eindeutig auf, dass trotz 
der damals deutlich steigenden Inzidenzen die Belas-
tung des Gesundheitswesens durch den Erfolg der 
Wirkung der Impfkampagne deutlich begrenzt wird.

Die Ergebnisse aus diesem Wochenbericht werden im 
Folgenden dargestellt:

Zu der vom Petenten angeführten „medizinischen 
Problematik“:

Wirksamkeit der Covid-19-Impfung

Impfeffektivität 

Laut RKI bieten die Covid-19-mRNA-Impfstoffe Co-
mirnaty (BioNTech/Pfizer) und Spikevax (Moderna) 
sowie der Vektor-Impfstoff Vaxzevria (AstraZeneca) 
nach derzeitigem Kenntnisstand eine hohe Wirksam-
keit von etwa 90 % gegen eine schwere Covid-19-Er-
krankung (z. B. Behandlung im Krankenhaus) und ei-
ne Wirksamkeit von etwa 75 % gegen eine sympto-
matische SARS-CoV-2-Infektion mit Delta. Diese 
Angaben zur Wirksamkeit basieren auf einem living 
systematic review, das seit Januar 2021 von der Ge-
schäftsstelle der STIKO durchgeführt wird. Die Wahr-
scheinlichkeit, an Covid-19 zu erkranken, war mit 
Covid-19 Vaccine Janssen in den Zulassungsstudien 
um etwa 65 % geringer als bei nicht geimpften Perso-
nen. Eine schwere, durch die Delta-Variante verur-

Nach der aktuellen Sachlage und Würdigung des ge-
samten Sachverhalts sind weder eine fehlerhafte Aus-
legung der maßgeblichen gesetzlichen Regelungen 
noch ein fehlerhaft ausgeübtes Ermessen ersichtlich.

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Birnstock

2. �Petition 17/765 betr. Corona-Verordnung – Un-
terscheidung nach Immunisierung

Der Petent bezieht sich in seiner Eingabe von Ende 
Dezember 2021 auf die Verordnung über infektions-
schützende Maßnahmen gegen die Ausbreitung des 
Coronavirus (Corona-Verordnung) zum damaligen 
Stand der letzten Änderung vom 17. Dezember 2021 
und fordert, diese aufzuheben. Die Verordnung sei 
unwissenschaftlich, wirkungslos und fördere einen 
unnützen Impfdruck in der Bevölkerung. Die Unter-
scheidung nach Immunisierungsstatus sei zwecklos, 
da es an wissenschaftlicher Beweisführung der Wirk-
samkeit fehle, die kritische Intensivbettenknappheit 
beruhe auf einem Abbau der Intensivbettenzahl („me-
dizinische Problematik“). Es würden zur Forschung 
und Herstellung menschliche Föten gezüchtet und 
„verbraucht“ (Zelllinie HEK293 72 Föten) was zur 
„ethischen Problematik“ führe. Die Gesellschaft wer-
de gespalten („gesellschaftliche Problematik“). Die 
Coronamaßnahmen verstießen gegen die Grundrechte 
(„juristische Bedeutung“) und lösten damit das 
Grundrecht des Widerstands der Bevölkerung gegen 
staatliche Maßnahmen aus („Verantwortung“). Mit 
einem Nachtrag zur Petition präzisiert der Petent, dass 
sein Zitat des Artikels 20 Absatz 4 Grundgesetz nicht 
als Aufruf zum Widerstand gegen den Staat oder die 
Staatsgewalt zu interpretieren sei, jedoch Rechtsbeu-
gung und der Missachtung der Grundrechte durch den 
Gesetzgeber eine deutliche Absage zu erteilen sei.

Die Hauptargumente sind hierbei, es würde vom Ver-
ordnungsgeber irrtümlich angenommen, dass die Impf-
stoffe eine sterile Impfung ermöglichen, vollständig 
Geimpfte nicht oder deutlich weniger ansteckend wä-
ren, die flächendeckende lmpfung eine Art Herdenim-
munität bewirken könnte, die Impfung zuverlässig vor 
einem schweren Verlauf im Fall einer Covid-Erkran-
kung schützte bzw. eine permanente lmmunisierung 
gegen eine Krankheit oder deren Varianten gegeben 
wäre, die Krankheit durch die lmpfung ausgerottet 
werden könnte.

Der Petent unterstellt fälschlich als Motivation der Impf-
kampagne des Landes Baden-Württemberg, das Minis-
terium für Soziales, Gesundheit und Integration ginge 
von einer erreichbaren Herdenimmunität, Ausrottung 
des SARS-CoV-2-Virus oder Impfung zur Erreichung 
der Sterilität gegenüber dem SARS-CoV-2-Virus aus.
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fung gegen Covid-19 kontinuierlich in Sicherheitsbe-
richten. Das Fazit aus dem Sicherheitsbericht des 
Zeitraums 27. Dezember 2021 bis 31. Dezember 2021 
(abgerufen im Internetauftritt des Paul-Ehrlich-Insti-
tuts am 10. Februar 2022) lautet wie folgt:
„In Deutschland wurden nach Angaben des RKI bis 
zum Stichtag dieser Auswertung 148.760.720 Imp-
fungen mit den vier oben genannten zugelassenen 
COVID-19-Impfstoffen durchgeführt. Seit nunmehr 
einem Jahr bewertet das Paul-Ehrlich-Institut ge-
meinsam mit den Schwesterbehörden in der EU und 
anderen internationalen Behörden kontinuierlich das 
Sicherheitsprofil der COVID-19-Impfstoffe. Die welt-
weiten Daten zeigen, dass die ganz überwiegende 
Mehrzahl der Nebenwirkungen der in Deutschland 
zugelassenen und bisher eingesetzten Impfstoffe vor
übergehende lokale und systemische Reaktionen be-
treffen, wie sie auch schon in den klinischen Prüfun-
gen vor der Zulassung beobachtet wurden.
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind schwerwiegende 
Nebenwirkungen, die im Folgenden zusammengefasst 
dargestellt werden, sehr selten und ändern nicht das 
positive Nutzen-Risiko-Verhältnis der Impfstoffe.“
Der Fortbestand von Problematiken wie Kranken-
hausauslastung und dynamisches Infektionsgeschehen 
werden vom Petenten als Nachweis der Ineffektivität 
der Maßnahmen interpretiert. Dabei übersieht der Pe-
tent, dass z. B. die Auslastung der medizinischen Ein-
richtungen, schweren Verläufe sowie die Mortalität 
bezogen auf die Anzahl der mit SARS-CoV-2 infi-
zierten Personen verhältnismäßig deutlich gesunken 
ist, dies trotz massiver Dynamik des Infektionsge-
schehens mit teils besorgniserregender Mutation des 
Virus. Insoweit ist ein bloßer Vergleich des Status Quo 
zu kurz gedacht und vielmehr anhand vorhandener 
Daten die Modellierung des Szenarios zielführend, 
welcher Zustand unter den vorher gegebenen Umstän-
den vorgelegen haben würde.

Krankenhausbelegung und Intensivbettenbelegung

Der Petent bezieht sich bei der Aussage der Verringe-
rung der Intensivbettenkapazitäten auf das Intensiv
register (DIVI) des RKI, welches selbst die Verände-
rung der Intensivbettenkapazität erläutert und aufzeigt, 
dass die Interpretation des Petenten zu kurz greift. 
Von einem tatsächlichen oder willentlichen Abbau 
von Betten während der Pandemie ist nicht auszuge-
hen. Die Reduktion der freien Betten kann u. a. durch 
die verschiedenen folgenden Punkte erklärt werden 
und wird gestützt durch andere erfasste Daten. Der 
entscheidende Faktor für die Betreibbarkeit eines Bet-
tes und damit für die Intensivbettenkapazität ist das 
arbeitstäglich verfügbare medizinische Fachpersonal.
Zu Beginn der Coronapandemie in Deutschland waren 
die Pflegepersonaluntergrenzen ausgesetzt (1. März 
bis 1. August 2020). Es wurden voraussichtlich mehr 
freie Betten gemeldet, für deren Betrieb regulär je-
doch nicht ausreichend Personal vorhanden wäre. 
Dies war dem Umstand geschuldet, dass für die Klini-
ken noch nicht einschätzbar war, welche Bedarfe 
durch die steigenden Infektionszahlen mit dem neuar-

sachte Erkrankung, die eine Behandlung im Kranken-
haus erfordert, kann eine einzelne Dosis dieses Impf-
stoffs zu ca. 70 % verhindern.
In dem Wochenbericht vom 3. Februar 2022 sind auch 
detaillierte Daten enthalten, die die ausgeprägte Wirk-
samkeit der Covid-19-Impfung, insbesondere nach 
Auffrischimpfung, in Bezug auf die Verhinderung ei-
ner schweren Covid-19-Erkrankung belegen.
Laut RKI kann auch mit Blick auf die zwischenzeit-
lich vorherrschende Omikron-Variante für vollständig 
geimpfte Personen aller Altersgruppen – und insbe-
sondere für Personen mit Auffrischimpfung – weiter-
hin von einem sehr guten Impfschutz gegenüber einer 
schweren Covid-19-Erkrankung ausgegangen werden 
und weiterhin zeige sich für ungeimpfte Personen al-
ler Altersgruppen ein deutlich höheres Risiko für eine 
Covid-19-Erkrankung, insbesondere für eine schwere 
Verlaufsform.
Bezüglich der vom Petenten angeführten Tabelle 
„Covid-19 vaccine surveillance report – week 46 pu-
blishing.service.gov.uk, Seite 21“ sei angemerkt, dass 
der Petent die Schlussfolgerung in der Fußnote hierzu 
außer Acht lässt, welche lautet: „1 In the context of 
very high vaccine coverage in the population, even 
with a highly effective vaccine, it is expected that a 
large proportion of cases, hospitalisations and deaths 
would occur in vaccinated individuals, simply becau-
se a larger proportion of the population are vaccinated 
than unvaccinated and no vaccine is 100 % effective. 
This is especially true because vaccination has been 
prioritised in individuals who are more susceptible 
or more at risk of severe disease. Individuals in risk 
groups may also be more at risk of hospitalisation or 
death due to non-COVID-19 causes, and thus may be 
hospitalised or die with COVID-19 rather than becau-
se of COVID-19.“ Im Fazit kommt der Verfasser also 
nach der Interpretation der dort dargestellten Ergeb-
nisse dennoch zum Ergebnis, dass die Impfung gegen 
Covid-19 wirksam sei.

Impfnebenwirkung

Entgegen der Ansicht des Petenten wird den Impf-
nebenwirkungen von den internationalen und natio-
nalen hierfür zuständigen Einrichtungen besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt, dies unter dem Aspekt 
der Nutzen-Risiko-Abwägung. In der Bundesrepublik 
Deutschland ist hierfür das Paul-Ehrlich-Institut zu-
ständig. Bei Verdacht einer über das übliche Ausmaß 
einer Impfreaktion hinausgehenden gesundheitlichen 
Schädigung besteht in Deutschland eine rechtliche 
Meldepflicht.
Eine offene Kommunikation auch möglicher Risiken 
ist eine Voraussetzung für eine hohe Impfakzeptanz 
in der Bevölkerung. Der Nutzen der Covid-19-Imp-
fung für die Gesundheit Einzelner und der Bevölke-
rung sowie ihr Effekt im Kampf gegen die Pandemie 
hängt wesentlich vom Vertrauen in die Impfung ab. 
Um dem Rechnung zu tragen, informiert das Paul-
Ehrlich-Institut über alle in Deutschland gemeldeten 
Verdachtsfälle von Nebenwirkungen oder Impfkom-
plikationen im zeitlichen Zusammenhang mit der Imp-
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ten, die eine getrennte Betreuung von Nicht-Infizier-
ten gewährleistet. Dies bedeutet, dass der Arbeitsauf-
wand und die Auslastung auf den Stationen mit stei-
gender Covid-Belegung überproportional ansteigen. 
In Konsequenz nimmt die Anzahl der freien betreib-
baren Betten gleichzeitig zunehmend ab.
Es spielen folglich mehrere Faktoren eine Rolle, die 
die Anzahl der betreibbaren Betten beeinflussen. 
Zu der vom Petenten angeführten „ethischen Proble-
matik“:
Zu den bei der Impfstoffentwicklung verwendeten Zell-
linien gibt das Paul-Ehrlich-Institut auf seiner Home-
page folgende Informationen:
Da Viren immer eine lebende Zelle benötigen, um 
sich zu vermehren, ist eine tierische oder menschliche 
Zellkultur (Zelllinie) notwendig, um Impfviren zu pro-
duzieren. Je nach Virustyp haben sich dafür verschie-
dene Zelltypen oder Zelllinien als besonders geeignet 
erwiesen. Mit der Entwicklung und Zulassung von 
Vektorimpfstoffen, mit denen die durch das SARS-
CoV-2-Virus verursachte Erkrankung Covid-19 ver-
hindert werden sollen, sind zwei weitere Zelllinien 
hinzugekommen.
Bei diesen Vektorimpfstoffen wird ein abgeschwäch-
tes Virus als Transportmittel (Vektor) für einen unge-
fährlichen Teil der Erbinformation von SARS-CoV-2 
in wenigen Körperzellen benötigt. Bei Vaxzevria von 
AstraZeneca und COVID-19 Vacine Janssen von 
Johnson&Johnson werden dafür Adenoviren verwen-
det. Im Fall von Vaxzevria erfolgt die Vermehrung 
dieser Viren auf der Zelllinie 293 HEK (Human Em-
bryonic Kidney), im Fall des Impfstoffs von John-
son&Johnson auf der Zelllinie PER.C6 (aus humanen 
fötalen Retinazellen). Die Zelllinie 293 HEK wurde 
1973 etabliert. Die Zelllinie PER.C6 wurde im Jahr 
1998 durch eine Immortalisierung von embryonalen 
Retinazellen erzeugt. Diese stammten von einem 1985 
abgetriebenen Fötus.
Der Begriff „Zelllinie“ bedeutet, dass diese Linie ein-
malig angelegt wurde und seitdem kontinuierlich ver-
mehrt und eingefroren wird. Die bei der Impfstoffher-
stellung verwendeten Zellen werden seit mehreren Jahr-
zehnten in Kultur gehalten. Es werden nicht, wie häufig 
zu lesen, immer wieder neue Föten benötigt. In keinem 
Fall wurde ein Fötus abgetrieben, um als Ausgangsma-
terial für die Etablierung einer Zellkultur zu dienen. 
Die Inanspruchnahme dieser Impfungen bedeutet inso-
fern keine formale Mitwirkung an der Abtreibung, aus 
der die Ursprungszellen für diese Zelllinien stammen.
Zudem bieten die weiteren zugelassenen Impfstoffe 
eine Alternative zu den Vektorimpfstoffen: 
Nuvaxovid wird mittels rekombinanter DNA-Tech-
nologie unter Verwendung eines Baculovirus-Expres-
sionssystems in einer Insektenzelllinie aus Sf9-Zellen 
der Spezies Spodoptera frugiperda hergestellt. Die 
beiden mRNA-Impfstoffe Spikevax und Comirnaty 
werden mit Hilfe einer zellfreien In-vitro-Transkrip-
tion aus den entsprechenden DNA-Vorlagen herge-
stellt.

tigen Coronavirus entstehen würden. Daher haben die 
Kliniken versucht, so viele Betten wie möglich zu 
schaffen. Auch die Anforderung des Registers, betreib-
bare Betten und keine theoretischen Kapazitäten zu 
melden, wurde zunehmend wahrgenommen. Anfang 
August 2020 wurden die Pflegepersonaluntergrenzen 
wieder eingesetzt. Die Krankenhäuser, bzw. die Inten-
sivstationen mussten einen Schlüssel von 2,5:1 tags-
über und 3,5:1 im Nachtdienst ab dem 1. August 2020 
einhalten (das bedeutet eine Pflegekraft betreut 2,5 bzw. 
3,5 Patientinnen und Patienten).
Zum 1. Februar 2021 haben sich die Personalunter-
grenzen auf 2:1 und 3:1 geändert, sprich weniger Pati-
entinnen und Patienten kommen auf eine Pflegekraft. 
Wenn weniger Patientinnen und Patienten durch eine 
Pflegekraft versorgt werden dürfen, sind entsprechend 
weniger betreibbare Betten im System verfügbar.
Zum 4. August 2020 erfolgte eine Veränderung in der 
Datenabfrage. Die neue Erfassung erlaubt eine diffe-
renziertere Einschätzung der verfügbaren Intensivbet-
tenkapazitäten der Akutversorgung. Dabei wird neu 
eine innerhalb von sieben Tagen aktivierbare Notfall-
reserve von Intensivbehandlungsplätzen erfasst. Die 
Angaben zur Anzahl der freien betreibbaren Betten-
kapazitäten haben sich in den folgenden Meldungen 
ab August um ca. 2 000 Betten reduziert. Es ist davon 
auszugehen, dass u. a. zuvor neu geschaffene Kapazi-
täten, die als Reserve vorgehalten wurden, unter den 
aktuell betreibbaren Kapazitäten angegeben wurden, 
um deren Existenz kenntlich zu machen. Die tages-
aktuell tatsächlich betreibbaren Intensivbetten (mit 
entsprechendem Personal etc.) wurden zuvor voraus-
sichtlich überschätzt. Die Datenanalysen legen nahe, 
dass ein Teil der zuvor gemeldeten freien betreibba-
ren Kapazitäten nun korrekt als ICU-Reservekapazität 
gemeldet wird und sich dort wiederfindet.
Ab Oktober ist ein starker Anstieg der Covid-Bele-
gung zu beobachten, parallel dazu melden die Kran-
kenhäuser zunehmend Personalmangel im Betrieb: 
Der Anteil der Intensivbereiche, die Einschränkungen 
durch Personalmangel melden, steigt steil von 11 % 
(Anfang Oktober 2020) bis auf 55 % (im Januar 2021) 
an. Es gibt verschiedene Gründe für den Ausfall der 
Pflegekräfte bei zunehmender Belastung durch stei-
gende Covid-Behandlungen: Teilweise fallen Pflege-
kräfte selbst durch eine Infektion mit SARS-CoV-2 
aus oder werden aufgrund anderer Faktoren arbeits-
unfähig. Der Mangel von Personal hat starke Auswir-
kungen auf die Betreibbarkeit der Intensivkapazitäten, 
eine Reduktion der freien Betten ist eine direkte Kon-
sequenz.
Der größere Aufwand in der Versorgung von schwer 
erkrankten Covid-19-Patientinnen und -Patienten spielt 
eine weitere entscheidende Rolle. Es ist zu beachten, 
dass 8,5 von zehn Covid-19-Patientinnen und -Patien-
ten an einem Tag mit einer Beatmungsbehandlung auf 
der Station versorgt werden, wie Daten des Intensiv-
registers zeigen. Je nach Schwere der Erkrankung be-
nötigen Covid-19-Intensivpatientinnen und -patienten 
einen unterschiedlichen Grad an Versorgung. Sie be-
anspruchen mehr Personal, aufwändige Hygienemaß-
nahmen sind notwendig sowie isolierte Räumlichkei-
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duzierter Schutz vor der Omikron-Variante beobach-
tet, hauptsächlich gegenüber einer symptomatischen 
Infektion.

Die Effektivität einer Auffrischimpfung gegenüber ei-
ner symptomatischen Infektion wird jedoch weiterhin 
als hoch, die Effektivität gegenüber einer Hospitali-
sierung als sehr hoch eingeschätzt. Auch eine Grund-
immunisierung schützt nach Schätzungen des RKI 
weiterhin mit einer sehr hohen Effektivität gegenüber 
schwersten Verläufen (vgl. RKI-Wochenbericht vom 
3. März 2022).

Für ungeimpfte Personen besteht hingegen bei einer 
Coronavirus-Erkrankung ein besonders hohes Risiko, 
schwer zu erkranken und in der Folge in einem Kran-
kenhaus und schlimmstenfalls auf einer Intensivstati-
on behandelt werden zu müssen. Dies gilt auch für die 
Omikron-Variante, unbeschadet erster Erkenntnisse 
dafür, dass diese nicht in gleichem Maße zu schweren 
Erkrankungen führt wie die bisher vorherrschende 
Delta-Variante. Die Infektionsgefährdung wird – auch 
unter Omikron – durch das RKI für die Gruppe der 
Ungeimpften als sehr hoch, für die Gruppen der Ge-
nesenen und Geimpften mit Grundimmunisierung 
(zweimalige Impfung) als hoch und für die Gruppe 
der Geimpften mit Auffrischimpfung (dreimalige Imp-
fung) als moderat eingeschätzt. Es ist deshalb erfor-
derlich, Infektionen ungeimpfter Personen zu vermei-
den. Denn nicht immunisierte Personen sind weiterhin 
einem gegenüber den immunisierten Personen erheb-
lich höheren Risiko, schwer zu erkranken, ausgesetzt. 
Dieser Personenkreis trägt folglich in besonderem 
Umfang dazu bei, dass eine Überlastung der medizini-
schen Versorgungskapazitäten droht. 

Vor diesem Hintergrund ist es folgerichtig und kei-
nesfalls willkürlich, bei dem Anwendungsbereich von 
Schutzmaßnahmen zwischen immunisierten Personen 
und nicht immunisierten Personen zu unterscheiden. 
Diese Differenzierung war nach der bisherigen Recht-
sprechung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Würt-
temberg bereits ausdrücklich geboten. Die Landes-
regierung sieht sich daher gezwungen, für immuni-
sierte Personen und für nicht immunisierte Personen 
jeweils gesondert zu beurteilen, welche Maßnahmen 
zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ausbreitung 
des Coronavirus und zur Gewährleistung der Funk-
tionsfähigkeit der intensivmedizinischen Versorgung 
im Land erforderlich sind. Die damit konsequenter-
weise verbundene Ungleichbehandlung von immuni-
sierten und nicht immunisierten Personen ist verfas-
sungsrechtlich zwingend geboten und letztlich dem 
Umstand geschuldet, dass eine (freiwillige) Impfung 
gegen Covid-19 sowohl das individuelle Risiko einer 
Infektion mit dem Coronavirus als auch epidemiologi-
sche Risiken für die Virustransmission in der Bevöl-
kerung nachweislich verringern. 

Die vor diesem Hintergrund von der Landesregierung 
ergriffenen Maßnahmen und damit verbundenen Grund-
rechtseingriffe sind auch verfassungsrechtlich ge-
rechtfertigt, insbesondere verhältnismäßig. Die in der 
Petition angeführten Grundrechtspositionen (Artikel 2, 
3, 4, 7, 8, 12, 13 GG) werden nicht unbeschränkt ge-

Zu der vom Petenten angeführten „gesellschaftlichen 
Problematik“:

Mit Besorgnis beobachtet die Landesregierung die ge-
sellschaftlichen Prozesse des Umgangs der Bevölke-
rung mit den medizinisch notwendigen Maßnahmen. 
Diese sind der Meinungsvielfalt und Ausprägung 
politischer und gesellschaftlicher Meinungsäußerung 
innerhalb der Bevölkerung und keiner gezielten poli-
tischen Strategie des Gesetzgebers und einer weit ver-
breiteten Unterschätzung der Covid-19-Erkrankung 
geschuldet. Würde das Bedrohungsszenario Covid-19 
durch Lungenpest oder Typhus ersetzt, würden die ge-
sellschaftlichen Prozesse die vorliegende Ausprägung 
der Akzeptanz und der Diskussion der vorliegenden 
Infektionsschutzmaßnahmen haben. Das Land Baden-
Württemberg bezieht klar Stellung zur Impfpflicht, 
welche durch demokratische und rechtsstaatliche Mit-
tel mit Augenmaß zu bewerkstelligen ist. Die bei den 
Schutzmaßnahmen im Rahmen der Verhältnismäßig-
keit notwendige Differenzierung nach dem Impfstatus 
ist von der Gesellschaft hinzunehmen. 

Zu der vom Petenten angeführten „juristischen Bedeu-
tung“ und „Verantwortung“:

Die Unterscheidung zwischen Geimpften und Gene-
senen („immunisierten“) auf der einen und sonstigen 
(„nicht immunisierten“) Personen auf der anderen 
Seite begegnet im Hinblick auf die Infektionsschutz-
maßnahmen keinen gleichheitsrechtlichen Bedenken. 
Denn ein Gleichheitsverstoß nach Artikel 3 Absatz 1 
Grundgesetz (GG) liegt nur vor, wenn wesentlich 
Gleiches ohne sachlichen Grund ungleich behandelt 
wird.
Unabhängig von der Frage, ob immunisierte und 
nicht immunisierte Personen überhaupt „wesentlich 
gleiche“ Personengruppen bilden, liegt ein an den 
Zwecken des Infektionsschutzgesetzes ausgerichteter 
sachlicher Grund für die Differenzierung zwischen 
diesen beiden Gruppen vor: die Bekämpfung der 
Pandemie des Coronavirus zum Gesundheitsschutz 
der Bürgerinnen und Bürger sowie die Vermeidung 
einer Überlastung des Gesundheitssystems. Die aktu-
ellen Auswertungen des RKI zu den Meldedaten zu 
Covid-19 belegen die gute Wirksamkeit der Covid-
19-Impfung. In der geimpften Bevölkerung lag ins-
besondere die Inzidenz der hospitalisierten Fälle deut-
lich unter der Inzidenz der ungeimpften Bevölkerung. 
Dabei lassen sich für die Bevölkerung mit Auffrisch-
impfung noch niedrigere Inzidenzen als für die grund-
immunisierte Bevölkerung beobachten (vgl. Wochen-
bericht des RKI vom 3. März 2022).
Nach derzeitigem Kenntnisstand bieten die Covid-
19-Impfstoffe bei einer Infektion mit der Delta-Vari-
ante eine sehr hohe Wirksamkeit von etwa 90 % ge-
gen eine schwere Covid-19-Erkrankung (z. B. Be-
handlung im Krankenhaus) und eine gute Wirksam-
keit von etwa 75 % gegen eine symptomatische SARS-
CoV-2-Infektion. In Bezug auf die Omikron-Variante 
wurde in Deutschland und verschiedenen anderen 
Ländern eine verminderte Effektivität der Covid-19-
Impfung bzw. ein im Vergleich zur Delta-Variante re-
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Die Petentin begründet ihr Begehren damit, dass in 
Baden-Württemberg nicht ausreichend Impfstoff und 
Impftermine zur Verfügung stünden. Die 2G-Rege-
lung verstoße nach ihrer Ansicht gegen das Grund-
gesetz, da eine Ungleichbehandlung und Diskriminie-
rung bestehe.

Die Maßnahmen der Landesregierung von Baden-Würt-
temberg zur Bekämpfung der Coronapandemie beru-
hen auf einem Gesamtkonzept, welches zudem mit 
den Regierungsverantwortlichen in den anderen Bun-
desländern und dem Bund abgestimmt ist. Im Wesent-
lichen geht es darum, die Anzahl der physischen Kon-
takte, insbesondere unter Beachtung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit zu reduzieren, um so wirk-
sam die weitere Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 
zu verhindern. Entscheidend ist dabei, dass insbeson-
dere Kontakte von Personen reduziert werden, die 
sich und andere aufgrund fehlender Immunisierung 
(geimpft/genesen) mit einer höheren Wahrscheinlich-
keit mit dem Virus SARS-CoV-2 anstecken können, 
die aber auch aufgrund fehlender Immunisierung ein 
höheres Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf 
haben und damit gesundheitsmedizinische Behand-
lung benötigen.

Nach Auffassung der Landesregierung hat sie bei der 
Prüfung der erlassenen Maßnahmen vor allem die kol-
lidierenden Rechtsgüter unter Berücksichtigung des In-
fektionsgeschehens und der fortgeschrittenen Immu-
nisierung umfassend gegeneinander abgewogen, mit 
dem Ergebnis, dass der Schutz von Leben und Ge-
sundheit und der Funktionsfähigkeit des Gesundheits-
systems für einen erneut befristeten Zeitraum die Ein-
griffe in die Rechtsgüter der Betroffenen in Ansehung 
aller sozialen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Auswirkungen auf den Einzelnen und die Allgemein-
heit weiterhin rechtfertigt und überwiegt. Denn ohne 
die Maßnahmen wäre eine Begrenzung des Infekti-
onsgeschehens und eine Sicherstellung der medizini-
schen Versorgung nicht mehr sichergestellt. Die Dif-
ferenzierung zwischen immunisierten und nicht-im-
munisierten Personen beruht dem Grunde nach auf 
einer bundeseinheitlichen Verständigung der Länder 
und der Bundesregierung und ist von deren Beschluss 
der Ministerpräsidentenkonferenz vom 24. Januar 2022 
in jeder Hinsicht gedeckt. Die Ungleichbehandlung 
von nicht-immunisierten Personen gegenüber immu-
nisierten Personen verstößt nicht gegen den allgemei-
nen Gleichheitssatz nach Artikel 3 Absatz 1 Grundge-
setz. Sämtliche wissenschaftliche Studien und Unter-
suchungen kommen zu dem Ergebnis, dass das infek-
tiologische Gefährdungspotenzial von geimpften und 
ungeimpften Personen nicht vergleichbar ist. Die 
Wahrscheinlichkeit, dass sich geimpfte Personen mit 
dem SARS-CoV-2-Virus infizieren, ist zwar nicht 
Null, aber doch sehr deutlich reduziert. Damit verrin-
gert sich denknotwendig auch die Wahrscheinlichkeit, 
dass eine geimpfte Person das SARS-CoV-2-Virus an 
Dritte weitergibt, erheblich.

Eine Ungleichbehandlung geimpfter und ungeimpfter 
Personen sei sachlich gerechtfertigt. Denn sie knüpft 
an das individuelle Risiko an, sich mit dem SARS-
CoV-2-Virus zu infizieren und das Virus an Dritte 

währt, sondern unterliegen einem Gesetzesvorbehalt 
bzw. verfassungsunmittelbaren Schranken. Unter strik-
ter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit, der insbesondere die Beachtung sämtlicher Um-
stände des Einzelfalls einschließlich des aktuellen 
Stands des dynamischen und tendenziell volatilen In-
fektionsgeschehens erforderlich macht, können zum 
Zweck des Gesundheitsschutzes der Bevölkerung ent-
sprechende Maßnahmen ergriffen werden. Die Lan-
desregierung setzt mit dem ausgewogenen Stufensys-
tem, das sich insbesondere an der Sieben-Tage-Hospi-
talisierungsinzidenz und den verfügbaren intensivme-
dizinischen Behandlungskapazitäten ausrichtet, die 
neuen bundesrechtlichen Vorgaben des § 28a Absatz 3 
Infektionsschutzgesetzes rechtswirksam um, nach 
welchen weitergehende Schutzmaßnahmen unter Be-
rücksichtigung des jeweiligen Infektionsgeschehens 
mit dem Ziel getroffen werden, eine drohende Über-
lastung der stationären Versorgung zu vermeiden. 
Mildere, gleich geeignete Maßnahmen zur Erreichung 
des Gesundheitsschutzes stehen nicht zur Verfügung.

Die Landesregierung beobachtet das Infektionsge-
schehen sehr aufmerksam und passt die infektions-
schützenden Maßnahmen gegen die Ausbreitung des 
Virus SARS-CoV-2 regelmäßig an die epidemiologi-
sche Lage an. Nachdem sich der steile Anstieg der 
Infektionszahlen seit Mitte Februar nicht mehr fort-
setzt, erfolgte mit der elften Änderungsverordnung 
der Corona-Verordnung vom 22. Februar 2022 eine 
Anpassung der Schwellenwerte der Sieben-Tage-Hos-
pitalisierungsinzidenz für den Eintritt der jeweiligen 
Stufe innerhalb des Stufensystems. Dies führt in vie-
len Lebensbereichen zu Lockerungen der Schutzmaß-
nahmen zur Bekämpfung der Coronapandemie.

In der Sitzung des Petitionsausschusses am 14. Juli 
2022 wurde ein aus der Mitte des Ausschusses ge-
stellter Antrag, der Petition abzuhelfen, bei zwei Ja-
Stimmen abgelehnt. Sodann beschloss der Petitions-
ausschuss mehrheitlich, dass der Petition über die 
beschlossenen Änderungsverordnungen hinaus nicht 
abgeholfen werden kann.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann über die beschlossenen 
Änderungsverordnungen hinaus nicht abge-
holfen werden.

Berichterstatter: Birnstock

3. �Petition 17/802 betr. Coronapandemie, Zugangs-
regelungen

Die Petentin wendet sich in ihrer Eingabe von Ende 
November 2021 gegen Maßnahmen der Corona-Ver-
ordnung. Sie fordert die Einführung der 3G-Regelung 
anstelle der 2G-Regelung sowie die Einhaltung der 
Menschenrechte.
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4. �Petition 17/574 betr. Verfassungsgerichtshofsge-
setz

Der Petent bittet, eine Änderung des Verfassungsge-
richtshofsgesetzes anzustoßen und die Wahl der Ver-
fassungsrichter neu zu regeln. Anlass für die Petition 
seien die öffentlichen Diskussionen über die zurück-
liegende Verfassungsrichterwahl. Der Petent verweist 
diesbezüglich auf die Ergänzungswahlen zum Verfas-
sungsgerichtshof am 21. Juli 2021. Bei diesen habe 
ein Kandidat in zwei aufeinanderfolgenden Wahlgän-
gen nicht die erforderliche einfache Mehrheit erhal-
ten. Im dritten Wahlgang sei dann mit 37 Ja-Stimmen, 
32 Nein-Stimmen und 77 Enthaltungen die einfache 
Mehrheit erreicht worden. Dies entspräche den Stim-
men von ca. 24 Prozent der Abgeordneten. Im Nach-
gang der Wahl hätten sich Abgeordnete dahin gehend 
geäußert, dass sie den Kandidaten nicht unterstützen 
würden, statt Nein nur aber mit Enthaltung gestimmt 
hätten, um unendlich weitere Wahlgänge zu verhin-
dern und ein entsprechendes Vorschlagsrecht nun 
eben bestehe. 

Der Petent regt vor diesem Hintergrund eine Ände-
rung des Verfassungsgerichtshofsgesetzes an, da all-
gemein anerkannt sei, dass eine Wahl mit übergroßer 
Mehrheit und auf lange Amtszeit der Unabhängigkeit 
und Neutralität eines Verfassungsrichters zuträglich 
sei. Er verweist exemplarisch auf das hessische Recht, 
das ausdrücklich vorsehe, dass Verfassungsrichter „im 
öffentlichen Leben erfahrene Personen des allgemei-
nen Vertrauens und für das Amt eines Mitglieds des 
Staatsgerichtshofes besonders geeignet sein“ sollten. 
Auf Bundesebene und in den meisten Ländern habe es 
sich zudem bewährt, dass Verfassungsrichter mit einer 
Zweidrittelmehrheit gewählt werden würden.

Der Petent verweist ausdrücklich darauf, dass nach 
der derzeitigen Wahlpraxis in Baden-Württemberg, 
die allermeisten Richter mit übergroßer Mehrheit 
zu wählen, nicht mit „Horrorszenarien“ zu rechnen 
sei, wie etwa einem Missbrauch des Wahlverfahrens 
durch die Regierungsfraktionen oder einem Akzep-
tanzverlust des Verfassungsgerichtshofs. Allein aus 
rechtstheoretischer Überlegung heraus sei aber eine 
Neuordnung des Wahlverfahrens angezeigt. Das Ar-
gument, dass das jetzige Wahlverfahren problematisch 
sei, aber bei den aktuellen Verhältnissen gerade kein 
Problem darstelle, sei juristisch und in einer streit
baren Demokratie auch politisch kein tragfähiges Ar-
gument gegen Reformen. 

Auf Basis seiner Überlegungen schlägt der Petent 
daher unter anderem folgende Änderungen des Ver-
fassungsgerichtshofsgesetzes vor: Es sollte ausdrück-
lich bestimmt werden, dass die Mitglieder des Verfas-
sungsgerichtshofs „im öffentlichen Leben erfahrene 
Personen des allgemeinen Vertrauens und für das Amt 
eines Mitglieds des Verfassungsgerichtshofes beson-
ders geeignet sein“ sollten. Diese Bestimmungen wä-
ren dann eine weitgehend deklaratorische Richtschnur 
für das Wahlorgan Landtag. Das Vorschlagsrecht für 
die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des 
Verfassungsgerichtshofs sollte bei einem Landtags-
ausschuss monopolisiert werden, der über die Vor-

weiterzugeben. Dieses individuelle Risiko ist nach 
sämtlichen hierzu vorliegenden Studien und Untersu-
chungen bei geimpften Personen deutlich geringer als 
bei Personen, die sich nicht gegen Covid-19 haben 
impfen lassen. Hinsichtlich des Wirkungsgrads von 
Schutzimpfungen mit den in der Europäischen Union 
zugelassenen Covid-19-Impfstoffen liegen seit Früh-
jahr 2021 erste aussagekräftige Studienergebnisse und 
Untersuchungen vor. Sämtliche Studien kommen über-
einstimmend zu dem Ergebnis, dass Schutzimpfungen 
mit allen in der Europäischen Union zugelassenen 
Covid-19-Impfstoffen zu einer erheblichen Reduktion 
der Suszeptibilität, zu einer erheblichen Reduktion 
des Anteils symptomatischer Fälle und Hospitalisie-
rungen und auch zu einer Reduktion der Infektiosität 
von Personen führen, die sich trotz Impfung gegen 
Covid-19 mit dem SARS-CoV-2-Virus infizieren. 
Vor dem Hintergrund dieser gefestigten wissenschaft-
lichen Erkenntnisse zu den Schutzwirkungen von Co-
vid-19-Impfungen ist es folgerichtig und keinesfalls 
willkürlich, bei dem Anwendungsbereich von Schutz-
maßnahmen zwischen immunisierten Personen und 
nicht-immunisierten Personen zu unterscheiden. Die-
se Differenzierung war nach der bisherigen Recht-
sprechung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Würt-
temberg bereits ausdrücklich geboten. Gehen von im-
munisierten Personen geringere Risiken bezüglich ei-
ner Virusübertragung aus und spielen Geimpfte bei 
der Epidemiologie der Erkrankung wahrscheinlich 
keine wesentliche Rolle, so lassen sich Schutzmaß-
nahmen gegenüber dieser Bevölkerungsgruppe nur 
noch in geringerem Umfang rechtfertigen. Die Lan-
desregierung sieht sich daher gezwungen, für immu-
nisierte Personen und für nicht-immunisierte Perso-
nen jeweils gesondert zu beurteilen, welche Maßnah-
men zum Schutz der Bevölkerung vor einer Ausbrei-
tung des SARS-CoV-2-Virus und zur Gewährleistung 
der Funktionsfähigkeit der intensivmedizinischen Ver-
sorgung im Land erforderlich sind. Die damit verbun-
dene Ungleichbehandlung von immunisierten und 
nicht-immunisierten Personen sei verfassungsrecht-
lich zwingend geboten und letztlich dem Umstand ge-
schuldet, dass eine (freiwillige) Impfung gegen Co-
vid-19 sowohl das individuelle Risiko einer Infektion 
mit dem SARS-CoV-2-Virus als auch epidemiologi-
sche Risiken für die Virustransmission in der Bevöl-
kerung nachweislich verringern.

In der Corona-Verordnung des Landes Baden-Würt-
temberg galt seit dem 23. Februar 2022 in der Warn-
stufe größtenteils die 3G-Regelung, die Voraussetzun-
gen für verschärfte Regelungen wurden darüber hin-
aus angehoben. Ab dem 20. März 2022 galt dann auf-
grund der Änderung des Infektionsschutzgesetzes wei-
testgehend die von der Petentin vorgeschlagene 3G-
Regelung, bevor Anfang April die meisten Regelun-
gen ganz aufgehoben wurden. Das Anliegen der Pe-
tentin hat sich daher mittlerweile erledigt.

Beschlussempfehlung: 

Die Petition wird für erledigt erklärt.

Berichterstatter: Birnstock
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beabsichtigt, mit Ablauf des 31. August 2022 nach 
einer Dienstzeit von 48 Jahren und mit Vollendung 
des 65. Lebensjahres auf Antrag vor Erreichen der 
gesetzlichen Altersgrenze in den Ruhestand zu treten 
und würde ab diesem Zeitpunkt die ihr zustehende 
Versorgung des Landes Baden-Württemberg erhalten. 
Nach Mitteilung der Deutschen Rentenversicherung 
an die Petentin erhält diese die Rente aus dem Ver-
sorgungsausgleich zustehenden Anrecht erst ab 1. Au-
gust 2023, da keine langjährigen Wartezeiten erfüllt 
seien und aufgrund des Lebensalters erst ab diesem 
Zeitpunkt Leistungen aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung bezogen werden können.
Die Petentin beanstandet eine Ungleichbehandlung 
von „Nur-Beamtinnen“ und „Nur-Beamten“ gegen-
über Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, welche 
aufgrund ihrer Erwerbsbiographie eine primäre Alters
vorsorge von der Deutschen Rentenversicherung er-
halten und aufgrund der daher bereits erzielten Warte-
zeit mit dem Rentenbeginn aus dem Versorgungsaus-
gleich nicht warten müssten, bis die rentenversiche-
rungsrechtliche Regelaltersgrenze erreicht sei.

Rechtliche Würdigung:

Bei der Petentin wurde aufgrund ihrer Eheschei-
dung ein familiengerichtlicher Versorgungsausgleich 
durchgeführt, um die während der Ehezeit erworbe-
nen Anwartschaften der Altersversorgung jeweils 
hälftig zu teilen. Hintergrund ist, dass die Versor-
gungsanwartschaften als gemeinsame Lebensleistung 
betrachtet und aufgeteilt werden sollen.
Auf Antrag möchte die Petentin mit Ablauf des  
31. August 2022 aus dem Beamtenverhältnis in den 
Ruhestand treten, da sie sodann das 65. Lebensjahr 
vollendet und eine Dienstzeit von mehr als 45 Jahren 
erreicht hat (§ 40 Absatz 2 Satz 1 Landesbeamtenge-
setz Baden-Württemberg). Ab diesem Zeitpunkt wird 
sie daher eine Versorgung des Landes Baden-Würt-
temberg erhalten. Die rentenversicherungsrechtlichen 
Leistungsvoraussetzungen des aus dem Versorgungs-
ausgleich erworbenen Anrechts bei der gesetzlichen 
Rentenversicherung, welche in die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes fallen, liegen jedoch erst am 
1. August 2023 vor, da sie erst zu diesem Zeitpunkt 
die rentenversicherungsrechtliche Regelaltersgrenze 
erreicht.
Mit dem Gesetz zur Strukturreform des Versorgungs-
ausgleichs vom 3. April 2009 wird statt des bisherigen 
Ausgleichs über die gesetzliche Rentenversicherung 
im Wege der externen Teilung grundsätzlich jede im 
Rahmen einer Scheidung zu teilende Altersversor-
gung innerhalb desjenigen Systems geteilt, bei dem 
das Anrecht der ausgleichspflichtigen Person zum En-
de der Ehezeit besteht. Diese „interne Teilung“ be-
deutet, dass der Ausgleichsberechtigte aufgrund des 
Versorgungsausgleichs einen unmittelbaren Anspruch 
gegen den Versorgungsträger des Ausgleichspflichti-
gen in Höhe des hälftigen Wertes des jeweiligen Ehe-
zeitanteils erhält.
Bei Anrechten aus öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnissen gilt nach § 16 Versorgungsausgleichsgesetz 

schläge mit übergroßer Mehrheit entscheide. Auch die 
eigentliche Wahl sollte dann mit übergroßer Mehrheit 
erfolgen. 

Eine Erforderlichkeit für eine entsprechende Geset-
zesänderung besteht nicht. Der Petent führt zum einen 
selbst bereits aus, dass derzeit kein akuter Bedarf für 
eine Rechtsänderung besteht. Zum anderen zeigt der 
vom Petenten dargestellte Sachverhalt, dass die Wah-
len der Verfassungsrichterinnen und Verfassungsrich-
ter grundsätzlich gerade keinen Anlass dazu geben, 
die Akzeptanz des Verfassungsgerichtshofs zu unter-
graben. Dass in seltenen Ausnahmefällen eine kriti-
sche Auseinandersetzung in den Medien mit ent
sprechenden Stellungnahmen von Abgeordneten statt-
gefunden hat, weist vielmehr darauf hin, dass die De-
mokratie funktionsfähig ist, sich die Landtagsabge-
ordneten grundsätzlich ihrer Verantwortung bei den 
entsprechenden Wahlen bewusst sind und diese auch 
achtsam und umsichtig wahrnehmen.

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass es auch bei 
Direktwahlen wie etwa im kommunalen Bereich beim 
Amt des Bürgermeisters möglich ist, dass eine Person 
allein durch die Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
in das Amt gewählt wird. Diese Wahl ist dann auch 
in einem demokratischen Verfahren zustande gekom-
men und unabhängig davon gültig, ob die Wahlbetei-
ligung gering war und insofern die nicht abgegebe-
nen Stimmen dann ebenfalls wie Enthaltungen in dem 
vom Petenten angesprochenen Wahlverfahren wirken.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Bückner

5. Petition 17/676 betr. Versorgungsausgleich

Die Petentin ist Beamtin des Landes Baden-Württem-
berg und wendet sich gegen die späte Gewährung von 
Leistungen, welche aus ihrem durch Versorgungsaus-
gleich begründeten Anrecht bei der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund herrühren. Die hieraus resultie-
rende Leistung solle ab dem gleichen Zeitpunkt ge-
währt werden, wie ihr Anspruch auf Beamtenversor-
gung.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Sachverhalt:

Die Petentin ist in zweiter Ehe verheiratet. Auch ihr 
geschiedener Ehemann steht als Beamter im Dienst 
des Landes Baden-Württemberg. Diese Ehe der Pe-
tentin wurde im Jahr 2017 geschieden, es wurde vom 
Familiengericht ein Versorgungsausgleich im Wege 
der externen Teilung festgestellt und Versorgungsan-
wartschaften der beiden Geschiedenen in der gesetz-
lichen Rentenversicherung begründet. Die Petentin 
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Für die Regelungen des Rentenrechts, auch für etwai-
ge Ausnahmen im Falle eines extern durchgeführten 
Versorgungsausgleichs bei Geschiedenen, welche die 
Regelaltersgrenze im Rentenrecht noch nicht erreicht 
haben, ist der Bundesgesetzgeber zuständig. 

Zwar kann es in der von der Petentin geschilderten 
Konstellation zu finanziellen Härten kommen. Jedoch 
ist dies keine spezifische Folge der externen Teilung 
von Anrechten aus dem Dienstverhältnis des geschie-
denen Ehemannes der Petentin. Vielmehr ist diese 
Konstellation Ausfluss des seit dem 1. September 2009 
geltenden Versorgungsausgleichsrechts des Bundes, 
wie es sich bereits aus der Gesetzesbegründung zum 
Versorgungsausgleichsgesetz ergibt. Der Bundesge-
setzgeber sieht auch deshalb eine Milderung leistungs-
rechtlicher Auswirkungen in § 35 VersAusglG vor. 
Dieser sieht vor, die Kürzung der laufenden Versor-
gung aufgrund des Versorgungsausgleichs auf Antrag 
(teilweise) auszusetzen, solange die ausgleichs-
pflichtige Person eine laufende Versorgung wegen In-
validität oder Erreichens einer besonderen Altersgren-
ze erhält und sie aus einem im Versorgungsausgleich 
erworbenen Anrecht keine Leistung beziehen kann.

Darüber hinaus würde die Einführung der internen 
Teilung auch im Falle der Petentin zu keinem anderen 
Ergebnis führen, da mit der Entscheidung des Fami
liengerichts vom 6. Juli 2017 rechtskräftig entschieden 
wurde, dass im Wege der externen Teilung Anrechte 
bei der gesetzlichen Rentenversicherung begründet 
wurden. Eine neue familiengerichtliche Durchführung 
des Versorgungsausgleichs ist im Versorgungsaus-
gleichsgesetz für diesen Fall nicht vorgesehen und 
könnte aufgrund der Zuständigkeit des Bundesgesetz-
gebers auch nicht durch das Land Baden-Württem-
berg eingeführt werden. 

Der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags hat 
mit Schreiben vom 8. Februar 2022 zu dem Anliegen 
der Petentin Stellung genommen und ausgeführt, dass 
eine sachgerechte Lösung nicht über das System der 
gesetzlichen Rentenversicherung erfolgen könne und 
es zur Vermeidung des kritisierten Auseinanderfallens 
des Auszahlungsbeginns einer Beamtenpension und 
einer aufgrund der externen Teilung zustehenden ge-
setzlichen Altersrente einer landesrechtlichen Rege-
lung bedürfe, die grundsätzlich eine interne Teilung 
der Anrechte aus dem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis vorsehen würde. Der Petitionsausschuss 
des Deutschen Bundestags hat entgegen der Ausfüh-
rungen der Petentin sich nicht für „unzuständig“ er-
klärt, sondern nach dessen schriftlicher Erläuterung 
die Eingabe für erledigt betrachtet und gebeten mit-
zuteilen, was noch Gegenstand der parlamentarischen 
Prüfung sein soll und darüber hinaus der Petentin 
anheimgestellt, sich an den Petitionsausschuss des 
Landtags von Baden-Württemberg zu wenden. Soweit 
der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags 
ausführt, dass eine interne Teilung das von der Peten-
tin beschriebene Problem divergierender Zeitpunkte 
des Leistungsbeginns der eigenen Versorgung und der 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung lösen 
würde, greift dies zu kurz.

(VersAusglG) jedoch weiterhin der Grundsatz der 
„externen Teilung“. Solange der Träger einer Versor-
gung aus einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder 
Amtsverhältnis keine interne Teilung vorsieht, ist ein 
dort bestehendes Anrecht zu dessen Lasten durch Be-
gründung eines Anrechts bei einem anderen Versor-
gungsträger, etwa der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, auszugleichen. Dieser Grundsatz gilt auch wei-
terhin für die Beamtinnen und Beamten des Landes 
und der Kommunen in Baden-Württemberg. Es wird 
zugunsten des ausgleichsberechtigten Ehegatten ein 
Anrecht in der gesetzlichen Rentenversicherung be-
gründet, wie dies schon vor der Strukturreform der Fall 
war.

Sowohl interne als auch externe Teilung haben als 
Ausgangspunkt gemein, dass der Halbteilungsgrund-
satz zur Anwendung kommt und nach beiden Metho-
den jeweils wertgleiche Anwartschaften entweder in 
der gesetzlichen Rentenversicherung oder im Rahmen 
der internen Teilung unmittelbar gegenüber dem Dienst-
herrn des Ausgleichspflichtigen geschaffen werden.

Für die Zuständigkeit der Länder hat der Bund diesen 
in § 16 VersAusglG für Anrechte auf Beamtenversor-
gung die Möglichkeit eröffnet, an der bisherigen Rechts-
lage der externen Teilung festzuhalten, oder zur inter-
nen Teilung überzugehen.

Entgegen der Auffassung der Petentin hat von dieser 
Möglichkeit bisher kein Bundesland Gebrauch ge-
macht. Eine verfassungsrechtliche Pflicht zur Einfüh-
rung der internen Teilung für Anrechte aus einem Be-
amtenverhältnis zum Land Baden-Württemberg wird 
nicht gesehen.

Ferner darf auch keine verengte Betrachtung auf die 
Fallgestaltung stattfinden, dass die geschiedenen Ehe-
leute im Beamtenverhältnis desselben Dienstherrn 
stehen oder nicht Mitglieder der gesetzlichen Renten-
versicherung sind. Eine umfassende Lösung für alle 
Beamtinnen und Beamten, welche im Rahmen des 
Versorgungsausgleichs Anwartschaften bei der ge-
setzlichen Rentenversicherung begründet wurden und 
vor der Regelaltersrente aus einem Beamtenverhältnis 
in den Ruhestand treten, kann deshalb nicht im Be-
amtenversorgungsrecht, sondern nur im Rentenrecht 
erfolgen. Dieses könnte eine Ausnahme dahin gehend 
vorsehen, dass Rentenansprüche von verbeamteten 
Personen, die auf der Übertragung oder Begründung 
von Rentenanwartschaften aus einem Versorgungs-
ausgleich beruhen, mit Eintritt oder Versetzung in den 
vorzeitigen Ruhestand beantragt oder ausbezahlt wer-
den können. 

Nach der Mitteilung der Deutschen Rentenversiche-
rung hat die Petentin die Voraussetzungen für einen 
dortigen Leistungsbezug zum Eintritt in den Ruhe-
stand am 1. August 2022 noch nicht erfüllt, da sie die 
Regelaltersgrenze noch nicht erreicht hat. Dies wird 
jedoch zum 1. August 2023 der Fall sein. Besonders 
lange rentenversicherungsrechtliche Wartezeiten seien 
ebenfalls nicht erreicht worden, sodass ein früherer 
Leistungsbezug nicht möglich sei.
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Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Bückner

6. �Petition 17/1122 betr. Justizvollzug, Auswirkun-
gen der Coronapandemie

Der Petent begehrt eine rückwirkende „Corona-Aus-
gleichszahlung“ für Hafttage, an denen in den Werk-
betrieben nicht gearbeitet werden konnte, weil die 
jeweils betroffenen Gefangenen vorübergehend in 
pandemiebedingter Quarantäne untergebracht waren 
(1.), die Anrechnung von in Quarantäne verbrachter 
Hafttage auf den Entlassungszeitpunkt (2.), die Fest-
stellung, dass „erschwerte Haftbedingungen“ vorlie-
gen (3.), den Verzicht auf Quarantänemaßnahmen bei 
Vorliegen eines negativen PCR-Tests auf das SARS-
CoV-2-Virus (4.) sowie eine verbesserte regelmäßige 
Kommunikation seitens der Anstalt über „neue Ent-
wicklungen“ hinsichtlich der Pandemielage und zu 
Impfmöglichkeiten (5.).

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Zu 1.:

Es besteht kein gesetzlicher Anspruch auf Fortzahlung 
des Arbeitslohns oder sonstige Ausgleichszahlungen 
im Falle von nicht geleisteter Arbeit in den Werkbe-
trieben des vollzuglichen Arbeitswesens. In der Kon-
sequenz gilt dies auch in Fällen, in denen Gefangene 
Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Ausbreitung 
des SARS-CoV-2-Virus, wie etwa vorübergehenden 
Isolierungs- und Quarantänemaßnahmen, unterworfen 
sind. Unabhängig von der im Rahmen des allgemei-
nen politischen Diskurses zu behandelnden Proble-
matik der etwaigen Schaffung einer entsprechenden 
Rechtsgrundlage für eine Entgeltfortzahlung im voll-
zuglichen Arbeitswesen, ist nach derzeit geltender 
Rechtslage eine (rückwirkende) Bezahlung für nicht 
geleistete Arbeitsstunden nicht vorgesehen. Es ist je-
doch festzuhalten, dass seitens der Aufsichtsbehörde 
und der Anstalt versucht wird, den infolge der Pande-
mie möglicherweise entstehenden finanziellen Belas-
tungen der Gefangenen Rechnung zu tragen, so zum 
Beispiel durch Verzicht auf die Erhebung von Strom-
kosten und den Einzug von Mieten für Fernsehgeräte. 
Ohnehin erhalten Gefangene eine existenzsichernde 
Grundversorgung in Form von Unterbringung, Klei-
dung sowie Verpflegung. All dies berücksichtigend 
ist für die vom Petenten verlangte „Gnadenentschei-
dung“ hinsichtlich einer Bezahlung für nicht geleiste-
te Arbeit kein Raum. Eine solche wäre allenfalls nur 
bei ansonsten – hier nicht gegebenen – schlechthin 
untragbaren Zuständen zu diskutieren. 

Neben den bereits ausgeführten Punkten würde im Fall 
der Petentin auch bei Einführung der internen Tei-
lung, je nach Ausgestaltung, auch das aus dem Ver-
sorgungsausgleich erworbene Anrecht möglicherwei-
se erst im Zeitpunkt des Erreichens der gesetzlichen 
Altersgrenze zum Tragen kommen. Es würde sich in 
diesem Fall kein zeitlicher Unterschied bei Anwen-
dung der internen Teilung und den sich daraus erge-
benden Anwartschaften und Ansprüchen im Vergleich 
zur externen Teilung ergeben. 

Unabhängig von der Frage einer internen oder ex-
ternen Teilung haben es die beteiligten (ehemaligen) 
Eheleute bis zur rechtskräftigen Entscheidung über 
den Versorgungsausgleich auch selbst in der Hand, 
den Versorgungsausgleich durch eine sogenannte Sal-
dovereinbarung auf den Ausgleich nur des überschie-
ßenden Teils der jeweils aufsummierten ehezeitlichen 
Alterssicherungsanwartschaften zu beschränken.

Es ist nicht verfassungsrechtliche Aufgabe des ehe-
maligen Dienstherrn, im Rahmen der zu gewährenden 
Versorgung scheidungsbedingte Rentenansprüche auf-
zufüllen oder auszugleichen. Der Versorgungsaus-
gleich betrifft allein den Ausgleich von während der 
Ehezeit erworbenen Alterssicherungsansprüchen, für 
die der Dienstherr gerade nicht einzustehen hat. Eine 
Heirat und das damit einhergehende immenente Risi-
ko der Ehescheidung sowie die daraus resultierenden 
– auch versorgungsrechtlichen – Folgen sind der pri-
vaten Lebensführung der jeweiligen Betroffenen zu-
zurechnen. Die Beamtenversorgung als Teil der le-
benslangen Alimentation bestimmt sich grundsätzlich 
aus dem letzten erreichten Amt und der Dauer der ru-
hegehaltfähigen Dienstzeiten. Ein Auffüllen der um 
den Versorgungsausgleich geminderten Versorgung 
würde jedoch die erdiente Versorgung erheblich und 
zusätzlich erhöhen. Dies würde im Ergebnis zu einer 
Überalimentation und in diesen Fällen unter Umstän-
den zu einem den durch Amt und Dienstzeit erreich-
baren Höchstruhegehaltssatz überschießenden Ruhe-
gehalt führen, was sich neben dem Alimentationsprin-
zip schon aufgrund des Leistungsprinzips und Gleich-
heitsgrundsatzes verbietet. Es kann daher nicht Auf-
gabe des Dienstherrn sein, über das Beamtenversor-
gungsrecht finanzielle Nachteile auszugleichen, die 
sich als Folge einer Ehescheidung ergeben.

Deshalb kann die Sicherstellung eines sachgerechten 
Versorgungsausgleichs, auch bei vorzeitigem Ruhe-
standseintritt, nur familien- oder rentenrechtlich erfol-
gen. Eine Schließung der möglichen vorübergehenden 
Versorgungslücke hätte daher in den bundesrechtli-
chen Leistungsvoraussetzungen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung regelnden Vorschriften zu erfolgen, 
da diese die aus dem Versorgungsausgleich resultie-
renden Leistungen noch nicht erbringt.

Des Weiteren wird die Petentin auf eigenen Antrag 
vor Erreichen der grundsätzlich geltenden Altersgren-
ze für den Eintritt in den Ruhestand kraft Gesetzes 
und damit auf eigenen Wunsch in den Ruhestand ver-
setzt. Sie kann durch einen späteren, gesetzlich vor-
gesehenen Eintritt in den Ruhestand, dem von ihr ge-
schilderten Konflikt selbst entgegenwirken. 
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tizvollzugsanstalt gegeben hat. Das Begehren des Pe-
tenten sowie der Mitunterzeichner bezieht sich augen-
scheinlich auf diesen Zeitraum. Als Folge der beiden 
Ausbruchsgeschehen wurden durch das zuständige 
Gesundheitsamt umfassende Testungen von Insassen 
angeordnet und umgesetzt. Die für die Bekämpfung 
des Infektionsgeschehens erforderlichen Quarantäne- 
und Absonderungs-/Isolierungsmaßnahmen wurden 
ebenfalls durch das Gesundheitsamt vorgegeben und 
seitens der Justizvollzugsanstalt umgesetzt. Als Folge 
dieser Anordnungen mussten teilweise alle Insassen 
eines betroffenen Bereichs der Anstalt vorübergehend 
voneinander getrennt und in ihren Hafträumen isoliert 
untergebracht werden. Erst nach dem Vorliegen wei-
terer Testergebnisse und nach jeweils vorbestimmten 
Zeiträumen konnten die Maßnahmen – ebenfalls wie-
der in enger Abstimmung mit dem Gesundheitsamt – 
und unter Berücksichtigung der jeweiligen Einzelfälle 
sukzessive wieder gelockert werden (bis hin zur Wie-
deraufnahme der Arbeit in den Werkbetrieben). Daher 
ist dem Vortrag des Petenten, dass die Verantwortung 
für entsprechende Maßnahmen auf das örtliche Ge-
sundheitsamt „abgewälzt“ würde, zu widersprechen. 
Vielmehr waren die Koordination und enge Abstim-
mung der erforderlichen Maßnahmen sowie deren 
Umsetzung zwischen dem Gesundheitsamt und der 
Justizvollzugsanstalt nicht nur rechtlich geboten, son-
dern auch in der Sache unabdingbar, um das Infekti-
onsgeschehen möglichst zügig einzudämmen. Hierbei 
ist zu berücksichtigen, dass in der Justizvollzugsan-
stalt, in welcher eine dreistellige Anzahl von Gefan-
genen untergebracht ist, Eindämmungsmaßnahmen 
zwangsläufig auch mit (vorübergehenden) Einschrän-
kungen einhergehen. Nur so können andere Insassen 
und Bedienstete effektiv geschützt und die weitere Ver-
breitung des eingetragenen Virus unterbunden wer-
den. Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass für 
Gefangene, die ihren Haftraum zeitweise nicht verlas-
sen konnten, in Absprache mit dem Gesundheitsamt 
Möglichkeiten erörtert (und gefunden) wurden, damit 
diese beispielsweise ihre Wäsche waschen lassen oder 
den Müll entsorgen konnten. Ebenso wurde den be-
troffenen Insassen die Möglichkeit gegeben – neben 
dem ohnehin in jedem Haftraum vorhandenen Wasch-
becken –, warmes Wasser zur Körperhygiene zu nutzen. 

Schließlich ist auch zu berücksichtigen, dass es im 
Rahmen solcher Ausbruchsgeschehen nicht einzig auf 
die Frage nach dem Vorliegen eines positiven oder 
negativen Coronatests bei einzelnen Gefangenen an-
kommen kann. Zum einen stellt ein solcher ohnehin 
nur eine Momentaufnahme dar. Zum anderen ist für 
die Frage, welche Schutzmaßnahmen zu verhängen 
sind bzw. ob Quarantänemaßnahmen oder die Isolie-
rung einzelner Gefangener oder Gruppen von Gefan-
genen beendet werden kann, vielmehr das Gesamtbild 
des Ausbruchsgeschehens entscheidend, dessen Ver-
lauf und Dynamik sowie die Anzahl der infizierten 
Personen, einschließlich der jeweils in Absonderung 
verbrachten Zeit von einzelnen oder von Gruppen von 
Gefangenen. Hierbei ist vor allem die epidemiologi-
sche Fachkunde entscheidend, welcher vorliegend, wie 
dargestellt, durch die Abstimmung der Justizvollzugs-

Zu 2.:

Die Anrechnung in Quarantäne verbrachter Hafttage 
auf den Entlassungszeitpunkt ist nicht möglich. Un
abhängig von der Tatsache, dass in pandemiebeding-
ter Quarantäne oder Isolation verbrachte Zeit in der 
Haft – ebenso wie außerhalb des Justizvollzugs – 
zwangsläufig gewisse Einschränkungen für Betroffe-
ne mit sich bringt und es sich bei solchen Maßnahmen 
außerdem nur um vorübergehende handelt, ist für et-
waige Freistellungen aus der Haft oder Anrechnungen 
auf den Entlassungszeitpunkt stets eine gesetzliche 
Grundlage erforderlich. Eine solche besteht vorlie-
gend nicht. 

Zu 3.:

Soweit die Feststellung begehrt wird, wonach infolge 
der Pandemie „erschwerte Haftbedingungen“ gegeben 
seien, ist bereits nicht ersichtlich, welche konkrete 
Bedeutung dem Begriff beigemessen werden soll und 
auch nicht, welche Folgen hieran zu knüpfen wären. 
Es wird nicht angezweifelt, dass es im Laufe der nun 
schon mehr als zwei Jahre dauernden Pandemie zu 
Einschränkungen – beispielsweise beim Gefangenen-
besuch – gekommen ist. Sämtliche Einschränkungen 
bzw. Schutzmaßnahmen sind indes Ausfluss der staat-
lichen Verpflichtung, das Leben und die Gesundheit 
der in den Justizvollzugsanstalten untergebrachten 
Insassen zu schützen. Eine Ausbreitung des SARS-
CoV-2-Virus in den Anstalten soll möglichst verhin-
dert oder zumindest schnellstmöglich eingedämmt 
werden. Hierzu mussten und müssen nach wie vor ad-
äquate Schutzmaßnahmen ergriffen werden, beispiels-
weise die Einführung von Maskenpflichten, die Redu-
zierung von Kontakten oder Quarantänemaßnahmen 
für Kontaktpersonen sowie beim Zugang von Gefan-
genen. Diese Maßnahmen werden unter Beteiligung 
des hiesigen Medizinalreferats und der Zentralen Hy-
gienekomission im Justizvollzug laufend an das Pan-
demiegeschehen sowie die jeweils vorhandenen wis-
senschaftlichen Erkenntnisse zum SARS-CoV-2-Virus 
angepasst. Soweit konkrete Ausbruchsgeschehen be-
troffen sind, erfolgt zudem eine Abstimmung der Jus-
tizvollzugsanstalten mit dem örtlichen Gesundheits-
amt über zu treffende Schutzmaßnahmen (siehe dazu 
auch Ziffer 4. Etwaige Lockerungen werden, sobald 
sie vertretbar und möglich erscheinen, zügig umge-
setzt. Gleichzeitig wird versucht, den mit den Schutz-
maßnahmen einhergehenden Einschränkungen durch 
Erleichterungen für die Gefangenen zu begegnen, so 
etwa durch die Einführung von sog. Videobesuchen 
(„Skype-Besuche“). 

Zu 4.:

Soweit die „Unzulässigkeit“ von Quarantänemaßnah-
men bei Vorliegen eines negativen PCR-Tests auf das 
SARS-CoV-2-Virus geltend gemacht wird, verbunden 
mit der Forderung, „den negativ Getesteten die Mög-
lichkeit zum Hofgang, Duschen, Telefonieren und Be-
suchsterminen zu geben“ ist zunächst festzuhalten, 
dass es seit Anfang März 2022 zwei vergleichsweise 
größere und diffuse Ausbruchsgeschehen in der Jus-
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von Videokonferenzen sowie durch Rundmails regel-
mäßig auf dem aktuellen Stand gehalten.

Das Vorgehen der Justizvollzugsanstalt ist nicht zu 
beanstanden.

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Bückner

7. �Petition 16/5154 betr. Landesbeauftragter für 
den Datenschutz

Die Petenten beanstanden eine nicht erfolgte bzw. nur 
verzögerte Bearbeitung von zwei ihrer Eingaben durch 
den Landesbeauftragten für den Datenschutz (LfD). 
Sie fordern, dass Sachstandsnachfragen, Eingangsbe-
stätigungen und Beschwerdeverfahren zeitnah abge-
schlossen werden. Desweitern begehren sie die Ein-
richtung einer Beschwerdestelle für Bürgerinnen und 
Bürger, wenn diese in Bezug auf die Amtsausübung 
des LfD unzufrieden sind. 

Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

Gemäß § 25 Absatz 1 Satz 2 des Landesdatenschutz-
gesetzes ist der LfD in Bezug auf den Datenschutz 
für nichtöffentliche Stellen die zuständige Aufsichts-
behörde und übt seine Befugnisse entsprechend der 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) in völliger 
Unabhängigkeit aus. Die Petition wurde dem LfD zu-
geleitet. Der LfD hat die Übersendung zum Anlass 
genommen, die Eingabe einer erneuten Prüfung zu 
unterziehen und ggf. die weiteren gebotenen Maß-
nahmen zu treffen. Er hat den Petenten eine Rück-
meldung über das Ergebnis dieser Prüfung zukommen 
lassen.

Zur Forderung der Einrichtung einer Beschwerdestel-
le in Bezug auf die Amtsausübung des LfD:

Der LfD unterliegt aufgrund der in Artikel 52 DSGVO 
europarechtlich festgeschriebenen Unabhängigkeit der 
datenschutzrechtlichen Aufsichtsbehörden weder einer 
Rechts- noch einer Fach- oder Dienstaufsicht. Auf-
grund des Anwendungsvorrangs der DSGVO ist der 
nationale Gesetzgeber daran gehindert, eine behörd
liche Aufsicht über die datenschutzrechtlichen Auf-
sichtsbehörden einzurichten. Dies dient, im Sinne der 
europäischen Gesetzgebung, der Gewährleistung eines 
hohen Niveaus des Schutzes der Grundrechte und 
Grundfreiheiten bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten. Der Europäische Gerichtshof führte 
hierzu in seinem Urteil vom 9. März 2010 aus: „Folg-
lich müssen die Kontrollstellen bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben objektiv und überparteiisch vorgehen. 
Hierzu müssen sie vor jeglicher Einflussnahme von 
außen einschließlich der unmittelbaren oder mittel
baren Einflussnahme des Bundes oder der Länder si-

anstalt mit dem zuständigen Gesundheitsamt Rech-
nung getragen wurde.

Zu 5.:

Hinsichtlich des aus sich heraus nicht ganz schlüssig 
vorgetragenen Begehrens, wonach die Gefangenen 
„unaufgefordert und zeitnah über den aktuellen Stand“ 
zu informieren sind, „so oft es eine Neuentwicklung 
gibt“, folgt aus der Petitionsbegründung, dass damit 
vor allem eine aus Sicht des Petenten nicht zufrieden-
stellende Kommunikation im Zusammenhang mit Impf-
möglichkeiten und im Zusammenhang mit den pande-
miebedingten Schutzmaßnahmen gemeint ist. Der Pe-
tent trägt außerdem vor, dass Gefangenen, trotz ent-
sprechenden Wunsches, eine Impfung nicht ermög-
licht worden sei.

Insoweit ist auszuführen, dass Insassen der Justiz-
vollzugsanstalt bereits im Mai 2021 – an den gleichen 
Tagen wie die Bediensteten der Anstalt – Impfmög-
lichkeiten zur Verfügung standen. Seither wurden 
regelmäßige Impfaktionen durch den dortigen Medi-
zinischen Dienst angeboten. Im Bedarfsfall wurden 
Impfungen zudem durch den Betriebsarzt sowie einen 
Impfdienst – und in der Vergangenheit auch durch ein 
mobiles Impfteam – verabreicht. Am 28. April 2022 
fand eine umfassende Impfaktion in der Justizvoll-
zugsanstalt statt, bei der die dortige Sporthalle zum 
wiederholten Male zu einer „Impfstraße“ umfunktio-
niert wurde. Auch sind nach wie vor weitere Impfter-
mine und -aktionen geplant. Impfungen von Insassen 
werden sowohl seitens der Anstalt wie auch seitens 
der Aufsichtsbehörde ausdrücklich befürwortet und 
gutgeheißen – nach wie vor besteht im baden-würt-
tembergischen Justizvollzug das Ziel, die Impfquote 
unter den Insassen deutlich zu erhöhen. Schon des-
halb werden die Gefangenen in der Justizvollzugs-
anstalt regelmäßig und rechtzeitig über Impfmöglich-
keiten bzw. -aktionen unterrichtet. Im Übrigen kann 
zur Behauptung, dass Gefangenen Impfungen – trotz 
eines entsprechenden Wunsches – nicht ermöglicht 
würden, mangels eines konkreten Vortrags nichts Nä-
heres ausgeführt werden. 

In Bezug auf die jeweils erforderlichen Schutzmaß-
nahmen erfolgte während der oben dargestellten Aus-
bruchsgeschehen eine regelmäßige Unterrichtung der 
Gefangenen über das anstehende Vorgehen sowie die 
jeweilige Situation insgesamt. So wurden beispiels-
weise alle Gefangenen, die im Bereich des Schwer-
punkts der Ausbruchsgeschehen untergebracht waren, 
durch tägliche Sammeldurchsagen seitens der jeweili-
gen Vollzugsabteilungsleitung über aktuelle Entwick-
lungen und über die weitere Vorgehensweise infor-
miert. Ebenso wurden zahlreiche Gespräche über die 
Haftraumkommunikationsanlagen geführt und Anlie-
gen von Insassen – bei entsprechendem Vortrag – 
auch schriftlich bearbeitet. Unaufschiebbare Gespräche 
mit Gefangenen wurden zudem in großen und hinrei-
chend gelüfteten Räumen persönlich geführt. Dane-
ben erfolgten notwendige Unterrichtungen zusätzlich 
durch Aushänge auf den einzelnen Stockwerken. 
Auch die Anstaltsbediensteten wurden im Rahmen 
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davon, ob die dafür erforderlichen Voraussetzungen 
vorliegen würden.

Da sich die Grabstätte auf einem in Obhut der öffent-
lichen Hand befindlichen verwaisten jüdischen Fried-
hof befindet, ist die dauernde Pflege und der dauernde 
Erhalt unter maßgeblicher sachkundiger Mitwirkung 
der IRG Baden unabhängig von einem Eintrag in die 
Gräberliste sichergestellt. 

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann hinsichtlich des Nach-
weises in der Gräberliste nicht abgeholfen 
werden. Soweit die dauernde Pflege und der 
dauernde Erhalt unabhängig von einem Ein-
trag in die Gräberliste sichergestellt sind, 
wird die Petition für erledigt erklärt.

Berichterstatter: Cuny

9. Petition 17/794 betr. Bebauungsplan

I. Gegenstand der Petition

Der Petent beanstandet insbesondere, dass

–	� die im Bebauungsplan festgesetzte Grundflächen-
zahl durch die vorhandene Bebauung überschritten 
wird,

–	� das Grundstück Flst.-Nr. 477/1 eine zu große Ver-
siegelung aufweisen würde, da eine Teilwasserflä-
che für die Grundfläche berücksichtigt würde,

–	� manchen Grundstückseigentümern unentgeltlich die 
Nutzung eines Weges überlassen worden sei,

–	� weitere Grundstücke neu in den Geltungsbereich 
des Bebauungsplans aufgenommen wurden und die 
Eigentümer keine „Anliegergebühren“ zu entrich-
ten hätten,

–	� das Bebauungsplangebiet in vorhandene Biotope 
eingreifen würde, diese Biotope nicht im Bebau-
ungsplan dargestellt wurden und trotz der Eingriffe 
keine (weiteren) Ausgleichsflächen festgesetzt wur-
den. Zudem fragt er an, wer für den Schutz dieser 
Biotope zuständig sei,

–	� Gebäude in den Gewässerrandstreifen gebaut wur-
den und die untere Wasserrechtsbehörde im Zuge 
der Beteiligung zur Bebauungsplanänderung diesem 
Eingriff zugestimmt habe,

–	� keine Umweltverträglichkeitsprüfung unter Berück-
sichtigung der angrenzenden Natura 2000-Gebiete 
durchgeführt worden sei.

II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

1. Sachverhalt

Der bestandskräftige Bebauungsplan „H.-Neufassung“ 
aus dem Jahr 2018 ersetzt die bereits bestehenden Be-

cher sein und nicht nur vor der Einflussnahme seitens 
der kontrollierten Einrichtungen.“ 

Die betroffenen Personen sind dennoch nicht rechtlos 
gestellt. Nach Artikel 78 DSGVO stehen jeder natür-
lichen oder juristischen Person gerichtliche Rechtsbe-
helfe gegen die Aufsichtsbehörden zu. Nach Absatz 2 
Artikel 78 DSGVO besteht ein gerichtlicher Rechts-
behelf auch bei Untätigkeit der Aufsichtsbehörde.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Cuny

8. �Petition 17/570 betr. Eintrag einer Grabstätte in 
Hemsbach in das Gräberverzeichnis

Der Petent wendet sich wegen einer Grabstätte auf 
dem jüdischen Friedhof in Hemsbach an den Petiti-
onsausschuss. Auf dem Grabstein sei vermerkt, dass 
der Verstorbene aus Galizien stamme. Dieser Ort 
habe zum Zeitpunkt des Todes im russischen Kaiser-
reich gelegen. Der Petent bringt weiter vor, dass der 
Verstorbene vermutlich ein russischer Kriegsgefange-
ner gewesen sei, welcher aufgrund der jüdischen Re-
ligionszugehörigkeit auf dem Friedhof in Hemsbach 
bestattet worden sei.

Die Grabstätte sei nicht im Gräberverzeichnis nach § 5 
Absatz 1 Gräbergesetz erfasst und aufgenommen wor-
den. Der Petent bittet um Prüfung des Sachverhaltes.

Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

Die Stadt Hemsbach führt aus, dass das vom Petenten 
genannte Grab nicht in der Gräberliste nach § 5 Ab-
satz 1 Gräbergesetz aufgenommen sei. 

Ob es sich bei der vom Petenten genannten Grabstätte 
um ein Grab handelt, das unter das Gesetz über die Er-
haltung der Gräber der Opfer von Krieg und Gewalt-
herrschaft (Gräbergesetz) fallen könnte, kann im vor-
liegenden Fall nicht abschließend aufgeklärt werden.

Da sich das Grab auf einem verwaisten jüdischen 
Friedhof befindet, sind nach der geltenden Absprache 
zur Betreuung der verwaisten jüdischen Friedhöfe alle 
Einzelfragen hinsichtlich der Grabstätten in Verbin-
dung mit den zuständigen jüdischen Stellen zu klären. 
Damit setzt ein Nachweis in der Gräberliste die Zu-
stimmung der Israelitischen Religionsgemeinschaft 
Baden (IRG Baden) voraus. Diese hat gebeten, grund-
sätzlich von Aufnahmen von Grabstätten auf verwais-
ten jüdischen Friedhöfen im Zuständigkeitsbereich der 
IRG Baden in die Gräberliste abzusehen. Danach 
wäre es selbst bei Vorliegen der materiellen Voraus-
setzungen ausgeschlossen, das vom Petenten ange-
führte Grab in die Gräberliste nach § 5 Absatz 1 Grä-
bergesetz aufzunehmen. Entsprechend der von der 
IRG Baden geäußerten Bitte nicht in der von der Stadt 
geführten Gräberliste nachgewiesen wird unabhängig 
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2. �Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche 
Würdigung

Die Aufstellung und Änderung von Bauleitplänen – 
dazu zählen insbesondere der Flächennutzungsplan 
und die daraus zu entwickelnden Bebauungspläne – 
gehören zu den nach Artikel 28 Grundgesetz (GG) ga-
rantierten Selbstverwaltungsaufgaben der Gemeinden. 
Insoweit können die Gemeinden, vertreten durch die 
von der Bürgerschaft gewählten Gemeinderätinnen 
und Gemeinderäte, die städtebauliche Entwicklung 
in ihrem Gemeindegebiet im Rahmen der zu beach-
tenden Rechtsvorschriften selbst bestimmen. Welche 
Inhalte sie letztlich in ihren Bauleitplänen darstellen 
bzw. festsetzen, entscheiden sie im Rahmen der Ab-
wägung bei der Aufstellung der Bauleitpläne in eige-
ner Verantwortung. 

Zu der vom Petenten beanstandeten ausgedehnten 
Bebauung und Versiegelung werden von ihm keine 
konkreten Grundstücke genannt, welche seiner An-
sicht nach im Widerspruch zu den Festsetzungen des 
Bebauungsplans stehen. Nach Auskunft der unteren 
Baurechtsbehörde sind keine Überschreitungen der im 
Bebauungsplan festgesetzten Grundflächenzahl durch 
ausgedehnte Bebauungen bekannt. Seit dem Inkraft-
treten des Bebauungsplans „H.-Neufassung“ wurden 
zudem keine größeren Vorhaben genehmigt und auch 
der Bebauungsplan orientiert sich mit seinen Festset-
zungen am bisherigen Gebäudebestand. 

Seit Rechtskraft des Bebauungsplanes „H.-Neufas-
sung“ wurden keine größeren Überbauungen geneh-
migt. Die bereits vor Inkrafttreten des Bebauungs-
plans vorhandenen und genehmigten Bebauungen be-
ziehungsweise Nutzungen genießen Bestandsschutz.

Das von dem Petenten zudem beanstandete Grund-
stück Flst.-Nr. 477/1 mit einer Teilwasserfläche, be-
findet sich außerhalb des Geltungsbereichs des Be-
bauungsplans „H.-Neufassung“. Nach § 19 Absatz 3 
BauNVO wird für die Berechnung der maximal zu-
lässigen Grundfläche die Wasserfläche nicht berück-
sichtigt. Die von dem Petenten befürchtete Zulässig-
keit einer durch die Wasserfläche ermöglichten inten-
siveren Bebauung bzw. Versiegelung ist mithin nicht 
begründet.

Die unentgeltliche Nutzung des Weges Flst.-Nr. 2357 
ist rechtlich nicht zu beanstanden. Bereits mit dem 
vorherigen Bebauungsplan „H.“ wurde der Weg für 
die private und die öffentliche Nutzung festgesetzt. 
Der Bebauungsplan „H.“ trat im Jahr 1970 in Kraft 
und wurde im Zuge des Aufstellungsverfahrens im 
Gemeinderat beraten und von diesem beschlossen. 

Der Petent beanstandet, dass die Eigentümer der erst-
malig durch den Bebauungsplan „H.-Neufassung“ 
überplanten Grundstücke keine „Anliegergebühren“ 
zu entrichten hätten. Nachdem der Begriff „Anlie-
gergebühren“ rechtlich nicht normiert ist, können 
damit sowohl Anschluss- und/oder Erschließungs-
beiträge als auch (Ab)Wassergebühren gemeint sein. 
Anschlussbeiträge sind dabei grundsätzlich zu ent-
richten, sobald ein Grundstück an die öffentliche Ein-
richtung angeschlossen werden kann. Die sachliche 

bauungspläne „H. I“ und „H. II“ aus den 1970er-Jah-
ren, die im räumlichen Geltungsbereich des neu ge-
fassten Bebauungsplans liegen. Mit dem neuen Be-
bauungsplan werden die bisher vorhandenen Festset-
zungen überarbeitet. Zusätzlich werden einzelne Grund-
stücke westlich des H.-Sees erstmals neu in den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans „H.-Neufassung“ 
aufgenommen.

Das überplante Gebiet des Bebauungsplans „H.-Neu-
fassung“ befindet sich westlich des Gemeindegebiets, 
welches insbesondere die nordöstliche, östliche und 
südliche sowie südwestliche Uferbebauung des Sees 
regeln soll. Der nordwestliche Teil des Seeufers wird 
vom Bebauungsplan „H. I“ und den Änderungsplänen 
hierzu erfasst und aufgrund fehlenden Änderungser-
fordernisses in die neue Planung nicht mit einbezogen.

Im Uferbereich des Sees wurde das Biotop „Verlan-
dungsbereich westlich K.“ kartiert. Das kartierte Bio-
top verläuft nicht am gesamten Ufer und ist nicht zu-
sammenhängend, sondern es handelt sich um ein Bio-
top mit 15 einzelnen Teilflächen und vier verschie-
denen Biotoptypen. Im nördlichen Bereich des Sees 
(nicht direkt am Ufer gelegen) befindet sich außerdem 
ein Feldhecken-Biotop.

Das Plangebiet umfasst überwiegend Grundstücke mit 
einer Wochenendhausbebauung. Die bebauten und zur 
Bebauung vorgesehenen Flächen wurden hier in ihrer 
Art der baulichen Nutzung überwiegend als Sonder-
gebiete nach § 10 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
in Form von Wochenendhausgebieten dargestellt. Zu-
dem kommt es in kleinen Teilen des überplanten Be-
reichs zur Festsetzung von reinen Wohngebieten nach 
§ 3 BauNVO, Grünflächen sowie einem öffentlichen 
Parkplatz.

Nach dem Maß der baulichen Nutzung setzt der Be-
bauungsplan eine Grundflächenzahl von 0,2 bis 0,4 
sowie bis zu zwei Vollgeschosse fest. Zudem sind in 
den Sondergebieten „Wochenendhäuser“ mit einer 
Grundfläche der Gebäude von maximal 65 Quadrat-
metern zulässig. 

Am 22. Februar 2016 wurde in der Gemeinde der 
Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplans „H.-Neu-
fassung“ gefasst. Die frühzeitige Beteiligung der Öf-
fentlichkeit sowie die frühzeitige Beteiligung der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
fand vom 14. März bis 29. April 2016 statt. Über die 
eingegangenen Stellungnahmen wurde in der Ge-
meinderatsitzung vom 15. Mai 2017 beraten. Der Be-
bauungsplanentwurf wurde anschließend vom 16. Ok-
tober bis 16. November 2017 öffentlich ausgelegt. 
Aufgrund von Änderungen als Folge der eingegange-
nen Stellungnahmen folgten weitere, erneute Beteili-
gungen der Öffentlichkeit sowie Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange. Über die eingegan-
genen Stellungnahmen wurde in der Gemeinderatssit-
zung abschließend vom 16. Juli 2018 beraten sowie 
der Beschluss über den Bebauungsplan gefasst. Der 
Bebauungsplan ist mit ortsüblicher Bekanntmachung 
des Satzungsbeschlusses am 26. Juli 2018 in Kraft ge-
treten. 
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rechtlich gesichert werden, eine weitere Ausweitung 
der zulässigen Wohnnutzung jedoch nicht ermöglicht 
werden soll.
Der Verzicht auf eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
ist ebenfalls nicht zu beanstanden. Nach § 50 Absatz 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung entfällt eine nach diesem Gesetz vorgeschrie-
bene Vorprüfung, wenn für den aufzustellenden Be-
bauungsplan eine Umweltprüfung nach den Vor-
schriften des Baugesetzbuchs durchgeführt wird. Die 
aufgrund der Umweltprüfung nach § 3 Absatz 4 BauGB 
ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschut-
zes wurden im Umweltbericht gemäß § 2a Satz 2 Zif-
fer 2 BauGB als Bestandteil der Begründung zum Be-
bauungsplan dargelegt. 

Beschlussempfehlung: 
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Cuny

10. �Petition 16/751 betr. Zwangsvollstreckungssache, 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes

I. Gegenstand der Petition

Der Petent begehrt eine Zurückstellung von Zwangs-
vollstreckungsmaßnahmen aus der immissionsschutz-
rechtlichen Verfügung des zuständigen Landratsamts 
vom 16. April 2015, durch die der Petent zur Stilllegung 
und Beseitigung der von ihm betriebenen Anlage zum 
Lagern von Abfällen verpflichtet wurde. Gegen den 
Petenten wurde u. a. mit Bescheiden vom 23. Oktober 
2015, 29. November 2016 und 17. April 2019 Zwangs-
gelder festgesetzt und das Landratsamt drohte mit 
Schreiben vom 10. Februar 2020 die Durchführung 
der Ersatzvornahme an. Der Petent beanstandet u. a. 
im Hinblick auf die vermeintlich willkürliche Festle-
gung der Abfalleigenschaft seiner Fahrzeuge und Han-
delsware eine qualitative Bewertung im Einzelfall, 
wie sie nach der Abfallhierarchie vorgesehen sei.

II. Sachverhalt

Der Petent betreibt auf seinem Betriebsgrundstück, 
bestehend aus fünf Flurstücken ein Gewerbe „Maschi-
nen- sowie Ersatzteilehandel; Schrott- und Metallhan-
del“. Er ist Eigentümer von vier Flurstücken, seine 
Schwester ist Eigentümerin eines der betreffenden 
Flurstücke. Immissionsschutzrechtlich wurde der Be-
trieb nicht genehmigt. Auch besitzt der Petent keine 
baurechtliche Genehmigung für die Lagerflächen. 
Aufgrund einer Anzeige über seit Jahren stattfindende 
Abfallablagerungen, Bodenverunreinigungen usw. auf 
dem Autohof des Petenten wurde das Betriebsgelände 
im Beisein des Petenten am 30. Juni 2014 überprüft. 
Dabei wurde festgestellt, dass ca. 100 abgemeldete 
alte Lkw, Pkw, Baumaschinen (Kräne, Bagger, Rau-

Erschließungsbeitragspflicht für die erschlossenen 
Grundstücke entsteht mit der endgültigen Herstellung 
der Erschließungsanlage, wobei ein Grundstück er-
schlossen ist, wenn ihm die Erschließungsanlage die 
Zugänglichkeit vermittelt. Nach Auskunft der Ge-
meinde wurden alle Grundstücke im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans veranlagt. Zudem werden von 
den Grundstückseigentümern die Grundgebühr bzw. 
Verbrauchsgebühren für Wasser und Abwasser begli-
chen.
Die Unterschiede zwischen der Darstellung der Bio-
tope in der Kartierung und der Darstellung der Bio
tope im Entwurf des Bebauungsplans begründen sich 
dadurch, dass die Kartierungen bereits in den 1990er-
Jahren durchgeführt wurden. Seither wurden keine 
Änderungen erfasst. Diese Änderungen ergeben sich 
durch natürliche Veränderungen oder auch aus erteil-
ten Ausnahmen, die unter der Voraussetzung eines 
Ausgleichs an anderer Stelle genehmigt wurden. Bio-
tope, die vor dem 1. März 2010 beseitigt wurden, 
unterlagen darüber hinaus noch nicht dem Biotop-
schutz.
Die Einhaltung des Biotopschutzes wurde im Bebau-
ungsplan „H.-Neufassung“ gewährleistet, indem die 
Biotopflächen in der Planzeichnung als Flächen zum 
Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen nach § 9 Absatz 1 Ziffer 25 Buchstabe b 
Baugesetzbuch (BauGB) festgesetzt wurden. Die Ge-
meinde ist in der Funktion der unteren Baurechtsbe-
hörde sowie nach § 178 BauGB für die Umsetzung 
der Festsetzungen nach § 9 Absatz 1 Ziffer 25 BauGB 
zuständig und hat dafür Sorge zu tragen, dass die 
Festsetzungen eingehalten werden und somit auch die 
Biotopflächen erhalten bleiben. Darüber hinaus wurde 
in den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans 
auch aufgenommen, dass innerhalb der festgesetzten 
privaten Grünflächen die Errichtung von baulichen 
Anlagen, von befestigten Flächen und von künstlichen 
Uferbefestigungen verboten ist. Die Grundstückseigen
tümer sind verpflichtet, diese zeichnerischen und text-
lichen Festsetzungen einzuhalten, unabhängig davon, 
ob sich diese Flächen in Privatgärten befinden. Auf-
grund des Verlaufs der Grundstücksgrenzen im südli-
chen Bereich des Sees befinden sich die Biotope mit 
der geschützten Ufervegetation (u. a. Schilfröhrichte 
und Schwimmblattvegetation) am Ufer des Sees auch 
auf dem Eigentum der Gemeinde, sodass auch in die-
ser Hinsicht eine Verantwortlichkeit der Gemeinde 
vorliegt.
Nach Auskunft der Gemeinde wurden in den vergan-
genen Jahren keine Gebäude innerhalb des Gewässer-
randstreifens errichtet. Der Gewässerrandstreifen im 
Innenbereich wurde dabei erstmals mit dem Wasser-
gesetz vom 3. Dezember 2013, gültig ab 1. Januar 2014 
eingeführt. Die Gebäude, welche vor diesem Stichtag 
errichtet wurden, genießen Bestandsschutz. 
Auch nachteilige Auswirkungen auf die angrenzenden 
Natura 2000-Gebiete waren nicht feststellbar. In der 
Begründung zum Bebauungsplan „H.-Neufassung“ 
ist ausgeführt, dass die bereits bisher planungsrecht-
lich zulässige oder in genehmigter Weise errichtete 
Wohnbebauung in ihrem aktuellen Bestand planungs-
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umweltgefährdender Abfallbeseitigung rechtskräftig 
verurteilt.

Mit seiner Petition vom 18. Januar 2017 begehrte der 
Petent die Zurückstellung der Zwangsvollstreckung aus 
dem Zwangsgeldbescheid vom 29. November 2016 
und einen weiteren zeitlichen Spielraum zur Entsor-
gung der auf seinem Betriebsgelände befindlichen  
38 Fahrzeuge bzw. Geräte.

Am 27. Juni 2018 fand ein Vor-Ort-Termin einer 
Kommission des Petitionsausschusses auf dem Be-
triebsgelände des Petenten statt. In der Folge wurde 
zwischen dem Petenten und dem Landratsamt ein 
Maßnahmenplan mit dem Ziel der Herstellung recht-
mäßiger Zustände auf dem Betriebsgelände des Peten-
ten erarbeitet. Vom Landratsamt war vorgesehen, dass 
der Petent fünf Gegenstände pro Monat, beginnend im 
August 2018, entsorgt oder verkauft. Der Petent hielt 
dagegen lediglich die Räumung von einem Fahrzeug 
pro Monat für realistisch. Selbst das setzte er in der 
Folge aber nicht um. Am 30. August 2018 wurde das 
Betriebsgelände des Petenten durch das Landratsamt 
und das Regierungspräsidium überprüft. Dabei wurde 
festgestellt, dass kein Gegenstand beseitigt wurde. 

In seiner Sitzung am 27. September 2018 hat sich der 
Petitionsausschuss mit Regierungsvertretern über den 
aktuellen Sachstand beraten und von der beabsichtig-
ten Fortführung des Verwaltungsvollstreckungsver-
fahrens Kenntnis genommen. Nach Mitteilung des zu-
ständigen Ministeriums bestand die konkrete Gefahr, 
dass aus den auf den Betriebsgrundstück gelagerten 
Gegenständen umweltgefährdende Stoffe austreten, in 
den Boden einsickern und das Grundwasser verunrei-
nigen. Daraufhin führte das Landratsamt das Verwal-
tungsvollstreckungsverfahren fort. 

Da der Petent nicht wie vereinbart die als Abfall ein-
gestuften Gegenstände beseitigt hat, wurden am 8. Ja-
nuar 2019  6 200 Euro aus dem Zwangsgeldbescheid 
vom 29. November 2016 mittels Kontopfändung bei-
getrieben. Ursprünglich wurde das Zwangsgeld mit 
7.800 Euro festgesetzt. Da der Petent seit der Zwangs-
geldfestsetzung insgesamt vier Abfallpositionen ent-
sorgt hatte, wurde das Zwangsgeld um 800 Euro ge-
kürzt. Darüber hinaus wurden 800 Euro aus früheren 
Zahlungen des Petenten angerechnet.

Am 17. April 2019 setzte das Landratsamt ein weite-
res Zwangsgeld in Höhe von 10 500 Euro (300 Euro/
Abfallposition) fest, um den Petenten erneut dazu zu 
bewegen, zeitnah die als Abfall eingestuften Gegen-
stände selbstständig zu entsorgen oder zu verkaufen. 
Hiergegen hat der Petent Widerspruch beim Land-
ratsamt eingelegt und beim Verwaltungsgericht bean-
tragt, die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs 
anzuordnen. Das Verwaltungsgericht hat den Antrag 
des Petenten am 11. Juli 2019 als unbegründet abge-
lehnt. Die hiergegen eingelegte Beschwerde wurde 
durch Beschluss des Verwaltungsgerichtshofs vom 
16. August 2019 verworfen. Im September 2019 hat 
das Landratsamt das Zwangsgeld in voller Höhe bei-
getrieben.

pen, etc.), Metallschrott und Altreifen auf teilweise 
unbefestigtem, teilweise eingeschottertem und teil-
weise mit einer Bitumenschicht versehenem Boden 
lagern. Die Bitumenschicht war bereits mit Gras und 
kleinen Bäumen bewachsen, sodass sie nicht als was-
ser- und schadstoffundurchlässig betrachtet werden 
konnte. In einem Großteil der Fahrzeuge befanden 
sich noch Betriebsflüssigkeiten. Diese beliefen sich 
auf insgesamt mehrere Hundert Liter Hydrauliköle, 
Bremsflüssigkeiten u. a. Die Fahrzeuge und Bauma-
schinen waren zum größten Teil sehr alt, stark verros-
tet, mit defekten Scheiben, zugewachsen, mit Moos 
überzogen und durch andere Maschinen, Fahrzeuge 
und Schrott so zugestellt, dass eine Inbetriebnahme 
nicht mehr möglich erschien. Bei späteren Besichti-
gungen des Geländes wurde festgestellt, dass bereits 
Betriebsflüssigkeiten ausgetreten waren.

Da die Betriebsflüssigkeiten bei den Altfahrzeugen und 
-maschinen zum damaligen Zeitpunkt überwiegend 
nicht entleert waren, bestand die konkrete Gefahr, 
dass umweltgefährdende Stoffe in den Boden einsi-
ckern und das Grundwasser verunreinigen. Auf Luft-
bildern war erkennbar, dass die Altfahrzeuge und 
-maschinen schon über Jahre auf den Grundstücken 
lagerten. Der Petent teilte mit, dass er immer wieder 
Schrott verkaufe bzw. entsorge und entsprechende 
Belege vorgelegt würden. Er konnte jedoch nur weni-
ge Nachweise über Verkäufe vorlegen. 

Mit Schreiben vom 21. November 2014 wurde der Pe-
tent zum Erlass einer Stilllegungs- und Beseitigungs-
anordnung angehört. Der Petent trug Einwendungen 
im Hinblick auf die Abfalleigenschaft der Fahrzeuge 
vor. Das Landratsamt folgte seinen Einwendungen im 
Hinblick auf die Abfalleigenschaft für einige wenige 
Fahrzeuge. Sie wurden daher nicht in die Stilllegungs- 
und Beseitigungsanordnung aufgenommen. 

Mit Bescheid vom 16. April 2015 verpflichtete das 
Landratsamt den Petenten, die auf seinem Betriebs-
grundstück errichtete Anlage zum Lagern von Ab
fällen stillzulegen und ordnungsgemäß zu beseitigen. 
Am 17. August 2015 und 23. Oktober 2015 wurden 
gegen den Petenten Zwangsgelder festgesetzt, um ihn 
zur eigenständigen Entsorgung der Abfälle zu ver
anlassen. Der erste Zwangsgeldfestsetzungsbescheid 
wurde im Rahmen des Widerspruchsverfahrens ge-
genstandslos. Das zweite Zwangsgeld in Höhe von  
1 000 Euro (200 Euro/Abfallposition) hat der Petent – 
nach Abzug von 200 Euro für eine entsorgte Abfall-
position – freiwillig gezahlt. Nachdem das Verwal-
tungsgericht sowie der Verwaltungsgerichtshof im 
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes die Ein-
stufung der in der Stilllegungs- und Beseitigungsver-
fügung genannten Gegenstände (Altfahrzeuge, diver-
se Baumaschinen wie Kräne, Bagger und Raupen) als 
Abfall bestätigt hatten und die erneute Zwangsgeldan-
drohung überwiegend für rechtmäßig befunden wurde, 
setzte das Landratsamt mit Bescheid vom 29. Novem-
ber 2016 erneut ein Zwangsgeld in Höhe von 7 800 Euro 
(200 Euro/Abfallposition) fest. Im Juli 2016 wurde 
der Petent vom Amtsgericht wegen unerlaubten Be-
treibens einer Anlage in Tateinheit mit fahrlässiger 
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Verwahrlosungserscheinungen geprägt sind (zerstör-
te Scheiben, Vermoosung, Bewachsung mit Büschen 
und Bäumen), der Lagerung im Freien ohne Schutz-
maßnahmen, der Enge und Unzugänglichkeit der 
Gegenstände und der Wahllosigkeit ihrer Anhäufung 
nicht mehr ihrem ursprünglichen Transport- und Fort-
bewegungszweck nach genutzt werden können. Dies 
wird auch durch die in diesem Verfahren ergangenen 
Entscheidungen des Verwaltungsgerichts und des Ver-
waltungsgerichtshofs bestätigt.
Zahlreiche der Gegenstände sind aufgrund der be-
schriebenen Umstände nicht mehr fahrtauglich, sodass 
dem Transport- und Fortbewegungszweck nicht mehr 
genügt werden kann. Ferner kann dem ursprünglichen 
Transportzweck nicht mehr unmittelbar genüge getan 
werden, weil die Gegenstände aufgrund der Enge der 
Lagerung rein faktisch nicht bewegt werden könnten, 
selbst wenn diese funktionstüchtig wären. 
Auch die vom Petenten als Oldtimer und Altersvor-
sorge aufbewahrten Fahrzeuge haben ihren ursprüng-
lichen Verwendungszweck verloren. Bei diesen han-
delt es sich nach Berücksichtigung der Verkehrsan-
schauung um Abfall, wenn aufgrund ihrer Lagerung 
erhebliche Substanzschäden entstehen, die eine Inbe-
triebnahme ohne erhebliche Restaurierung unmöglich 
machen. Denn ein vernünftiger Dritter würde einen 
werthaltigen Oldtimer nicht ungeschützt und repara-
turbedürftig über Jahre lagern, wenn dieser noch wert-
haltig vermarktet werden soll.
Der Verlust des ursprünglichen Zwecks der Gegen-
stände kann auch nicht dadurch in Frage gestellt wer-
den, dass der Petent vorträgt, die Maschinen würden 
als Ersatzteillager für Altmaschinen dienen. Denn 
für die Abfalleigenschaft der Gegenstände ist stets 
auf den Ausgangsgegenstand als Sachgesamtheit ab-
zustellen, nicht auf die demontierbaren Teile. Ist das 
Fahrzeug nicht mehr reparaturfähig und nur noch als 
Teilelager verwendbar, ist sein ursprünglicher Ver-
wendungszweck weggefallen, sodass insgesamt Ab-
fall vorliegt. Bezüglich einer Entnahme von Teilen 
aus Altfahrzeugen, die dem Geltungsbereich der Alt-
fahrzeugverordnung unterliegen (Pkw, leichte Nutz-
fahrzeuge), ist zu beachten, dass eine Demontage nur 
durch anerkannte Demontagebetriebe erfolgen darf. 
Der Petent verfügt nicht über eine solche Anerken-
nung und darf dementsprechend eine Demontage von 
Altfahrzeugen nicht durchführen. Mit der Beseitigung 
der Pkw vom Betriebsgrundstück ist diese Anforde-
rung entfallen, da die danach verbliebenen Abfälle 
nicht dem Anwendungsbereich der Altfahrzeugver-
ordnung unterliegen. 
Es ist auch kein neuer Zweck unmittelbar an die Stelle 
des alten, weggefallenen Transport- und Fortbewe-
gungszwecks getreten. Zum einen konnte der vom 
Petenten vorgetragene neue Zweck des Verkaufs der 
unreparierten Gegenstände als Handelsware in Län-
der Osteuropas und Afrikas nicht an die Stelle des 
ursprünglichen Transportzwecks treten. Denn der Pe-
tent hat, wie sich aus den Ermittlungen der Polizei 
ergeben hat, in den Jahren 1999 bis 2014 lediglich 
17 Gegenstände aus seinem umfangreichen Bestand 
veräußert. In einer so geringen Verkaufstätigkeit kann 

Da auch die erneute Beitreibung des Zwangsgelds den 
Petenten nicht dazu bewegen konnte, die als Abfall 
eingestuften Gegenstände zu entsorgen, drohte das 
Landratsamt am 10. Februar 2020 die Durchführung 
der Ersatzvornahme an. Die voraussichtlichen Kosten 
für die Ersatzvornahme, also die Räumung der als Ab-
fall eingestuften Gegenstände durch Fremdunterneh-
men, wurden mit ca. 150 000 Euro (zzgl. MwSt.) an-
gegeben. Gegen diese Entscheidung erhob der Petent 
am 3. März 2020 Widerspruch. 
Dem Widerspruch konnte seitens des Landratsamts 
nicht abgeholfen werden, weshalb er dem Regierungs-
präsidium vorgelegt wurde. Die Entscheidung des Re-
gierungspräsidiums über den Widerspruch steht noch 
aus.
Die Klage gegen die Stilllegungs- und Beseitigungs-
verfügung vom 16. April 2015 wurde mit Urteil des 
Verwaltungsgerichts vom 26. Mai 2020 abgewiesen. 
Der hiergegen gerichtete Antrag des Klägers auf Zu-
lassung der Berufung wurde mit Beschluss des Ver-
waltungsgerichtshofs vom 19. Oktober 2021 abgelehnt. 
Der Rechtsweg im Hinblick auf die Stilllegungs- und 
Beseitigungsverfügung vom 16. April 2015 ist nun-
mehr ausgeschöpft.

III. Rechtliche Würdigung

1. Abfallbegriff

Abfälle sind nach § 3 Absatz 1 Kreislaufwirtschafts-
gesetz (KrWG) alle Stoffe oder Gegenstände, derer 
sich ihr Besitzer entledigt, entledigen will oder entle-
digen muss. Eine Entledigung ist anzunehmen, wenn 
der Besitzer Stoffe oder Gegenstände einer Verwer-
tung oder einer Beseitigung zuführt oder die tatsächli-
che Sachherrschaft über sie unter Wegfall jeder weite-
ren Zweckbestimmung aufgibt (§ 3 Absatz 2 KrWG). 
Der Wille zur Entledigung ist hinsichtlich solcher 
Stoffe oder Gegenstände anzunehmen, deren ur-
sprüngliche Zweckbestimmung entfällt oder aufgege-
ben wird, ohne dass ein neuer Verwendungszweck 
unmittelbar an deren Stelle tritt (§ 3 Absatz 3 Num-
mer 2 KrWG). Eine unmittelbare Neuwidmung setzt 
dabei einen engen zeitlichen Zusammenhang zwi-
schen dem Fortfall oder der Aufgabe des alten Nut-
zungszwecks und der Bestimmung eines neuen Nut-
zungszwecks voraus, ohne dass es zunächst einer Be-
handlung der Sache bedarf. 
Bei den auf den Grundstücken noch vorhandenen Ge-
genständen handelt es sich um Abfall im Sinne des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes, da die noch vorhande-
nen Gegenstände bei Berücksichtigung der Verkehrs-
anschauung ihren ursprünglichen Verwendungszweck 
verloren, ohne dass ein neuer Verwendungszweck un-
mittelbar an die Stelle des alten getreten ist oder der 
alte Verwendungszweck alsbald wiederaufgenommen 
werden könnte, sodass der Entledigungswille nach § 3 
Absatz 3 Nummer 2 KrWG vermutet wird und es sich 
um Abfall handelt. 
So haben die noch vorhandenen Gegenstände ihren 
ursprünglichen Verwendungszweck verloren, da die-
se aufgrund des Zustands der Gegenstände, die durch 
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fälle handelt, bedürfen gemäß § 4 BImSchG in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 1 der Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und Num-
mer 8.14.3.1 des hierzu ergangenen Anhangs 1 einer 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung. Da der 
Petent auf seinem Betriebsgelände seit Jahren Altfahr-
zeuge, alte Maschinen, alte Maschinenteile etc. lagert, 
die als gefährliche Abfälle einzustufen sind, ist die 
Anlage immissionsschutzrechtlich genehmigungsbe-
dürftig. 
Als Sollvorschrift schränkt § 20 Absatz 2 Satz 1 
BImSchG das Ermessen der Behörde bei der Stillle-
gung oder Beseitigung formell illegaler Anlagen da-
hin gehend ein, dass nur in atypischen Fällen von der 
gesetzlichen Rechtsfolge abgesehen werden darf. Be-
sondere atypische Gründe, die dazu führen, dass das 
Landratsamt nicht einzuschreiten hat, sind nicht er-
sichtlich. 
Im Übrigen hat die zuständige Behörde § 20 Absatz 2 
Satz 2 BImSchG die Beseitigung anzuordnen, wenn 
die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft nicht auf 
andere Weise ausreichend geschützt werden kann. 
Die Voraussetzungen für eine Beseitigungsanordnung 
sind hier gegeben, weil die Allgemeinheit vor dem 
Austritt schädlicher Substanzen (Hydraulik- und Bat-
terieflüssigkeiten, Treibstoffe und Öle) nicht auf an-
dere Weise ausreichend geschützt werden kann.
Das Verwaltungsgericht hat bestätigt, dass durch ein 
zeitweiliges Nichteinschreiten der Behörde auf dem 
Betriebsgelände des Petenten kein Vertrauensschutz-
tatbestand geschaffen wurde, welcher zur Unverhält-
nismäßigkeit eines Einschreitens führen würde. 

4. Sicherungsmaßnahmen

Bei Gesprächen zwischen dem Petenten und dem 
Landratsamt wurde im Hinblick auf Sicherungsmaß-
nahmen zur Verhinderung von Boden- und ggf. 
Grundwasserverunreinigungen mit dem Petenten ver-
einbart, dass bei allen gelagerten Fahrzeugen sicher-
gestellt werden muss, dass keine Bodenverunreini-
gungen durch Tropfverluste entstehen. Im Rahmen 
von Ortsbegehungen durch das Landratsamt und das 
Regierungspräsidium wurden die vorgenommenen Si-
cherungsmaßnahmen überprüft und erneute Tropfver-
luste festgestellt und dokumentiert. 
Sowohl das Landratsamt als auch das Regierungs-
präsidium gehen davon aus, dass verlässliche Siche-
rungsmaßnahmen aufgrund der Topografie des Be-
triebsgeländes, der Bodenbeschaffenheit, der Bauart 
und der Zugänglichkeit der Fahrzeuge nahezu unmög-
lich sind. Die bisher durch den Petenten vorgenom-
menen Sicherungsmaßnahmen (Abdeckungen mittels 
Planen, Unterschieben von Blechtafeln, Unterstellen 
von Eimern und Ähnliches) können einen Eintrag von 
Schadstoffen in den Boden nicht sicher verhindern. 
Daher kann nach wie vor nicht ausgeschlossen wer-
den, dass aus den auf dem Betriebsgrundstück gela-
gerten Gegenständen umweltgefährdende Stoffe aus-
treten und in den Boden einsickern. 

kein Handeltreiben als neuer Zweck gesehen werden. 
Ferner ist die Verwendung als Verkaufsobjekt keine 
neue Zweckbestimmung, da der Verkauf erst vage in 
Zukunft eintreten wird, somit nicht unmittelbar an den 
ursprünglichen Transportzweck anschließt. 

2. Beurteilung der Abfalleigenschaft 

Auf dem Betriebsgelände des Petenten lagern eine 
Vielzahl von Gegenständen. Das Landratsamt hat die-
se nicht pauschal als Abfall eingestuft, sondern eine 
Festlegung für jeden einzelnen Gegenstand getroffen. 

Sowohl das Verwaltungsgericht als auch der Verwal-
tungsgerichtshof sind im einstweiligen Rechtsschutz-
verfahren zu dem Ergebnis gelangt, dass sämtliche 
von der Stilllegungs- und Beseitigungsverfügung vom 
16. April 2015 erfassten Gegenstände dem Abfallbe-
griff unterfallen. Die Abfalleigenschaft der von der 
Stilllegungs- und Beseitigungsverfügung erfassten Ge-
genstände wurde auch durch das Regierungspräsidi-
um im Rahmen des Widerspruchsverfahrens bestätigt. 

Im Hauptsacheverfahren hat das Verwaltungsgerichts 
im Urteil vom 26. Mai 2020 ebenfalls ausgeführt, 
dass es sich bei den auf den Betriebsgrundstücken ge-
lagerten Gegenständen, soweit sie von dem Bescheid 
vom 16. April 2015 erfasst sind und das Verfahren 
hinsichtlich ihrer Beseitigung nicht durch den Wider-
spruchsbescheid vom 19. Februar 2019 eingestellt 
worden ist, um Abfall handelt. Der gegen das Urteil 
des Verwaltungsgerichts gerichtete Antrag des Peten-
ten auf Zulassung der Berufung wurde mit Beschluss 
des Verwaltungsgerichtshofs vom 19. Oktober 2021 
abgelehnt. 

Im Übrigen ist auch das zuständige Amtsgericht im 
strafrechtlichen Verfahren davon ausgegangen, dass 
die gelagerten Gegenstände Abfälle sind. 

Vor diesem Hintergrund ist eine nochmalige Bewer-
tung der Abfalleigenschaft der Gegenstände im Ein-
zelfall nicht erforderlich. 

Der Petent hat am 29. November 2021 beim Land-
ratsamt angefragt, unter welchen Voraussetzungen die 
Abfalleigenschaft für zwei konkrete Fahrzeuge ent-
fallen könne. Mit Schreiben vom 10. Dezember 2021 
wurden dem Petenten die Voraussetzungen für die 
Beendigung der Abfalleigenschaft gemäß § 5 KrWG 
mitgeteilt und auf die bereits zuvor geführten Gesprä-
che und schriftlichen Ausführungen verwiesen, da er 
bereits wiederholt die Absicht geäußert hatte, Fahr-
zeuge restaurieren zu wollen. 

3. Stilllegung und Beseitigung

Gemäß § 20 Absatz 2 Satz 1 BImSchG soll die zu-
ständige Behörde anordnen, dass eine Anlage, die ohne 
die erforderliche Genehmigung errichtet, betrieben 
oder wesentlich geändert wird, stillzulegen oder zu 
beseitigen ist. Anlagen zum Lagern von Abfällen über 
einen Zeitraum von jeweils mehr als einem Jahr mit 
einer Aufnahmekapazität von weniger als 10 Tonnen 
je Tag und einer Gesamtlagerkapazität von weniger 
als 25 000 Tonnen, soweit es sich um gefährliche Ab-
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akt verpflichtet, durch die Behörde oder einen von 
ihr beauftragten Dritten auf Kosten des Pflichtigen 
zu verstehen (vgl. § 25 LVwVG). Die Durchführung 
der Ersatzvornahme kommt grundsätzlich dann in Be-
tracht, wenn ein Zwangsgeld keinen Erfolg erwarten 
lässt. Zwangsmittel sind nach § 20 Absatz 1 LVwVG 
vor ihrer Anwendung schriftlich anzudrohen. Im Fal-
le der Ersatzvornahme sind grundsätzlich die voraus-
sichtlichen Kosten der Ersatzvornahme anzugeben 
(vgl. § 20 Absatz 5 LVwVG).

Nach Einschätzung des Landratsamts ist die Andro-
hung und anschließende Durchführung der Ersatzvor-
nahme das einzig geeignete Mittel, um die Stilllegungs- 
und Beseitigungsverfügung vom 16. April 2015 durch-
zusetzen und die ordnungsgemäße Entsorgung der Ab-
fälle zu erreichen. Mildere, weniger belastende Mittel 
kommen nicht in Betracht bzw. versprechen keinen 
Erfolg. Das mildere Mittel, das Zwangsgeld, erscheint 
vor dem Hintergrund bisheriger Zwangsgeldfestset-
zungen nicht mehr geeignet, um den Petenten zur Er-
füllung seiner Verpflichtung zu bewegen. Die Durch-
führung der Ersatzvornahme erscheint auch angemes-
sen. Dies ist immer dann der Fall, wenn die Nachteile, 
die mit der Maßnahme verbunden sind, nicht völlig 
außer Verhältnis zu den Vorteilen stehen, die sie be-
wirkt, d. h. wenn die Maßnahme zu dem angestrebten 
Erfolg nicht außer Verhältnis steht. Hierbei hat eine 
Rechtsgüterabwägung zu erfolgen. Vorliegend hat das 
Landratsamt berücksichtigt, dass nach wie vor die Ge-
fahr besteht, dass aus den auf dem Betriebsgelände ge-
lagerten Abfällen umweltgefährdende Stoffe austreten 
und in den Boden einsickern. Die von Petenten vorge-
nommenen Sicherungsmaßnahmen, wie Abdeckung 
mit Planen, Auffangvorrichtungen in Form von Ei-
mern usw., sind nicht ausreichend, um den Gefahren-
eintritt sicher zu verhindern. Die Ersatzvornahme be-
einträchtigt daher den Petenten nicht in unangemesse-
ner Weise und steht nach Einschätzung des Landrats-
amts nicht außer Verhältnis zum Zweck der zu voll-
streckenden Anordnung, zumal der Petent nach wie 
vor die Möglichkeit hat, die Abfälle selbst, innerhalb 
einer bestimmten Frist ordnungsgemäß zu entsorgen.

Gegen diese Entscheidung erhob der Petent am 3. März 
2020 Widerspruch. Dem Widerspruch konnte seitens 
des Landratsamts nicht abgeholfen werden, weshalb 
er dem Regierungspräsidium vorgelegt wurde. Die 
Entscheidung des Regierungspräsidiums über den Wi-
derspruch steht noch aus. 

8. Weiteres behördliches Vorgehen

Sobald die Widerspruchsentscheidung des Regierungs-
präsidiums über die Androhung der Ersatzvornahme 
ergeht, beabsichtigt das Landratsamt die Ersatzvor-
nahme durchzuführen. 

Voraussichtlich wird vor Erlass des Widerspruchs-
bescheids ein weiterer Vor-Ort-Termin durch die zu-
ständigen Behörden stattfinden, bei welchem über-
prüft wird, ob und welche der von der Stilllegungs- 
und Beseitigungsverfügung umfassten Gegenstände 
noch auf dem Betriebsgelände vorhanden sind.

5. Hallenbau

Der Petent hat am 17. August 2018 die Baugeneh-
migung zur Errichtung einer Halle erhalten. Nach 
Kenntnis des Landratsamts wurde die Halle bisher 
nicht gebaut.
In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verlagerung der als Abfall eingestuften Ge-
genstände in eine Halle nicht zum Wegfall der Abfall-
eigenschaft dieser Gegenstände führt und somit keine 
grundsätzlich andere rechtliche Beurteilung zur Folge 
hat.

6. Zwangsgeldfestsetzung

Gemäß § 2 des Landesvollstreckungsgesetzes (LVwVG) 
können Verwaltungsakte dann vollstreckt werden, 
wenn sie unanfechtbar geworden sind oder wenn die 
aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs entfällt. 
Sie sollen vor ihrer Anwendung von der Vollstre-
ckungsbehörde schriftlich angedroht werden; dem 
Pflichtigen ist in der Androhung zur Erfüllung der 
Verpflichtung eine angemessene Frist zu bestimmen. 
Für die Auswahl eines Zwangsmittels gilt der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit. Die Entscheidung der 
Behörde, den Petenten zunächst durch Zwangsgeld-
festsetzungen zur eigenständigen Entsorgung der Ab-
fälle zu bewegen, trug den Interessen des Petenten 
Rechnung. Die Höhe der Zwangsgelder war im Ver-
gleich zu den Kosten einer Ersatzvornahme deutlich 
geringer und es wurde erwartet, dass die Zwangsgeld-
festsetzungen die entsprechende Beugewirkung ent-
falten. Die relevanten Fristen und Zwangsgeldfestset-
zungen waren auch verhältnismäßig. 
Die Zwangsgeldfestsetzung vom 23. Oktober 2015 
sowie die Beitreibung der Zwangsgelder aus den 
Zwangsgeldfestsetzungsbescheiden vom 29. Novem-
ber 2016 und 17. April 2019 führten allerdings nicht 
zur angestrebten Zielerreichung. 

7. Ersatzvornahme

Da die wiederholt festgesetzten und beigetriebenen 
Zwangsgelder den Petenten nicht dazu bewegen konn-
te, die als Abfall eingestuften Gegenstände selbststän-
dig zu entsorgen, drohte das Landratsamt am 10. Feb-
ruar 2020 die Durchführung der Ersatzvornahme an. 
Die voraussichtlichen Kosten für die Ersatzvornahme, 
also die Räumung der als Abfall eingestuften Gegen-
stände durch Fremdunternehmen, wurden mit ca.  
150 000 Euro (zzgl. MwSt.) beziffert. Die Angabe der 
voraussichtlichen Kosten beruht auf dem Kostenvor-
anschlag eines Unternehmens vom 1. Juli 2019, wel-
ches im Rahmen des Ortstermins vom 25. Juni 2019 
das Betriebsgelände des Petenten zum Zwecke der Er-
stellung eines Kostenvoranschlags begangen hat. 
Nach §§ 18 ff. LVwVG ist das Landratsamt befugt, 
zur Vollstreckung seiner Verwaltungsakte Zwangs-
mittel anzuwenden. Zu den Zwangsmitteln gehört 
nach § 19 Absatz 1 LVwVG auch die Ersatzvornah-
me. Unter Ersatzvornahme ist die Ausführung einer 
vertretbaren Handlung, zu welcher der Verwaltungs-
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zu haben, namentlich in Form einer Abfindung oder 
eines Ausgleichs seiner Aufwendungen.

Der Petent ist weiter der Meinung, für die von ihm er-
brachten Dienstleistungen hätte seinerzeit ein öffent
liches Vergabeverfahren durchgeführt werden müssen. 
Aufgrund seiner Spezialmaschinen hätte er diesen 
Auftrag gewinnen müssen und hätte sodann auch ei-
nen schriftlichen Vertrag einschließlich Leistungsver-
zeichnis erhalten.

Nachdem der Petent wiederholt einen Anspruch ge-
gen die A-GmbH behauptet hatte, klagte diese dem 
Landgericht auf Feststellung, dass dem Petenten die-
se Forderung nicht zustehe. Das Landgericht gab der 
Klage statt und entschied am 23. Juni 2021, dass die 
Forderung nicht besteht; die Verfahrenskosten wur-
den dem Petenten auferlegt. Mit Beschluss des Land-
gerichts vom 14. Juli 2021 wurden die Kosten auf  
18 807,10 Euro festgesetzt. Der Petent hatte zunächst 
beim Oberlandesgericht Berufung gegen das Urteil 
des Landgerichts eingelegt, diese dann aber wieder 
zurückgenommen. Das Oberlandesgericht hat dem 
Petenten mit Beschluss vom 5. August 2021 auch die 
Kosten des Berufungsverfahrens auferlegt.

Der Petent hatte weiter Beschwerde gegen den Streit-
wertbeschluss des Landgerichts eingelegt. Diese Be-
schwerde wurde vom Landgericht und anschließend 
vom zuständigen Oberlandesgericht mit Beschluss vom 
21. September 2021 als unbegründet zurückgewiesen.

Nachdem weder die Zahlungsaufforderung vom 15. Juli 
2021 an den Petenten und dessen anwaltschaftliche 
Vertretung noch eine Erinnerung vom 27. Juli 2021 
zu einer Zahlung auf die in den gerichtlichen Ent-
scheidungen festgestellten Zahlungsverpflichtungen 
führten, hat die A-GmbH am 6. September 2021 den 
Vollstreckungsauftrag an den Gerichtsvollzieher er-
teilt.

Der Petent hat mit weiteren Eingaben an den Petiti-
onsausschuss und die A-GmbH versucht, die Zwangs-
vollstreckung zu verhindern.

III. Rechtliche Würdigung

Bei der A-GmbH handelt es sich um eine private Ge-
sellschaft. Gegenstand der kommunalen Rechtsauf-
sicht ist nur die Tätigkeit einer Kommune einschließ-
lich ihrer Eigenbetriebe; hingegen unterliegt das Tun 
rechtlich selbstständiger juristischer Personen des Pri-
vatrechts nicht der Aufsicht der Rechtsaufsichtsbehör-
den. Dies gilt grundsätzlich auch für Beteiligungsge-
sellschaften der Kommunen und damit auch für die 
vorliegend betroffene Abfallwirtschaftsgesellschaft des 
Landkreises. Eine Verpflichtung des Landkreises, auf 
die A-GmbH dahin gehend einzuwirken, die gericht-
lich festgesetzten Kosten beim Petenten nicht geltend 
zu machen, ist nicht ersichtlich. Es ist nicht Aufgabe 
der Rechtsaufsichtsbehörde, in privatrechtliche Strei-
tigkeiten zwischen Bürgerinnen und Bürgern und pri-
vatrechtlich organisierten Unternehmen einzugreifen. 
Hierfür gibt es den ordentlichen Rechtsweg. Dement-
sprechend liegen hier auch gerichtliche Entscheidun-
gen vor, die überdies rechtskräftig sind.

Darüber hinaus ist vorgesehen, die bislang noch nicht 
als Abfall eingestuften Fahrzeuge/Maschinen im Hin-
blick auf die evtl. zwischenzeitlich eingetretene Ab-
falleigenschaft zu überprüfen. Nach Einschätzung des 
Landratsamts könnte die Mehrzahl dieser mittlerweile 
ebenfalls die Abfalleigenschaft erfüllen. 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass nach wie 
vor die Gefahr besteht, dass aus den auf dem Betriebs-
grundstück gelagerten Gegenständen umweltgefähr-
dende Stoffe austreten und in den Boden einsickern. 
Die zuständigen Behörden sind seit Sommer 2014 be-
müht, durch Gespräche, wiederholte Einräumung von 
Fristverlängerungen, Erarbeitung eines Maßnahmen-
plans und ähnliches den Petenten zur freiwilligen Ent-
sorgung der Abfälle zu bewegen. Alle bisherigen Be-
mühungen der zuständigen Behörden blieben im We-
sentlichen ohne Erfolg, sodass weitere Maßnahmen 
zur zwangsweisen Durchsetzung der Stilllegungs- und 
Beseitigungsverfügung vom 16. April 2015 nach Auf-
fassung des Landratsamts und der zuständigen Fach-
aufsichtsbehörde unumgänglich sind. 
Abschließend wird darauf hingewiesen, dass der Pe-
tent jederzeit die Möglichkeit hat, die weiteren Voll-
streckungsmaßnahmen abzuwenden, indem er die als 
Abfall eingestuften Gegenstände selbstständig entsorgt 
oder verkauft.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Epple

11. �Petition 17/397 betr. Öffentliche Auftragsver-
gabe

I. Gegenstand der Petition

Der Petent wendet sich mit der Petition gegen die dro-
hende Vollstreckung aus einem gerichtlich ergange-
nen Kostenfestsetzungsbeschluss. Ferner begehrt er 
die Überprüfung einer bereits längere Zeit zurücklie-
genden vergaberechtlichen Angelegenheit.

II. Sachverhalt

Die A-GmbH ist eine Gesellschaft des privaten 
Rechts, deren Gesellschaftszweck in der Abfallwirt-
schaft liegt. Der Petent führt u. a. Dienstleistungen 
mit Spezialmaschinen durch, wie z. B. Erdbauarbeiten 
und Kranarbeiten. Er hat in den Jahren 2005 bis 2007 
für die A-GmbH Dienstleistungen in einer Deponie 
durchgeführt. Diese Arbeiten wurden jedoch nach 
Schließung der Deponie eingestellt. Der Petent gibt 
an, dass ihm der Auftrag vom Betriebsleiter der A-
GmbH längerfristig mündlich zugesichert worden sei 
und er im Vertrauen darauf weitere Spezialmaschinen 
hierfür angeschafft habe. Ein schriftlicher Vertrag 
oder eine Dokumentation liege nicht vor. Der Petent 
ist der Ansicht, eine Forderung gegen die A-GmbH 
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gungen weiterhelfen sollen. Wenn der Petent zum da-
maligen Zeitpunkt, der 15 bis 17 Jahre zurückliegt, 
der Ansicht gewesen wäre, dass der Auftrag hätte aus-
geschrieben werden müssen, hätte er sich bei einer 
Vergabe oberhalb des EU-Schwellenwerts innerhalb 
einer bestimmten Frist an die Vergabekammer wenden 
müssen, um eine De-Facto-Vergabe, d. h. die Vergabe 
eines öffentlichen Auftrages ohne die Durchführung 
eines formalen Vergabeverfahrens, zu rügen. Dies 
wäre aber in seiner damaligen Situation unlogisch ge-
wesen. Denn dann hätte er die Auftragserteilung an 
sich selbst gerügt, mit der Folge, dass der Vertrag 
nach dem damals geltenden § 13 der Vergabeverord-
nung nichtig gewesen wäre. Das Rechtsinstitut der De 
Facto-Vergabe wurde auch nicht dazu geschaffen, um 
denjenigen Auftragnehmer zu begünstigen, der von 
der De-Facto-Vergabe gerade profitiert hat, weil er 
ohne Ausschreibung den Auftrag erhalten hat.
Vergaberechtliche Erwägungen kommen hier somit 
ebenfalls nicht zum Tragen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Epple

12. �Petition 17/889 betr. Angelegenheit der Stadt 
und der Polizei

Die Petentin begehrt die Überprüfung der Entschei-
dung des Landtags über ihre vorangegangene Petition 
16/4594 (vgl. Drucksache 16/9153) zu der aus ihrer 
Sicht durch die Stadt unrechtmäßig erfolgten Zwangs-
abmeldung. Seit diesem Zeitpunkt würden in ihrer 
Immobilie Flüchtlinge wohnen, ohne dafür Miete und 
Nebenkosten zu zahlen. Außerdem teilt sie mit, dass 
sie aufgrund eines internationalen Haftbefehls gesucht 
werde. Ihre Petition richtet sich auch gegen das Ver-
halten von Polizeibeamten sowie gegen ein aus ihrer 
Sicht unrechtmäßig verhängtes Bußgeld wegen er-
folgter Anmeldung eines Kraftfahrzeugs.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Bezüglich der aus Sicht der Petentin unrechtmäßig 
erfolgten Zwangsabmeldung und den diversen Frage-
stellungen im Zusammenhang mit Mietverhältnissen 
wird auf den Bericht und die Entscheidung zur voran-
gegangenen Petition 16/4594 verwiesen. 
Zu dem weiteren Vorbringen der Petentin hat die Prü-
fung Folgendes ergeben:

– Haftbefehl wegen fehlendem Versicherungsschutz

Die Petentin führte laut Handelsregister des zuständi-
gen Amtsgerichts zwei Unternehmen. Zum einen war 
sie unter der Firma M. unternehmerisch tätig. Zum an-
deren war sie sowohl Alleingesellschafterin als auch 
Geschäftsführerin der C. GmbH.

Aufgabe der Rechtsaufsicht ist es, die Gesetzmäßig-
keit der kommunalen Verwaltungen sicher zu stellen. 
Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, dass das Verwal-
tungshandeln des Landkreises nicht rechtmäßig war. 
Es besteht daher im Ergebnis weder für das Regie-
rungspräsidium als für das Landratsamt zuständige 
Rechtsaufsichtsbehörde noch für das Innenministeri-
um als oberste Rechtsaufsichtsbehörde Veranlassung 
für ein Tätigwerden.

Der Petent hat von der Möglichkeit der gerichtlichen 
Überprüfung des gegen ihn ergangenen Urteils des 
Landgerichts keinen Gebrauch gemacht, indem er sei-
ne Berufung kurz nach Einlegung wieder zurückge-
nommen. Stattdessen strebt er die Korrektur des mitt-
lerweile rechtskräftigen Urteils und des in Folge des 
Urteils ergangenen Kostenfestsetzungsbeschlusses im 
Wege einer Petition an.

Die gerichtliche Entscheidung ist rechtskräftig und 
kann inhaltlich nicht mehr überprüft werden. Sofern 
der Petent nun erneut Entschädigungsansprüche be-
hauptet, über die noch eine Einigung erzielt werden 
müsse, handelt es sich wohl um die Forderungen, die 
Gegenstand des Gerichtsverfahrens waren und die 
ausweislich der gerichtlichen Entscheidung dem Pe-
tenten gerade nicht zustehen. Der Petent kann, auch 
im Wege einer Petition, keine Einigung hierüber ver-
langen. Eine entsprechende Petitionsentscheidung wür-
de zudem der gerichtlichen Entscheidung, wonach die-
se Forderungen gerade nicht bestehen, widersprechen.

Hinsichtlich des Vollstreckungsauftrags vom 6. Sep-
tember 2021 wird der hier tätig gewordene Gerichts-
vollzieher allein im Auftrag der A-GmbH als Voll-
streckungsgläubigerin tätig (§ 753 Absatz 1 ZPO). Die 
Vollstreckungsgläubigerin entscheidet über das „Ob“ 
und „Wie“ der Zwangsvollstreckung. Insoweit ist dem 
Petitionsausschuss eine Bewertung des Vorgehens der 
A-GmbH nicht möglich.

Auch soweit sich die Petition auf die Überprüfung des 
Vergabeverfahrens richtet, erweist sich die Petition 
als unbegründet.

Schon das Landgericht führt in den Urteilsgründen 
aus:

„Der Beklagte geht ferner davon aus, dass eine Aus-
schreibung bei der Auftragsvergabe zu Unrecht unter-
lassen wurde. Es ist aber weder nachvollziehbar vor-
getragen, noch sonst ersichtlich, welchen Anspruch 
der Beklagte daraus herleiten will. Nachdem der Auf-
trag an ihn vergeben wurde, ist es ohne nähere Dar-
legung nicht nachvollziehbar, inwieweit hierdurch ein 
Anspruch des Beklagten entstanden sein soll.“

Diese Ansicht wird geteilt. Ob die Vergabe zum da-
maligen Zeitpunkt rechtmäßig war, kann dahinstehen. 

Soweit der Petent in der Petition ausführt, die Arbeiten 
hätten damals öffentlich ausgeschrieben werden müs-
sen, er hätte dann aufgrund seiner Spezialmaschinen 
den Zuschlag mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit erhalten und damit einen schriftlichen 
Vertrag aufgrund eines Leistungsverzeichnisses in 
Händen gehabt, ist nicht ersichtlich, wie diese Erwä-
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vertrag zu einer Geldstrafe von 70 Tagessätzen zu je 
70 Euro verurteilt. Der Einspruch der Petentin gegen 
den Strafbefehl wurde durch Beschluss des Amtsge-
richts vom 14. September 2017, rechtskräftig seit  
20. Oktober 2017, als unzulässig verworfen, der An-
trag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand als 
unbegründet zurückgewiesen. Mit Verfügung vom  
8. Januar 2018 wurde die Petentin zum Antritt der Er-
satzfreiheitsstrafe geladen. Am 21. Februar 2018 er-
ließ die Staatsanwaltschaft Vorführbefehl. Am 9. Ap-
ril 2018 wurde die Petentin mit Vollstreckungshaftbe-
fehl zur Festnahme ausgeschrieben, weil polizeiliche 
Ermittlungen ergeben hatten, dass sich die Petentin 
ins Ausland abgemeldet hatte. Am 3. August 2018 
wurde die Petentin festgenommen. Am 2. Oktober 
2018 wurde die Petentin aus der Haft entlassen, nach-
dem die restliche Geldstrafe bezahlt worden war.

Die Petentin wandte sich unter der Firma M. mit 
Schreiben vom 13. Juni 2021 an das zuständige Re-
gierungspräsidium. Darin legte sie Widerspruch ge-
gen den Bescheid des Landratsamts vom 19. Dezem-
ber 2016 zur Außerbetriebsetzung des Kraftfahrzeugs 
ein, der an die C. GmbH gerichtet war. Daraufhin 
wurde das Landratsamt mit Erlass vom 28. Juli 2021 
aufgefordert, die Abhilfe des Widerspruchs zu prüfen 
und im Falle der Nichtabhilfe die Akten dem Regie-
rungspräsidium zur Entscheidung vorzulegen. Nach-
dem das Landratsamt dem Widerspruch nicht abhel-
fen konnte, wurden die Akten samt Bericht vom  
25. August 2021 dem Regierungspräsidium zur Ent-
scheidung vorgelegt. Von dort wurde die Petentin mit 
Schreiben vom 3. September 2021 erfolglos aufgefor-
dert, einen Zustellungsbevollmächtigten im Inland zu 
benennen.

Mit E-Mail vom 6. Oktober 2021 und vom 12. Okto-
ber 2021 erläuterte das Regierungspräsidium der Pe-
tentin die Sach- und Rechtslage.

Mit Bescheid vom 21. Oktober 2021 wies das Regie-
rungspräsidium den unzulässigen Widerspruch der 
Firma M. zurück. Nachdem die Zustellung an dieses 
Unternehmen unter der sich aus dem Handelsregister 
ergebenden Geschäftsanschrift nicht möglich war, wur-
de der Bescheid mit Benachrichtigung vom 26. Okto-
ber 2021 öffentlich zugestellt.

Bewertung:

Die Außerbetriebsetzung des Kraftfahrzeugs aufgrund 
des fehlenden Haftpflichtversicherungsschutzes beruht 
auf § 25 Absatz 4 der Fahrzeug-Zulassungsverord-
nung (FZV) in Verbindung mit § 5 Absatz 1 und Ab-
satz 2 FZV sowie § 14 Absatz 1 FZV. Aufgrund einer 
Anzeige des Haftpflichtversicherers nach § 25 Absatz 1 
FZV hat die Zulassungsbehörde sofort tätig zu werden.

Da die Zustellung des Bescheids durch das Landrats-
amt an die Firma M. nicht möglich war und die Firma 
laut Auskunft des Gewerbeamts nicht mehr existierte, 
wurde ein inhaltsgleicher Verwaltungsakt an die C. 
GmbH gerichtet und erfolgreich zugestellt. Auf dieses 
Unternehmen ist das Lastschriftmandat im Zuge der Zu-
lassung des Kraftfahrzeugs gemäß § 3 Kraftfahrzeug-

Die Firma M. wurde von der Petentin am 18. August 
2016 rückwirkend zum 31. Dezember 2015 abgemel-
det. 

Die C. GmbH wurde durch rechtskräftigen Beschluss 
des Amtsgerichts vom 9. Dezember 2019 aufgelöst. 
In diesem wurde die Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens über das Vermögen der Gesellschaft mangels einer 
den Kosten des Verfahrens entsprechenden Masse ab-
gewiesen.

Das Kraftfahrzeug wurde am 14. Oktober 2016 auf 
die Firma M. bei der Zulassungsbehörde angemeldet. 
Der benannte Haftpflichtversicherer teilte dem Land-
ratsamt am 13. Dezember 2016 mit, dass der erforder-
liche Haftpflichtversicherungsschutz für das Fahrzeug 
seit dem 14. Oktober 2016 nie bestanden habe.

Das Landratsamt verfügte am 13. Dezember 2016 die 
Außerbetriebsetzung des Fahrzeugs wegen fehlendem 
Haftpflichtversicherungsschutz an die Fahrzeughal-
terin, die Firma M. Ein Zustellungsversuch bei der 
Fahrzeughalterin scheiterte. Laut Auskunft des Ge-
werbeamts existierte das Unternehmen nicht mehr.

In der Folge wurde der C. GmbH am 21. Dezember 
2016 ein mit ordentlicher Rechtsbehelfsbelehrung ver-
sehener Bescheid zur Außerbetriebsetzung des Kraft-
fahrzeugs erfolgreich zugestellt.

Das Fahrzeug wurde am 10. Januar 2017 vom Ermitt-
lungsdienst des Landratsamts entstempelt und schließ-
lich am 11. Januar 2018 nach mehrmaliger erfolgloser 
Aufforderung zur Abmeldung von Amts wegen abge-
meldet. 

Die Petentin wurde durch Strafbefehl des zuständigen 
Amtsgerichts vom 10. November 2016, rechtskräftig 
seit 1. Dezember 2016, wegen Kennzeichenmissbrauchs 
und vorsätzlichen Gebrauchs eines Fahrzeugs ohne 
Haftpflichtversicherungsvertrag zu einer Geldstrafe von 
50 Tagessätzen zu je 40 Euro verurteilt. Die Petentin 
hatte an ihrem Fahrzeug entstempelte Kennzeichen 
angebracht, obwohl sie wusste, dass diese zu einem 
anderen Fahrzeug gehörten, und fuhr zum Flughafen, 
obwohl das Fahrzeug nicht zugelassen war und auch 
kein gültiger Haftpflichtversicherungsvertrag bestand. 
Nachdem die Geldstrafe nicht bezahlt worden war, er-
folgte am 16. März 2017 eine Ladung zum Antritt der 
Ersatzfreiheitsstrafe auf den 24. April 2017.

Am 17. Mai 2017 erließ die Staatsanwaltschaft einen 
Vorführbefehl, da die Petentin sich nicht gestellt und 
die Geldstrafe nicht bezahlt hatte. Die Petentin wur-
de daraufhin am 23. Juni 2017 durch Polizeibeamte 
festgenommen, wobei sie sich heftig zur Wehr setzte 
und schließlich in den Streifenwagen erbrach. Durch 
die Verbringung zum Streifenwagen trug die Petentin 
ausweislich des Festnahmevermerks kleine Abschür-
fungen an den Füßen davon. Am 30. Juni 2017 wurde 
die Petentin nach Zahlung der Restgeldstrafe aus der 
Haft entlassen.

Die Petentin wurde ferner durch Strafbefehl des zu-
ständigen Amtsgerichts vom 12. Juli 2017, rechtskräf-
tig seit 2. August 2017, wegen vorsätzlichen Gebrauchs 
eines Kraftfahrzeugs ohne Haftpflichtversicherungs-
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folgbare Straftat lägen nicht vor. Das Anzeigevorbrin-
gen, das sich in pauschalen Behauptungen erschöpfe, 
und dem keine darüberhinausgehenden nachprüfbaren 
Tatsachen entnommen werden könnten, könne keinen 
Tatverdacht begründen. Diese Würdigung ist nicht zu 
beanstanden.

– �Türöffnung am 12. Januar 2018 durch das Polizei-
revier Y

Die Petentin gibt an, dass sich am 12. Januar 2018 
Bedienstete des Polizeireviers Y ohne ihr Wissen und 
in ihrer Abwesenheit Zugang zu ihrer Immobilie in 
X verschafft haben und das Türschloss getauscht hät-
ten. Der „neue“ Schlüssel sei durch die Polizei ein-
behalten worden. Die Petentin habe daraufhin den 
Polizeiposten X angerufen und dort sei ihr mitgeteilt 
worden, dass der Austausch durch das Polizeirevier Y 
veranlasst worden wäre, ohne dass ihr dazu ein Grund 
mitgeteilt wurde. Sie hätte bei winterlichen Tempera-
turen in der Garage übernachten müssen. 

Bewertung:

Aus datenschutzrechtlichen Gründen werden Vorgän-
ge, die zu keinem Ermittlungsverfahren führen, nach 
spätestens einem Jahr gelöscht. Daher sind aus dem 
Jahr 2018 keine Vorkommnisberichte mehr vorhanden. 
Eine Abfrage beim Polizeiposten X ergab, dass es 
wohl durch einen Gerichtsvollzieher einen Austausch 
gegeben haben könnte. Die genauen Umstände waren 
aber aufgrund des Zeitablaufs nicht mehr nachvoll-
ziehbar.

Mit Fax vom 15. Januar 2018 hat sich die Petentin in 
dieser Angelegenheit an das Justizministerium ge-
wandt und begehrte Auskünfte dazu, auf welcher ge-
setzlichen Grundlage die Maßnahme getroffen worden 
sei. Ausweislich des Vermerks des zuständigen Sach-
bearbeiters vom 19. Januar 2018 hatte sich die Peten-
tin jedoch zwischenzeitlich bereits an die zuständige 
Gerichtsvollzieherin gewandt, weshalb kein Anlass 
für weitergehende Maßnahmen bestand.

– Vorwürfe gegen den Polizeibeamten G. 

Im Juni 2018 soll laut Angaben der Petentin der Poli-
zeibeamte G. Interesse am Erwerb der Immobilie der 
Petentin in der Stadt X gehabt haben. Im März 2021 
soll der Polizeibeamte, der laut Angaben der Petentin 
inzwischen ein im Immobilienbereich angesiedeltes 
Nebengewerbe angemeldet hat, erneutes Interesse am 
Erwerb der Immobilie gezeigt haben. 

Im Jahr 2018 hatte der Polizeibeamte ein Kaufinte-
resse an der Immobilie für sich selbst. Der Kauf sei 
allerdings nach Absage durch die Petentin nicht zu 
Stande gekommen. Am 19. Mai 2021 habe es zwar 
zwischen dem Polizeibeamten und der Tochter der 
Petentin Kontakt über eine Internetplattform gegeben, 
ein weiteres Kaufangebot sei aber nicht erfolgt.

steuer-Durchführungsverordnung (KraftStDV) zum Zwe-
cke der Kraftfahrzeugbesteuerung ausgestellt worden.
Da die Petentin unter ihrer nicht mehr existenten Fir-
ma M. Widerspruch einlegte, ist der Widerspruchsbe-
scheid des Regierungspräsidiums auch an diese Firma 
gerichtet worden. Ein Zustellungsversuch an die zu-
letzt im Handelsregister hinterlegte Adresse der Firma 
M. scheiterte. Da die C. GmbH ebenfalls nicht mehr 
existent war, schied eine Zustellung an diese von vor-
neherein aus. Die Petentin hat lediglich eine private 
Postfachanschrift im Ausland angegeben. Der Auffor-
derung zur Benennung eines Zustellungsbevollmäch-
tigten im Inland nach § 9 Absatz 1 Nummer 2 und 
Absatz 3 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) ist die 
Petentin nicht nachgekommen. Dementsprechend wur-
de der Widerspruchsbescheid gemäß § 73 Absatz 3 
Satz 2 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in Ver-
bindung mit § 10 Absatz 1 Nummer 2 VwZG (bzw. 
nach § 11 Absatz 1 Nummer 2 Landesverwaltungszu-
stellungsgesetz (LVwZG) als inhaltsgleiche Norm 
nach baden-württembergischem Landesrecht) öffent-
lich zugestellt. Die entsprechende Benachrichtigung 
war im Zeitraum vom 26. Oktober 2021 bis 9. No-
vember 2021 auf der Webseite des Regierungspräsi-
diums öffentlich einsehbar. Der Benachrichtigung 
lässt sich der Aufbewahrungsort des Bescheids beim 
Regierungspräsidium entnehmen.
Gegen den Widerspruchsbescheid des Regierungsprä
sidiums kann die Petentin keinen weiteren Widerspruch 
einlegen. Das Vorverfahren nach §§ 68 ff. VwGO ist 
abgeschlossen. Aufgrund bereits eingetretenen Frist-
ablaufs gemäß § 74 Absatz 1 VwGO kann der Wider-
spruchsbescheid nicht mehr mit einer Anfechtungs-
klage angegriffen werden.

– Vorwürfe gegen Rechtsanwalt S.

Die Petentin erstattete mit mehreren identischen Schrei-
ben vom 8. Februar 2021 bzw. 9. Februar 2021 (ge-
meint sein dürfte: 2022) Strafanzeige gegen Rechts-
anwalt S. wegen Diebstahls, Betrugs und Untreue. 
Die Petentin trägt vor, dass sie Rechtsanwalt S. im 
August 2018 damit beauftragt habe, in einer Mietan-
gelegenheit gegen einen säumigen Mieter tätig zu 
werden. Der Angezeigte habe daraufhin Kontakt mit 
ihrer Bank aufgenommen und, ohne dass die Petentin 
dies gewünscht habe, Auskünfte eingeholt. Außerdem 
habe er sich eine Grundschuld in Höhe von 50 000 Euro 
für ein Objekt der Petentin eintragen lassen. Die Pe-
tentin beklagt sich darüber, dass der Angezeigte ihr 
bis jetzt die Schreiben, die er während des Mandats be-
kommen habe, nicht zurückgegeben und den Grund-
schuldbrief für ihre Immobilie nicht herausgegeben 
habe. Außerdem habe der Angezeigte offensichtlich 
ihre Kontoverbindungen an Dritte weitergegeben, da-
mit diese ihr Konto pfänden könnten.

Bewertung:

Die Staatsanwaltschaft gab der Strafanzeige der Pe-
tentin mit Verfügung vom 3. März 2022 gemäß § 152 
Absatz 2 der Strafprozessordnung (StPO) keine Folge. 
Zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für eine ver-
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werde, gab er ihr lediglich zur Auskunft, dass deren 
Wohnung nicht zu vermieten sei. Der Polizeibeamte 
S. hat anderen Personen gegenüber hierzu keine Aus-
sage getroffen und demzufolge auch keine Dienstge-
heimnisse preisgeben.
Zum Vorfall mit dem Schlüsseldienst: Zur Klärung 
der Frage, welche Handlungen dem Herrn K. vom 
Schlüsseldienst mutmaßlich von einem Beamten des 
Polizeipostens Y untersagt wurden, nahm die Revier-
leitung des Polizeireviers Z mit diesem am 21. März 
2022 telefonischen Kontakt auf. In dem Telefonat 
teilte Herr K. mit, dass er zur eigenen Absicherung 
des Auftrags beim Polizeiposten Y vorstellig gewe-
sen sei. Dort habe man ihm lediglich geraten, bei dem 
Auftrag vorsichtig zu sein, da es in der Vergangenheit 
schon zu Rechtsproblemen gekommen sei. Man habe 
ihn dann an die Stadtverwaltung verwiesen. Auf die 
Frage, ob ihm von einem Beamten des Polizeipostens 
der Austausch eines Schlosses untersagt wurde, ver-
neinte dies Herr K. und fügte hinzu, dass ihm dies die 
Polizei ja gar nicht verbieten könne. Ferner meinte der 
Inhaber des Schlüsseldienstes, dass er sich aufgrund 
der Gesamtumstände selbst dazu entschieden habe, 
den Auftrag nicht zu erledigen.
Da sich weder der Polizeibeamte S. noch der Polizei-
beamte T. an ein Gespräch mit dem Schlüsseldienst 
erinnerten, erkundigte sich die Revierleitung bei dem 
Polizeibeamten W., welcher zur damaligen Zeit eben-
falls bei dem Polizeiposten beschäftigt war. Dieser er-
innerte sich an ein kurzes „Flurgespräch“ mit einem 
Mitarbeiter eines Schlüsseldienstes, der im Anwesen der 
Petentin ein Schloss tauschen wollte. Aufgrund der 
zurückliegenden Sachverhalte habe er geraten, vor-
sichtig zu sein und ihn an die Stadtverwaltung verwie-
sen. Der Polizeibeamte erinnerte sich außerdem, dass 
es um den Austausch eines Schlosses in der oberen 
Wohnung gegangen sei. 

Bewertung:

Die Weitergabe von personenbezogenen Daten ist mög-
lich, wenn gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) eine Ein-
willigung des Betroffenen vorliegt oder es, wie in Ar-
tikel 6 Absatz 2 DSGVO festgelegt, eine spezifische 
rechtliche Grundlage dafür gibt. Im vorliegenden Fall 
findet sich eine solche spezifische Rechtsgrundlage 
im Polizeigesetz.
Die Erkenntnisse zu den Mietverhältnissen der Peten-
tin erlangte der Polizeiposten in den Strafverfahren 
wegen Betrugs gegen die Petentin. Diese wurden dann 
für andere als die Erhebungszwecke an nichtöffentliche 
Stellen (hier: Mietinteressentin und Schlüsseldienst) 
übermittelt.
Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass eine Per-
son in einem überschaubaren Zeitraum eine Straftat 
begehen oder zu ihrer Begehung beitragen wird, die 
sich gegen Leib, Leben, Freiheit, die sexuelle Selbst-
bestimmung, den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes oder bedeutende fremde 
Sach- oder Vermögenswerte richtet, kann die Poli-
zei gemäß § 29 Absatz 2 Polizeigesetz andere Per-

Bewertung:

Die Prüfung hat ergeben, dass die nebentätigkeits-
rechtlichen Vorschriften eingehalten worden sind. 
Weder das fachliche noch das dienstliche Verhalten 
des Polizeibeamten ist zu beanstanden.

– Vorwürfe gegen die Polizeibeamtin T.

Die Petentin gibt an, dass sie Ende Juni 2019 durch 
die Polizeibeamtin T. angeblich beschuldigt worden 
sein soll, mehrere beleidigende E-Mail-Schreiben an 
den Polizeiposten X geschickt zu haben. Auf ihre An-
frage habe sie keine Antwort erhalten. 
Ein Vorwurf gegenüber der Petentin, dass diese be-
leidigende E-Mails an den Polizeiposten übersandt 
haben soll, ist der Beamtin nicht mehr bekannt. Durch 
die Polizeibeamtin wurde angeführt, dass bei einem 
strafrechtlich relevanten Verhalten eine entsprechen-
de Strafanzeige gegen die Petentin an die Staatsan-
waltschaft vorgelegt worden wäre.
Am 1. Januar 2022 hat die Petentin über die Inter-
netwache beim Landeskriminalamt eine Strafanzeige 
gegen die Polizeibeamtin erstattet. Diese Strafanzeige 
wurde an das zuständige Polizeipräsidium übersandt 
und von dort zur strafrechtlichen Relevanzprüfung an 
die Staatsanwaltschaft übermittelt. 

Bewertung:

Nach Prüfung des Sachverhalts wurde durch die 
Staatsanwaltschaft am 2. März 2022 von der Einlei-
tung eines Ermittlungsverfahrens nach § 152 Absatz 2 
StPO abgesehen. Anhaltspunkte für ein Fehlverhalten 
der Beamtin haben sich nicht ergeben.

– �Vorwürfe gegen den Polizeibeamten S. in Bezug auf 
Äußerungen im Gespräch mit Frau R. und Vorfall 
mit dem Schlüsseldienst

Nach Aussage des Polizeibeamten S. habe die Peten-
tin die von Frau M. bewohnte Wohnung wiederholt 
zur Vermietung angeboten, obwohl die Wohnung von 
Frau M. bewohnt war. Geschädigte „Neumieter bzw. 
Neumieterinnen“ erschienen daraufhin beim Polizei-
posten Y und erstatteten zum Teil auch Anzeige (we-
gen Betrugs), zuletzt im Jahr 2019. Von den Geschä-
digten wurde seitens der Petentin zunächst ein Miet-
vertrag unterschrieben und eine Kaution sowie die 
erste Monatsmiete verlangt. Zum Zeitpunkt des Um-
zugs mussten die „Neumieter bzw. Neumieterinnen“ 
dann feststellen, dass die Wohnung noch von Frau M. 
bewohnt war. Trotz dieser Anzeigen kam es zu weite-
ren Anfragen von mietinteressierten Personen, die bei 
Frau M. geklingelt haben und die Wohnung besich-
tigen wollten. Die verunsicherten Personen wandten 
sich dann an den Polizeiposten. Welchen konkreten 
Inhalt das Telefonat zwischen dem Polizeibeamten S. 
und Frau R. hatte, war nach einem Jahr nur bedingt zu 
rekapitulieren. Der Polizeibeamte ging seiner Einlas-
sung zufolge davon aus, dass die Petentin erneut ver-
suchen würde, die von Frau M. bewohnte Wohnung 
zu vermieten. Damit Frau R. nicht auch geschädigt 
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Im Falle einer verzögerten Verfahrensbearbeitung steht 
den Verfahrensbeteiligten grundsätzlich die Verzöge-
rungsrüge offen, die bei dem mit der Sache befassten 
Gericht einzulegen ist. Dem Gericht ist stets eine aus-
reichende Vorbereitungs- und Bearbeitungszeit zuzu-
gestehen, die der Schwierigkeit und der Komplexität 
der Rechtssache und der Arbeitsbelastung des Ge-
richts insgesamt angemessen Rechnung trägt. In die-
sem Zusammenhang ist vorliegend zu berücksichti-
gen, dass es in dem von der Petentin benannten Ver-
fahren wiederholt zu Klagerweiterungen gekommen 
ist, die jeweils eine erneute Festsetzung des Streit-
werts sowie die Anforderung von Gerichtskostenvor-
schüssen erforderlich gemacht haben, welche teilwei-
se durch die Petentin nicht einbezahlt wurden. Darü-
ber hinaus kam es mehrfach zu Beschwerden in Zu-
sammenhang mit der Festsetzung des Streitwerts bzw. 
der Entscheidung über Prozesskostenhilfeanträge der 
Petentin, über die jeweils auch das Landgericht zu 
entscheiden hatte. Solche Vorgänge führen naturge-
mäß zu einer längeren Verfahrensdauer. Anhaltspunk-
te dafür, dass die Bearbeitung des Amtsgerichts unter 
keinem denkbaren Aspekt rechtlich vertretbar und als 
Akt der Willkür bzw. groben Unrechts anzusehen wä-
re, bestehen nicht. 

– Internationaler Haftbefehl 

Die Petentin führt aus, sie sei „offensichtlich inter-
national zur Fahndung ausgeschrieben“ worden. Die 
Details zu einem Haftbefehl seien ihr bis zum heuti-
gen Tage nicht bekannt gemacht worden. 

Die Prüfung hat ergeben, dass die Behauptung der Pe-
tentin, sie sei in dieser Sache international zur Fahn-
dung ausgeschrieben worden, unzutreffend ist.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Epple

13. �Petition 17/468 betr. Stellenbesetzungsverfahren

Der Petent beanstandet das Stellenbesetzungsverfah
ren im Zusammenhang mit seiner Bewerbung im 
Frühjahr 2018 auf eine bis 31. März 2019 befristete 
Stelle an einer Hochschule. Die Stelle hatte schließ-
lich eine Mitbewerberin erhalten. 

Der Petent führt aus, dass er sich im Frühjahr 2018 
auf eine bis 31. März 2019 befristete Stelle bewor-
ben habe. Am 26. April 2018 sei dem Petenten mit-
geteilt worden, dass man sich für eine Mitbewerberin 
entschieden habe. Da der Petent meint, dass die Aus-
sagen der Hochschule und des örtlichen Personalrats 
bezüglich der Absage widersprüchlich seien, habe er 
daraufhin erfolglos Akteneinsicht beantragt. 

Der Petent trägt weiter vor, zwischenzeitlich wieder an 
der Hochschule beschäftigt zu sein. Die Absage im Jahr 

sonen hierüber informieren, sofern diese als Opfer 
der drohenden Straftat in Betracht kommen oder 
deren Kenntnis von der drohenden Straftat aus an-
deren Gründen unbedingt erforderlich ist. Zu diesem 
Zweck kann die Polizei die betroffenen Personen an-
sprechen.

Der Polizeiposten durfte folglich auf die Probleme 
mit der Petentin hinweisen, da die Polizei im Rahmen 
ihrer Aufgabenerfüllung für die Verhinderung wei-
terer Straftaten im Zusammenhang mit der Petentin 
originär zuständig ist sowie ggf. zum Schutz privater 
Rechte – nämlich einem drohenden Vermögensscha-
den der Personen. Eine verklausulierte Warnung, dass 
es in zurückliegender Zeit Probleme gab, die nicht 
näher ausgeführt wurden, war daher zulässig und ist 
nicht zu beanstanden.

Schutzwürdige Interessen der Petentin liegen nicht 
vor, da sie durch ihr zurückliegendes Verhalten kei-
nen höheren Schutz genießt, als die Personen, die sich 
ratsuchend an die Polizei wandten. 

Dieser Vortrag war zudem Gegenstand einer Straf-
anzeige der Petentin vom 1. April 2021 gegen den 
Polizeibeamten S. wegen „Verdacht auf Amtswillkür 
und Amtsdelikt“. Die Staatsanwaltschaft gab dieser 
Strafanzeige mit Verfügung vom 27. April 2021 kei-
ne Folge, weil weder Anhaltspunkte für eine strafbare 
Verletzung eines Dienstgeheimnisses gegeben seien 
(der Polizeibeamte habe laut Gesprächsprotokoll nicht 
über einen Haftbefehl gesprochen), noch die zutref-
fende Auskunft, dass das Haus der Petentin noch be-
wohnt sei, den Tatbestand einer üblen Nachrede be-
gründe.

Sämtliche Strafanzeigen wurden durch die Polizei-
beamten an die zuständige Staatsanwaltschaft wei-
tergeleitet. Da teilweise kein strafrechtlich relevan-
tes Verhalten festgestellt werden konnte, wurden die 
Anzeigen ohne weitere Ermittlungen an die Staats-
anwaltschaft weitergeleitet. Es gibt daher keinerlei 
Anhaltspunkte, dass durch die Petentin erstattete An-
zeigen nicht bearbeitet oder an die Staatsanwaltschaft 
weitergeleitet worden sind.

Soweit die von der Petentin angesprochenen Sachver-
halte konkret nachvollzogen werden konnten, hat deren 
Überprüfung keinen Anlass zu Beanstandungen ergeben.

– �Klageverfahren im Zusammenhang mit Mietverhält-
nissen vor dem Amtsgericht sowie dem Landgericht

Die Petentin rügt, dass ihre Verfahren gegen ihre Mie-
ter vom Amtsgericht abgewiesen und die Berufung 
vom Landgericht abgelehnt wurden.

Bewertung:

Sowohl die gerichtliche Entscheidung in der Sache, 
als auch prozessbegleitende Entscheidungen oder Hand-
lungen einer Richterin/eines Richters unterliegen der 
richterlichen Unabhängigkeit. Dazu zählt grundsätz-
lich auch die zeitliche Bearbeitung eines Verfahrens. 
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Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Gehring

14. �Petition 17/857 betr. Bearbeitung von Be-
schwerden nach dem Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz u. a. 

Der Petent bezieht sich in seinen Eingaben vom Janu-
ar 2022 unter anderem auf die lange Bearbeitungszeit 
seitens der Hochschule zu seinen beiden Beschwer-
den nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) und die angemessene Prüfung der Beschwer-
den. Außerdem kritisiert der Petent eine ihm gegen-
über von der Hochschule erteilte arbeitsrechtliche 
Ermahnung. Der Petent reicht zudem die Forderung 
nach, das Verfahren zur Verbeamtung seines direkten 
Vorgesetzten auszusetzen, bis über die Beschwerden 
des Petenten abschließend entschieden wurde.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

1. Beschwerde nach § 13 AGG

Der Petent hat sich per Schreiben vom 3. Juli 2021 
mit zwei Beschwerden an die Beschwerdestelle der 
Hochschule gewandt. Da die Beschwerdepunkte sehr 
ausschweifend, teilweise unstrukturiert und offenbar 
emotional belegt waren, wurde zunächst versucht, 
Kontakt mit dem Petenten aufzunehmen, um zu klä-
ren, ob ein Konflikt im Hintergrund steht oder ob es 
andere Auslöser für die beiden Beschwerden gibt.
In der Folge hat die Hochschule eine Moderation 
durch eine externe Beraterin initiiert. Diese führte mit 
dem Petenten und seinem Vorgesetzten jeweils Ein-
zelgespräche zur Vorbereitung der Moderation. Die 
Beraterin teilte anschließend mit, dass es zwischen 
dem Petenten und seinem Vorgesetzten keinen Kon-
flikt gebe und eine Moderation daher nicht zielfüh-
rend sei. Vielmehr liege die Problematik in der Per-
sönlichkeit des Petenten. Sie empfahl, mit dem Peten-
ten ein Gespräch zu führen und dabei den Abbruch 
der Mediation sowie die weitere Zusammenarbeit im 
Fachgebiet anzusprechen. Seit Oktober 2021 wurden 
mehrere Versuche unternommen, Gesprächstermine 
zu finden, die einmal seitens der Hochschule wegen 
einer Terminkollision und ansonsten durchgehend von 
dem Petenten wegen Arztterminen, Erkrankungen 
oder spontanen Urlaubs abgesagt wurden. Zuletzt hat 
der Petent einen ihm für den 15. Februar 2022 ange-
botenen Gesprächstermin wegen eines Ergotherapie-
Termins abgesagt. 
Nachdem sich die Vermutung eines zwischenmensch-
lichen Konflikts zwischen dem Petenten und seinem 
Vorgesetzten im Rahmen der vor der geplanten Medi-
ation geführten Einzelgespräche aus Sicht der Hoch-
schule nicht bestätigte, wurden die Beschwerden be-
arbeitet. Diesbezüglich wurde bei dem Vorgesetzten 

2018 würde ihn aber weiterhin seelisch stark belasten, 
da deren Umstände nach wie vor ungeklärt seien.
Der Petent hatte sich im Juli 2021 erneut an das Per-
sonalreferat der Hochschule gewandt und um die Be-
antwortung von Fragen zu dem Auswahlverfahren im 
Jahr 2018 gebeten. Auf seine Anfrage habe er keine 
Rückmeldung erhalten und deshalb die vorliegende 
Petition eingereicht.
Die Hochschule hat mit Schreiben vom 30. September 
2021 die Fragen des Petenten beantwortet. Offenbar 
hat dieser das Antwortschreiben erst erhalten, nach-
dem er sich an den Petitionsausschuss gewandt hat. 
Die Hochschule führt in ihrer Stellungnahme aus, 
dass die Personalabteilung zunächst versucht habe, 
die eventuell hinter der Petition stehende Problematik 
mit Hilfe einer externen Beratung zu klären. Die hier-
für engagierte Beraterin habe jedoch nach Gesprächen 
mit dem Petenten und seinem Vorgesetzten festge-
stellt, dass kein Konflikt zwischen den Parteien beste-
he. Sie vermute vielmehr außerhalb des Arbeitsver-
hältnisses liegende Auslöser für die problematische 
Situation. Dieses Ergebnis sollte durch die Personal-
abteilung mit dem Petenten besprochen werden. 
Allerdings habe der Petent bereits mehrere Termin-
vorschläge aufgrund kollidierender Arzttermine abge-
sagt und seit Ende September 2021 sei eine Termin-
findung aufgrund seiner Urlaubs- und Krankheitspha-
sen ebenfalls nicht möglich gewesen. 

Bewertung:

Die Hochschule hat dem Petenten in ihrem Schreiben 
vom 30. September 2021, das sich mit dem Einrei-
chen der Petition offenbar überschnitten hat, angebo-
ten, in seine Personalakte Einsicht nehmen zu können.
Die Sachakte über das Auswahlverfahren liegt der 
Hochschule nicht mehr vor, da diese entsprechend 
den Datenschutzvorschriften vernichtet wurde. Zu-
dem stünde dem Petenten jetzt kein Einsichtsrecht in 
die Sachakte mehr zu, da die Stelle längst besetzt und 
der Vorgang höchstpersönliche Daten von anderen 
Bewerbern enthält. Der Petent hätte direkt nach Ab-
lehnung Konkurrentenklage erheben können, dann 
hätte die Hochschule die Sachakten vorlegen müssen 
(gegebenenfalls mit Schwärzung sensibler personen-
bezogenen Daten der anderen Bewerber).
Zudem legt die Hochschule plausibel dar, dass aus-
schließlich Eignungskriterien den Ausschlag für die 
Auswahlentscheidung gaben und keine sachfremden 
Erwägungen. 
Die Hochschule nimmt im o. g. Schreiben an den Pe-
tenten außerdem zu den anderen Konflikten Stellung, 
die zwischen dem Petenten und der Hochschule be-
stehen. Auch der Versuch der Moderation und die 
Gesprächsangebote, die bislang vom Petenten nicht 
wahrgenommen wurden, zeigen, dass die Hochschule 
sich bemüht hat, etwaige mit dem Petenten bestehen-
de Konflikte auszuräumen.
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Bewertung:

Der Petent hat durch das ständige ungewollte Kontak-
tieren mit seinen teils sehr anzüglichen Nachrichten 
die Studentin stark belastet. Nach dem vonseiten der 
Hochschule mitgeteilten Sachverhalt könnte es sich 
aus Sicht des Wissenschaftsministeriums sogar um 
ein strafbares Verhalten (Nachstellung) handeln.

Die Einschätzung des Petenten, es handle sich um 
eine rein private Angelegenheit, die die Hochschule 
nichts angehe, ist unzutreffend. Die Hochschule hat 
eine Schutzpflicht gegenüber ihren Studierenden und 
gegenüber ihren Beschäftigten. Der Petent hat als 
Angestellter der Hochschule die arbeitsvertragliche 
Pflicht, die Belästigung von Studierenden und Be-
schäftigten zu unterlassen. Die Hochschule hat daher 
auch dafür Sorge zu tragen, dass Studierende und Be-
schäftigte nicht befürchten müssen, von Bediensteten 
im Kontext der Hochschule belästigt zu werden. 

Vor diesem Hintergrund erscheint die arbeitsrecht-
liche Ermahnung als sehr milde Reaktion. Aufgrund 
des anzüglichen und bedrohlichen Charakters der 
Nachrichten des Petenten an die Studentin wären auch 
weitergehende arbeitsrechtliche Maßnahmen denkbar 
gewesen.

3. Verbeamtung des Vorgesetzten des Petenten

Der Petent beschwerte sich bei diversen Stellen über 
angeblich nicht korrekte Vorgehensweisen seines 
Vorgesetzten. So warf der Petent diesem unter ande-
rem vor, bei einem Vorstellungsgespräch geäußert zu 
haben, dass Frauen im öffentlichen Dienst generell 
bevorzugt würden. Außerdem beschuldigte der Petent 
seinen Vorgesetzten, ihn wegen seiner Krankheit dis-
kriminiert zu haben. 

Bewertung:

Aus den Anlagen zur Petition und der Stellungnahme 
der Hochschule ergibt sich, dass die vonseiten des Pe-
tenten geäußerten Vorwürfe haltlos sind. Sie stehen 
einer etwaigen Verbeamtung des Vorgesetzten des 
Petenten daher nicht entgegen.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Gehring

15. Petition 17/990 betr. Justizvollzug

Der Petent rügt seine Behandlung und die Arbeitsbe-
dingungen in einem Arbeitsbetrieb der Justizvollzugs-
anstalt (1.), behauptet eine unmenschliche Behand-
lung durch Ärzte und Sanitätspersonal der Justizvoll-
zugsanstalt (2.) sowie das angebliche Vorenthalten 
von Telefoniemöglichkeiten mit Verwandten in der 

eine Stellungnahme zu den Vorhalten – unter ande-
rem Diskriminierung – eingeholt. Eine Wissenschaft-
liche Mitarbeiterin im Fachbereich hat mündlich an-
geführt, dass sie beim Vorstellungsgespräch des Pe-
tenten selbst nicht dabei gewesen sei, sie sich aber im 
Zusammenhang mit anderen Vorstellungsgesprächen 
an keine Aussage hinsichtlich einer generellen Bevor-
zugung von Frauen im öffentlichen Dienst erinnern 
könne. Ein Akademischer Oberrat im Fachbereich hat 
am Vorstellungsgespräch des Petenten teilgenommen 
und kann sich ebenfalls nicht an eine derartige Aus-
sage erinnern. 

Mit Schreiben vom 30. September 2021 wurde dem 
Petenten der Beschwerdebescheid übermittelt. Auf 
einer Abschrift des Schreibens wurde der Versand per 
Post intern vermerkt. Zudem wurde der Petent durch 
eine separate E-Mail auf den Versand des Schreibens 
hingewiesen. Erst als der Petent bei der Hochschule 
nachfragte, wurde klar, dass der Petent das Schreiben 
vom 30. September 2021 nicht als abschließenden Be-
schwerdebescheid auffasste. Per E-Mail vom 8. Feb-
ruar 2022 wurde das vonseiten der Hochschule dann 
klargestellt. 

Im Rahmen des Beschwerdebescheids vom 30. Sep-
tember 2021 ist die Hochschule umfassend auf die 
zahlreichen Vorwürfe des Petenten eingegangen. 

Bewertung:

Aus den vom Petenten übermittelten Unterlagen und 
der Stellungnahme der Hochschule ergibt sich, dass 
die Hochschule sachlich korrekt mit den beiden Be-
schwerden des Petenten vom 3. Juli 2021 umgegan-
gen und auf die zahlreichen Vorwürfe des Petenten 
eingegangen ist. 

Der Versuch der Mediation und die Gesprächsange-
bote, die bislang vom Petenten nicht wahrgenommen 
wurden, zeigen, dass die Hochschule sich ernsthaft 
bemüht hat, etwaige mit dem Petenten bestehende 
Konflikte auszuräumen. 

Da die beiden Beschwerden vom 3. Juli 2021 zahl-
reiche verschiedene Punkte thematisieren und zudem 
sehr unstrukturiert sind, ist die Beantwortung mit dem 
Beschwerdebescheid vom 30. September 2021 nicht 
zu beanstanden. Es ist auch nicht ersichtlich, weshalb 
der Petent den umfassenden Beschwerdebescheid 
nicht als abschließende Entscheidung über seine Be-
schwerden aufgefasst hat. Weitergehende Formerfor-
dernisse bestehen hierfür nicht. Ein Verstoß gegen das 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz liegt nach den 
vorliegenden Unterlagen nicht vor. 

2. Ermahnung durch die Hochschule

Der Petent kritisiert zudem, dass ihm per Schreiben 
vom 22. Oktober 2021 eine arbeitsrechtliche Ermah-
nung erteilt wurde. Hintergrund der Ermahnung war, 
dass der Petent eine Studentin, die aufgrund ihres 
Studiums regelmäßig im Fachbereich anwesend ist, 
mehrfach durch persönliche und intime Nachrichten 
über WhatsApp und per E-Mail bedrängt hat. 
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Zu 2. �(Behandlung durch Anstaltsärzte und Sanitäts-
personal):

Die pauschale Behauptung einer unmenschlichen Be-
handlung des Petenten durch Anstaltsärzte und Sani-
tätspersonal der Justizvollzugsanstalt ist einer näheren 
Prüfung nicht zugänglich. Entsprechend zuordenbare 
Vorfälle sind nicht bekannt.

Zu 3. (Telefoniemöglichkeiten):

Zutreffend ist, dass der Petent an einem Tag im März 
2022 kurzfristigen Telefoniebedarf außerhalb der re-
gulären täglichen Telefonzeiten anmeldete, woraufhin 
ihn die zuständige Stockwerksbeamtin darauf hinwies, 
dass das Telefon des Stockwerksbüros nicht für private 
Telefongespräche genutzt werden darf. Ebenfalls er-
klärte die Bedienstete dem Petenten allerdings, dass für 
Notfälle außerhalb der Telefonzeiten Telefongesprä-
che durch den Sozialdienst oder die Anstaltsseelsorger 
gewährt werden können. Außerdem informierte die 
Stockwerksbeamtin einen der beiden Anstaltsseelsor-
ger über das Anliegen des Petenten. Eine Kontaktauf-
nahme zum Sozialdienst oder zu den Anstaltsseelsor-
gern ist durch den Petenten jedoch nicht erfolgt. Beim 
Aufsuchen des Petenten durch den Anstaltsseelsorger 
erklärte der Petent vielmehr, es sei „zu spät“.

Zu 4. (Verlegung):

Nach § 6 Absatz 1 Justizvollzugsgesetzbuch Buch 3 
können Gefangene abweichend vom Vollstreckungs-
plan in eine andere Justizvollzugsanstalt überstellt oder 
verlegt werden, wenn ihre Behandlung oder Eingliede-
rung nach der Entlassung hierdurch gefördert wird.
Der vor diesem Hintergrund mit familiären Bezie-
hungen in das Land Nordrhein-Westfalen begründe-
te Verlegungsantrag des Petenten konnte durch die 
Justizvollzugsanstalt bisher mangels Mitwirkung des 
– mehrfach hierzu aufgeforderten – Petenten nicht 
ausreichend geprüft werden. Nach Eingang des Ver-
legungsantrags des Petenten wurde die Gefangenen-
personalakte durch den zuständigen Vollzugsleiter 
gesichtet. Da die Angaben zu den persönlichen Um-
ständen des Petenten, wie sie der Akte entnommen 
werden können, unklar und teilweise widersprüch-
lich sind, wurde dem Petenten eröffnet, dass zur Prü-
fung des Antrags weitere Informationen nötig seien 
und die konkret benötigten Informationen aufgezählt. 
Nachdem eine Mitwirkung seitens des Petenten nicht 
erfolgt war, wurde er durch den zuständigen Stock-
werksbeamten hieran erneut erinnert. Sodann wurde 
der Petent in eine Sprechstunde des zuständigen Voll-
zugsleiters einberufen, woraufhin der Petent nicht 
erschien. Bei einem anschließenden Aufsuchen im 
Haftraum verweigerte der Petent das Gespräch.
Die Verfahrensweise der Justizvollzugsanstalt ist nicht 
zu beanstanden.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Gehring

Ukraine (3.) und begehrt eine Verlegung in das Land 
Nordrhein-Westfalen. (4.)

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Zu 1. �(Behandlung und Arbeitsbedingungen im Ar-
beitsbetrieb):

Mit Blick auf die vom Petenten behauptete unzurei-
chende Reaktion von Bediensteten der Justizvollzugs-
anstalt auf von ihm während der Arbeit in der Schlos-
serei der Justizvollzugsanstalt geltend gemachte ge-
sundheitliche Probleme trifft es zu, dass der Petent 
an einem Tag im Januar 2022 im Werkbetrieb über 
Magenschmerzen geklagt hat. Abweichend von seiner 
Darstellung klagte der Petent hingegen nicht zugleich 
über Augenschmerzen oder akute Atembeschwerden. 
Vor dem Hintergrund des Beschwerdebilds und der 
Bekundungen des Petenten verbrachte der zuständige 
Bedienstete des Werkdienstes den Petenten tatsäch-
lich nicht notfallmäßig sofort auf das Krankenrevier, 
sondern zunächst auf dessen Haftraum, um im An-
schluss einen Termin auf dem Krankenrevier noch 
für den selben Tag zu vereinbaren. Die infolgedes-
sen durchgeführte ärztliche – auch arbeitsmedizini-
sche – Untersuchung ergab keine Einschränkung der 
Arbeitsfähigkeit.
Unzutreffend ist, dass den Gefangenen in den Arbeits-
betrieben der Justizvollzugsanstalt keine ausreichende 
persönliche Schutzausrüstung zur Verfügung gestellt 
wird. Auch dem Petenten wurden passende Arbeits-
handschuhe, Arbeitsschuhe, Lederschürze, Schweiß-
armlinge, Schweißhandschuhe sowie eine Schutzbril-
le zur Verfügung gestellt, zu deren Tragen der Petent 
fortwährend angehalten wurde. Zudem ist die Schlos-
serei mit einer regelmäßig gewarteten und funktions-
fähigen Schweißabsaugung ausgestattet.
Unzutreffend ist, dass im Rahmen des – in den Werk-
betrieben beschäftigten Gefangenen zusätzlich zum 
regulären Anstaltsfrühstück gewährten – Arbeiter-
frühstücks verdorbene Lebensmittel gereicht würden. 
Entsprechende Beschwerden anderer in der Justizvoll-
zugsanstalt Inhaftierter sind nicht bekannt.
Abweichend von der Darstellung des Petenten wurde 
ihm seitens der mit seiner Behandlung befassten Be-
diensteten auch kein unzumutbares Arbeitstempo ab-
verlangt. Zutreffend ist vielmehr, dass der Petent gute 
Schweißkenntnisse vorweisen konnte und nach Ab-
sprache mit ihm für einen Großauftrag in der Schlos-
serei eingesetzt wurde. Dabei übertraf er mit seiner 
Arbeitsleistung zumeist die vorgegebenen Tagesmen-
gen. Auf Wunsch des Petenten wurde ihm für seine 
Tätigkeit außerdem ein Mitarbeiter zur Unterstützung 
beigestellt, der die Vor- und Nachbereitung der Bau-
teile übernahm. Ergänzend ist zu bemerken, dass dem 
Petenten im Hinblick auf die durch ihn angestrebte 
Schweißerprüfung die Möglichkeit eingeräumt wurde, 
während der Arbeitszeit unter Prüfungsbedingungen 
Schweißproben zu erstellen.
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Kirrungen, sondern die gemeinsame Durchführung 
von Reparaturen an jagdlichen Einrichtungen an der 
betreffenden Hütte in der laufenden Drückjagdsaison 
zusammen mit den übrigen mithelfenden Jägerinnen 
und Jägern des Reviers. Diese Tätigkeiten sind für 
funktionsfähige jagdliche Einrichtungen und eine ef-
fiziente Bejagung notwendig.

Danach hat der Petent die Kommunikation mit dem 
Forstbezirk abgebrochen. 

Bewertung:

Der Petent hat vorliegend keinen Anspruch auf Unter-
sagung der Fahrten des mithelfenden Jägers über die 
Allee sowie den besagten Feldweg durch ForstBW. 
Es ist weder eine entsprechende Anspruchsgrundlage 
ersichtlich, noch besteht eine entsprechende Verbots-
norm.

Gemäß § 3 Absatz 1 des Gesetzes über die Anstalt 
des öffentlichen Rechts Forst Baden-Württemberg 
(ForstBWG) ist ForstBW die Aufgabe übertragen, 
den Staatswald Baden-Württembergs zu bewirtschaf-
ten. Dies schließt die Bewirtschaftung unter jagdli-
chen Gesichtspunkten mit ein (§§ 3 Absatz 2 Satz 3, 4 
Absatz 1 ForstBWG).

Mithelfende Jägerinnen und Jäger im Sinne von § 25 
Absatz 1 Satz 1 Jagd- und Wildtiermanagementgesetz 
sind zum Befahren der jeweiligen Reviere berechtigt. 
ForstBW erhebt im Übrigen keine Daten zu Revier-
fahrten von mithelfenden Jägerinnen und Jägern. 
Mangels Rechtsgrundlage wäre eine solche Daten-
erhebung unzulässig.

Da es sich bei den jagdlichen Tätigkeiten im Zusam-
menhang mit der Ausgabe entgeltlicher Begehungs-
scheine nicht um Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
einem Arbeitsverhältnis, sondern um Tätigkeiten im 
Rahmen einer Gestattung handelt, ist der Anwen-
dungsbereich des Arbeitszeitgesetzes sowie des Ar-
beitsschutzgesetzes vorliegend nicht eröffnet. 

Soweit sich der Petent auf die Befahrung des Feld-
wegs bezieht, liegt dieser außerhalb der von ForstBW 
zu bewirtschaftenden Flächen. Der mithelfende Jäger 
ist jedoch wohl Eigentümer eines an den Feldweg an-
grenzenden Flurstücks, den er zu Zwecken der Nut-
zung seines Grundstücks befährt. 

Auch insoweit sind keine Ansprüche des Petenten er-
sichtlich. Die Überwachung der Verkehrssicherheit 
liegt zudem in der Zuständigkeit der betreffenden Ge-
meinde (§ 59 Straßengesetz – StrG).

Öffentliche Feld- und Waldwege sind gemäß § 3 Ab-
satz 2 Nummer 4 Buchstabe a StrG Baden-Württem-
berg beschränkt öffentliche Wege, deren Widmung 
auf bestimmte Benutzungsarten oder Benutzungszwe-
cke beschränkt ist. Dabei sind öffentliche Feld- und 
Waldwege demnach beschränkt öffentliche Wege, die 
der Bewirtschaftung von Feld- und Waldgrundstücken 
dienen oder zu dienen bestimmt sind. Das heißt, dass 
die Befahrbarkeit zulässig ist, soweit sich die Nutzung 
im Rahmen der Widmung hält, sprich für Zwecke der 

16. �Petition 17/828 betr. Befahren von Waldwegen, 
Beschwerde über Forst Baden-Württemberg

Der Petent wendet sich gegen Fahrten eines von ihm 
als „Rentner“ bezeichneten Bürgers und mithelfen-
den Jägers auf einer Allee sowie einem in der Nähe 
befindlichen Feldweg und verlangt eine vollumfäng-
liche Untersagung dieser Fahrten durch die Anstalt 
des öffentlichen Rechts Forst Baden-Württemberg 
(ForstBW).

Er trägt vor, der besagte Bürger befahre die Allee seit 
Jahrzehnten, oft mehrmals täglich und regelmäßig 
auch an Sonn- und Feiertagen mit einer Hütte als Ziel.

Bei den befahrenen Wald- und Feldwegen handle es 
sich um ganzjährig extrem beliebte und frequentier-
te Wege, weswegen es zu potenziell gefährlichen Si-
tuationen komme. ForstBW dulde den betreffenden 
Bürger seit Jahren, da er „irgendwann einmal Jäger-
gehilfe“ gewesen sei. Oft feuere er den Ofen in einer 
Hütte an, um sich aufzuwärmen. Bei der Hütte habe 
es auch schon sonntägliche Frühschoppentreffs gege-
ben. Auch am Neujahrstag 2022 und an den drei dem 
Neujahrstag vorangegangenen Sonntagen sei er mit 
dem Kfz im Wald unterwegs gewesen. 

Die Prüfung ergab Folgendes:

Im Zuge des spürbar zunehmenden Interesses der Bür-
gerinnen und Bürger am Thema Wald hat ForstBW 
zur Bearbeitung der Anliegen von Bürgerinnen und 
Bürgern ein niederschwelliges Beschwerdemanage-
ment eingeführt. Eingehende Anliegen werden aus-
führlich beantwortet, Gespräche geführt oder gemein-
same Termine angeboten.

In diesem Rahmen ist der betreffende Forstbezirk seit 
dem 17. Januar 2021 mit verschiedenen Anliegen des 
Petenten befasst, hat dessen Anliegen konstruktiv 
aufgenommen und trägt diesen so weit wie möglich 
Rechnung. Außerdem hat der Forstbezirk verschiede-
ne vermittelnde Gespräche mit dem Petenten und mit 
dem vom Petenten als „Rentner“ bezeichneten Bürger 
geführt. 

Durch das Engagement des betreffenden mithelfen-
den Jägers werden die Fahrbewegungen im Revier 
insgesamt minimiert, da dieser sich aufgrund seiner 
zeitlichen Gestaltungsspielräume als Rentner bereit-
erklärt hat, für alle übrigen mithelfenden Jägerinnen 
und Jäger im Revier die Beschickung der Kirrungen 
zu übernehmen. Unter Kirrung versteht man das An-
locken von Wildtieren mit geringen Futtermengen zur 
Erleichterung der Bejagung. Im Rahmen der Gesprä-
che in vorliegender Angelegenheit ist der Forstbezirk 
dem Petenten bereits dahin gehend entgegengekom-
men, dass der mithelfende Jäger gebeten wurde, keine 
Fahrten zur Beschickung von Kirrungen an Sonn- und 
Feiertagen mehr zu unternehmen. Auf diese Weise 
konnte der Konflikt zunächst vor Ort befriedet werden. 

Zum Jahreswechsel 2021/2022 flammte der Konflikt 
erneut auf, als der mithelfende Jäger am 26. Dezem-
ber 2021 sowie am 2. Januar 2022 eine Allee befuhr. 
Zweck dieser Fahrten war nicht die Beschickung von 
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Grabstätten nicht in die offizielle Kriegsgräberliste 
aufgenommen werden könnten.

Rechtliche Würdigung:

Die genannten Grabstätten sind Gräber, die dem 
Grunde nach unter das Gesetz über die Erhaltung der 
Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft 
(Gräbergesetz) fallen könnten. Ob die Voraussetzun-
gen hierfür vollumfänglich vorliegen, kann dahinge-
stellt bleiben, denn tatsächlich sind sie in der von der 
Stadt Albstadt geführten Gräberliste nicht verzeich-
net. Eine vom Petenten genannte Grabstätte befindet 
sich nicht auf dem Friedhof in Albstadt-Tailfingen.

Eine nachträgliche Übernahme von Gräbern, die unter 
das Gräbergesetz fallen, in die öffentliche Obhut ist 
nach § 16 Nummer 3 Gräbergesetz inzwischen ausge-
schlossen. Damit können die vom Petenten angeführ-
ten Gräber nicht mehr in die öffentliche Obhut ge-
nommen werden und infolgedessen ist eine Aufnah-
me in die Gräberliste nach § 5 Absatz 1 Gräbergesetz 
nicht möglich. Die vom Petenten vorgebrachte Über-
sendung einer Abschrift der Gräberliste an den Volks-
bund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V. nach § 1 
Absatz 5 Nummer 2 der Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift zum Gräbergesetz entfällt somit.

Beschlussempfehlung:

Die Petition wird für erledigt erklärt.

Berichterstatter: Hörner

18. �Petition 17/979 betr. Beschwerde über die 
Stadtwerke

Der Petent begehrt die Rückgängigmachung der vor 
drei Jahren eingeführten Preisgestaltung der Stadt-
werke der Stadt X für die von ihr betriebenen Bäder, 
die freien Eintritt für Stromkunden der Stadtwerke 
und Preiserhöhungen für alle anderen Kunden sowie 
die Abschaffung von Jahres- und Mehrfachkarten be-
inhalte.

Die Prüfung des Sachverhalts ergab Folgendes:

Die Stadtwerke der Stadt X, ein Unternehmen in Pri-
vatrechtsform der Stadt X (hundertprozentige Toch-
tergesellschaft in Form einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung) haben die Preisgestaltung der von 
ihnen betriebenen Bäder ab 10. Juni 2019 geändert. 
Die Preise für Erwachsene wurden von 3,60 Euro auf 
6,00 Euro ermäßigt von 2,10 Euro auf 3,00 Euro er-
höht, Jahres- und Mehrfachkarten wurden abge-
schafft. Stromkunden der Stadtwerke bekamen die 
Möglichkeit an einem Vorteilsprogramm teilzuneh-
men, welches freien Eintritt in die Bäder beinhaltet. 
Das auf 31. Dezember 2022 befristete Vorteilspro-
gramm soll nach Auskunft der Stadtwerke darüber hi-
naus fortgeführt werden.

Bewirtschaftung des Waldes oder der Felder erfolgt, 
und straßenverkehrsrechtlich zugelassen ist.

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Heitlinger

17. �Petition 17/717 betr. Eintrag von Grabstätten 
in Tailfingen (Albstadt) in die Gräberliste

Der Petent bringt vor, dass auf dem Friedhof in Tail-
fingen, einem Stadtteil der Stadt Albstadt, 15 nament-
lich genannte Personen bestattet seien, bei denen es 
sich um Kriegstote des Ersten Weltkriegs handele. Er 
bittet um Untersuchung, ob die Grabstätten im Grä-
berverzeichnis nach § 5 Absatz 1 Gräbergesetz erfasst 
und aufgenommen seien und ob eine Abschrift der 
Gräberliste dem Volksbund Deutsche Kriegsgräber-
fürsorge e. V. gemäß § 1 Absatz 5 Nummer 2 GräbVwV 
übermittelt worden sei sowie ob es sich um tatsächli-
che Grabstätten handele.

Die Prüfung des Sachverhalts ergab Folgendes:

Die Stadt Albstadt führt aus, dass es sich bei den vom 
Petenten angeführten 15 Grabstätten – mit einer Aus-
nahme – um Grabstätten auf dem Friedhof Marken-
halde in Albstadt-Tailfingen handle. Eine Grabstätte 
mit dem vom Petenten genannten Namen J. M. könnte 
aufgrund des Sterbedatums (4. April 1916) einer an-
deren Person (J. B.) zugeordnet werden, deren Grab 
sich im Gräberfeld befindet.

Die Gräber sind nicht in die Kriegsgräberliste nach  
§ 5 Absatz 1 Gräbergesetz aufgenommen. Daher hat 
der Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V. 
hiervon keine Abschrift erhalten können.

Die Grabsteine der vom Petenten angeführten Grab-
stätten sind individuell gefertigt. Deshalb kann davon 
ausgegangen werden, dass Angehörige der Verstorbe-
nen die Grabsteine aufgestellt hatten. Hierzu liegen 
der Stadt auch Nachweise vor. Die Gräber wurden 
nach den der Stadt vorliegenden Unterlagen in der 
Anfangszeit privat gepflegt. Viele Gräber sind nach-
weislich erst 1980 in die Pflege durch die Stadt über-
nommen worden. Von den Gräbern, bei denen kein 
Nachweis über die Übernahme vorliegt, ist davon aus-
zugehen, dass die Übernahme in die städtische Pflege 
zumindest erst nach dem 31. Dezember 1969 erfolgte. 
Die Pflege wurde von der Stadt übernommen, da das 
Grabfeld als Sachgesamtheit unter Denkmalschutz 
steht und von der Stadt erhalten wird.

Die Stadt führt weiter aus, dass die in der Petition auf-
geführten Gräber nicht als öffentlich gepflegte Kriegs-
gräber im Sinne des Gräbergesetzes gelten, da die 
Grabstätten privat gepflegt wurden. Die Vorschriften 
des Gräbergesetzes seien daher nach § 16 Nummer 3 
Gräbergesetz nicht anwendbar mit der Folge, dass die 
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Rechtliche Würdigung:

Artikel 28 Absatz 2 des Grundgesetzes (GG) und Ar-
tikel 71 Absatz 1 der Verfassung des Landes Baden-
Württemberg gewährleisten das Recht der Gemein-
den, alle Angelegenheiten der öffentlichen Gemein-
schaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwor-
tung zu regeln. Nach § 10 Absatz 2 GemO schafft die 
Gemeinde in den Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit die 
für das wirtschaftliche, soziale und kulturelle Wohl 
ihrer Einwohner erforderlichen öffentlichen Ein-
richtungen. Die Einrichtung und Unterhaltung eines 
Schwimmbads ist eine Aufgabe, die eine Gemeinde 
im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung gemäß 
§ 2 Absatz 1 GemO allein und unter eigener Verant-
wortung wahrnimmt.

Bei den durch die Stadtwerke betriebenen Bädern 
handelt es sich um öffentliche Einrichtungen der Ge-
meinde, auch wenn sie in privatrechtlicher Form be-
trieben werden. Nach § 10 Absatz 2 Satz 2 GemO 
sind die Einwohner im Rahmen des geltenden Rechts 
berechtigt, die öffentlichen Einrichtungen nach glei-
chen Grundsätzen zu nutzen (Artikel 3 GG).

Die Wahl einer Organisationsform hat keine Auswir-
kungen auf die Grundrechtsbindung des Staates oder 
anderer Träger öffentlicher Gewalt. Dies gilt auch 
dann, wenn auf privatrechtliche Organisationsformen 
zurückgegriffen wird. Die Stadtwerke sind daher an 
den Gleichheitsgrundsatz gebunden.

Eine Ungleichbehandlung nach Artikel 3 Absatz 1 GG 
und § 10 Absatz 2 Satz 2 GemO könnte darin gesehen 
werden, dass wegen des kostenlosen Eintritts für Strom-
kunden Einwohner, die den Strom über die Stadt
werke beziehen, anders behandelt werden als sonstige 
Einwohner. Aber selbst wenn man eine Ungleichbe-
handlung innerhalb der Einwohnerschaft annehmen 
würde, dürfte das als gerechtfertigt angesehen wer-
den. Die Betroffenen können das Kriterium der Un-
gleichbehandlung beeinflussen, einerseits, da sie ihren 
Stromversorger frei wählen können, andererseits, da 
der Besuch der Bäder freiwillig ist. Gleichzeitig kann 
ein sachlicher Grund für eine etwaige Ungleichbe-
handlung darin gesehen werden, dass der Betrieb der 
Bäder in erheblichem Maße defizitär ist und der Über-
schuss aus den anderen Geschäftsbereichen, auch der 
Stromversorgung, ausgeglichen wird. 

Nachdem Vorteilsprogramme bei Stromanbietern üb-
lich sind, um Kunden zu gewinnen und zu halten, be-
stehen auch aus gemeindewirtschaftsrechtlicher Sicht 
grundsätzlich keine Bedenken, dass auch Stadtwerke 
ihren Kunden Vorteilsprogramme anbieten, um auf 
dem Markt bestehen zu können. Zudem ist der kos-
tenlose Eintritt für Stromkunden nicht Bestandteil der 
allgemeinen Preisgestaltung für die Bäder. Er taucht 
in der Preisgestaltung nicht auf. Weiterhin kommt 
eine Verletzung haushaltsrechtlicher Vorschriften der 
Stadt nicht in Betracht, da die Stadtwerke keine Zu-
schüsse aus dem Haushalt der Stadt erhalten. 

Ein Recht der Einwohner auf Jahres- oder Mehrfach-
karten ergibt sich weder aus der Gemeindeordnung 
noch aus Artikel 3 GG.

Der Petent sieht es als ungerecht an, dass man, um 
freien Eintritt zu erhalten, Stromkunde der Stadtwerke 
werden müsse. Er begründet dies damit, dass die Bä-
der von allen Bürgern der Stadt mit ihren Steuern und 
Abgaben bezahlt und über Jahrzehnte in Stand ge-
halten werden bzw. wurden. Er verweist darauf, dass 
auch Wasser- und Gaskunden der Stadtwerke den Er-
halt der Bäder unterstützen würden, diese aber Eintritt 
für die Bäder zahlen müssen.

Die Stadt sieht das Verhalten der Stadtwerke als 
rechtmäßig an. Sie weist darauf hin, dass die Preis-
bildung und das Vorteilsprogramm ausschließlich im 
Verantwortungsbereich der Stadtwerke, einer juristi-
schen Person in Privatform, läge. Der Aufsichtsrat der 
Stadtwerke orientiere sich bei der Beschlussfassung 
zur Festsetzung der allgemeinen Preise an der Selbst-
kostensituation der Bäder. Ein kostendeckender Ein-
trittspreis läge nach den Zahlen aus dem Jahr 2018 bei 
11 bis 13 Euro.

Das Vorteilsprogramm sei nicht Teil der allgemeinen 
Eintrittspreise und tauche damit in der Eintrittspreis-
auflistung der Bäder nicht auf. Es sei vielmehr ein 
Marketingprogramm des Stromvertriebs der Stadt-
werke, um auf die in der Strombranche vonseiten der 
Fremdanbieter üblichen Prämien angemessen reagie-
ren zu können. Stromkunden der Stadtwerke seien 
nicht automatisch Mitglied im Vorteilsprogramm, 
sondern können sich hierfür bewusst anmelden. Im 
Privatkundenbereich des Gasvertriebs der Stadtwerke 
seien die Kunden weit überwiegend auch Stromver-
triebskunden, damit profitieren diese indirekt auch 
vom Vorteilsprogramm. An dem Vorteilsprogramm 
nähme fast jeder dritte Einwohner teil. 

Die Vorgabe des § 10 Absatz 2 Satz 2 der Gemein-
deordnung (GemO) sei hinsichtlich der allgemeinen 
Bädereintrittspreise, dass die Einwohner berechtigt 
sind, die öffentlichen Einrichtungen nach gleichen 
Grundsätzen zu benützen, erfüllt. Auch das Niveau 
der Eintrittspreise sei angemessen, da die regulären 
Eintrittspreise nur etwa die Hälfte der personenbezo-
genen Nutzungskosten ausmachen. Gemäß § 10 Ab-
satz 2 Satz 3 GemO seien die Einwohner verpflichtet, 
die Gemeindelasten zu tragen. 

Zudem verweist die Stadt auf ein zu dem Sachverhalt 
eingestelltes Kartellverwaltungsverfahren der Landes-
energiekartellbehörde sowie auf zwei von dem Regie-
rungspräsidium als zuständiger Rechtsaufsichtsbehör-
de geprüften Beschwerden.

Das Verfahren zur Feststellung einer – für die Erfül-
lung der kartellrechtlichen Tatbestände zwingend er-
forderliche – marktbeherrschenden Stellung wurde im 
Dezember 2021 eingestellt.

Das zuständige Regierungspräsidium teilte den Be-
schwerdeführern im März 2022 mit, dass es zwar 
Aufsichtsbehörde der Stadt, nicht aber der hiervon 
rechtlich zu unterscheidenden Stadtwerke GmbH sei. 

Die Defizite der Bäder werden ausschließlich durch 
die gewinnbringenden Sparten der Stadtwerke ausge-
glichen, die Stadt leistet keinen Zuschuss.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2811

34

Für auch aus gesundheitlichen Gründen angestrebte 
Gnadenentscheidungen ist – wie bereits in den vor-
angegangenen Petitionen 16/5536 (vgl. Drucksache 
17/1068) und 17/620 (vgl. Drucksache 17/1927) aus-
geführt – das Land zuständig, dessen Gericht im ers-
ten Rechtszug des Erkenntnisverfahrens entschieden 
hat, vorliegend das Land Nordrhein-Westfalen.

Für die Entscheidung über die Haftfähigkeit eines 
Verurteilten beziehungsweise eine daraufhin erforder-
lich werdende Haftunterbrechung gemäß § 455 Straf-
prozessordnung ist schließlich die Staatsanwaltschaft 
als Vollstreckungsbehörde zuständig, welche die der 
Verurteilung zugrundeliegende Anklage erhoben hat, 
mithin die zuständige Staatsanwaltschaft im Land 
Nordrhein-Westfalen. Lediglich ergänzend wird ange-
merkt, dass nach Auffassung der Justizvollzugsanstalt 
derzeit – weiterhin – keine ausreichenden Anzeichen 
für eine Vollzugsuntauglichkeit des Petenten vorliegen.

Zu 3.:

Abweichend von der Darstellung des Petenten trifft es 
nicht zu, dass der Anstaltsarzt nicht durch die zustän-
dige Strafvollstreckungskammer beauftragt worden 
sei, die Haftfähigkeit des Petenten zu beurteilen. Die 
Beauftragung ergibt sich bereits aus dem – vom Pe-
tenten vorgelegten – Schreiben des Landgerichts vom 
18. Februar 2022. 

Ebenso unzutreffend ist die Behauptung des Peten-
ten, er habe den Anstaltsarzt nicht von der ärztlichen 
Schweigepflicht entbunden. Vielmehr hat der Petent 
mit Schreiben vom 9. Februar 2022 – und somit un-
mittelbar vor der im Rahmen der Petition mit über-
sandten Stellungnahme des Anstaltsarztes – (erneut) 
alle während der aktuellen Inhaftierung behandelnden 
Ärzte von der Schweigepflicht entbunden.

Die Verfahrensweise der Justizvollzugsanstalt ist nicht 
zu beanstanden.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Dr. Jung

20. �Petition 17/269 betr. Übersendung von Akten-
kopien

Die Petition steht im Zusammenhang mit einer Adop-
tion. Der Petent beantragte beim Amtsgericht X mit 
E-Mail vom 2. Oktober 2020 die Übersendung einer 
Kopie einer unter dem Notariatsregister Nr. […] er-
klärten Einwilligung vom 29. September 1966.

Vom Amtsgericht wurde nach Eingang des Gesuchs 
des Petenten ermittelt, dass es sich um eine Adoption 
durch in der Adoptionsliste des Kreisjugendamts ge-
listete Eheleute handelt. Die notarielle Originalurkun-
de vom 29. September 1966 liegt beim Amtsgericht 

Der Petent kann auf den Rechtsweg vor den Zivilge-
richten verwiesen werden. Deren Zuständigkeit folgt 
aus der privatrechtlichen Ausgestaltung des Nut-
zungsverhältnisses zwischen ihm und den privatrecht-
lich organisierten Stadtwerken. Dabei sollte der Petent 
berücksichtigen, dass die Vorschriften des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen – wie dargestellt 
– im Rahmen eines kartellrechtlichen Verwaltungs-
verfahrens geprüft wurden, welches eingestellt ist.

Beschlussempfehlung: 
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Hörner

19. �Petition 17/1046 betr. Justizvollzug (ärztliche 
Begutachtung)

Der Petent beanstandet weiterhin sinngemäß, in der 
Justizvollzugsanstalt eine unzureichende medizini-
sche Behandlung zu erfahren (1.) sowie seine eigene 
Haftunfähigkeit (2.). Außerdem wendet er sich gegen 
die Abgabe einer Stellungnahme zur Frage seiner 
Haftfähigkeit durch einen Anstaltsarzt gegenüber der 
zuständigen Strafvollstreckungskammer (3.).

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Zu 1.:

Die medizinische Versorgung des Petenten in der Jus-
tizvollzugsanstalt ist weiterhin gewährleistet.
Die im Rahmen der vorangegangenen Petition 17/620 
(vgl. Drucksache 17/1927) angekündigte Ausführung 
zu einem Besprechungstermin die geplante Augen-
operation im Universitätsklinikum betreffend wurde 
durchgeführt. Ebenso fanden weitere Ausführungen zu 
ärztlichen Behandlungen sodann am 23. und 28. März 
2022 statt.
Zutreffend ist allerdings, dass aufgrund von Engpäs-
sen im Bereich der Anästhesie seitens des Uniklini-
kums eine Terminierung der – in Vollnarkose durch-
zuführenden – Augenoperation selbst noch nicht er-
folgt ist, nachdem eine notfallmäßige Dringlichkeit 
im vorliegenden Fall nicht gegeben ist. Auch bei der 
letzten Nachfrage im Uniklinikum am 17. Mai 2022 
war eine Terminierung aufgrund der dortigen Belas-
tung noch nicht absehbar. Da bereits eine augenärzt-
liche Untersuchung und Aufklärung zur geplanten 
Operation im Uniklinikum erfolgt ist, ist die weitere 
Behandlung dort sinnvoll.

Zu 2.:

Wie aus den seitens des Petenten vorgelegten Unter-
lagen ersichtlich, ist bezüglich der von ihm wegen be-
haupteter Haftunfähigkeit begehrten Haftunterbrechung 
derzeit ein Verfahren vor der Strafvollstreckungskam-
mer des zuständigen Landgerichts anhängig.
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durch den Petenten gemachten Angaben einem kon-
kreten Verfahren und damit einer Verfahrensakte zu-
zuordnen.

Bewertung:

1. Kopie einer Einwilligung vom 29. September 1966

Im Wege der Petition begehrt der Petent zunächst die 
Überlassung einer Kopie einer Einwilligung vom  
29. September 1966, welche die Unterschrift seiner 
Mutter trägt, sowie die dazugehörigen Akten. Eine 
Kopie der Einwilligungsurkunde vom 29. September 
1966, auf der allerdings keine Unterschrift seiner 
Mutter enthalten ist, liegt dem Petenten nach eigenen 
Angaben bereits vor. Den Namen seiner leiblichen 
Mutter hat der Petent dem Amtsgericht mitgeteilt.

Die notarielle Originalurkunde vom 29. September 
1966 liegt beim Amtsgericht – Nachlassgericht – vor. 
Nach Auskunft des Amtsgerichts sind dort allerdings 
keine weiteren Aktenbestandteile vorhanden. Es sei 
trotz intensiver interner Recherchen und der Einbezie-
hung des Landesarchivs bislang nicht gelungen, die 
dazugehörige Akte ausfindig zu machen.

Zu den Hintergründen der Adoption liegen, nicht zu-
letzt aufgrund der dem Amtsgericht nicht vorliegen-
den Akten, keine Informationen vor. Aus dem Vor-
bringen des Petenten könnte allerdings geschlossen 
werden, dass die Adoption des Petenten als sogenann-
te Vertragsadoption durchgeführt wurde. Vor der Re-
form des Adoptionsrechts von 1976 kam eine solche 
Adoption durch Vertrag zwischen Annehmenden (den 
Adoptiveltern) und Anzunehmendem (dem Kind), das 
im Falle der Geschäftsunfähigkeit oder vor Vollendung 
des 14. Lebensjahrs durch seinen gesetzlichen Vertre-
ter vertreten wurde, zustande, wobei allerdings der Ver-
trag nicht nur der vormundschaftsgerichtlichen Ge-
nehmigung bedurfte (§ 1751 Bürgerliches Gesetzbuch 
– BGB a. F.), sondern auch gerichtlich bestätigt wer-
den musste (§ 1741 Satz 2 BGB a. F.). In die Adoption 
einwilligen mussten u. a. bei ehelichen Kindern deren 
Eltern (bzw. bei unehelichen Kindern die Mutter). Die 
Einwilligungserklärungen bedurften der notariellen 
oder gerichtlichen Beurkundung (§ 1748 Absatz 3 
BGB a. F.). Seit der Reform von 1976 wird eine Ad-
option im Gegensatz dazu durch einen Beschluss des 
Familiengerichts ausgesprochen (sog. Dekretadoption).

Bereits das damalige Recht ermöglichte überdies so-
genannte Inkognitoadoptionen und sicherte diese ver-
fahrensrechtlich so ab, dass bei Beachtung der ein-
schlägigen Vorschriften eine Kontaktaufnahme der 
leiblichen Eltern mit dem Kind ausgeschlossen war. 
Von einer Inkognitoadoption spricht man auch heute 
noch in Fällen, in denen die persönlichen Daten der 
Adoptiveltern vor den leiblichen Eltern geheim gehal-
ten werden. Das Inkognito bei einer Adoption ist also 
einseitig angelegt: Die leiblichen Eltern kennen die 
Adoptiveltern nicht, während den Adoptiveltern Na-
me und Adresse der leiblichen Eltern mitgeteilt wer-
den. Das Inkognito will den neuen Familienverbund 
zwischen Kind und Adoptiveltern gegenüber der leib-
lichen Herkunftsfamilie des Kindes schützen und den 

– Nachlassgericht – vor. Sie enthält nur die Unter-
schriften der seinerzeit einwilligenden Person und des 
beurkundenden Notars.

Der in der Nachlassabteilung des Amtsgerichts zu-
ständige Bezirksnotar hat durch Verfügung vom 17. No-
vember 2020 entschieden, den Antrag des Petenten 
vom 2. Oktober 2020 abzulehnen. Zur Begründung 
führte er aus, dass nach den Vorschriften des Beur-
kundungsgesetzes nur der Person eine Abschrift oder 
Ausfertigung erteilt werden dürfe, welche die Urkun-
de unterzeichnet habe.

Die Entscheidung wurde dem Petenten mit Schreiben 
vom 18. November 2020 bekanntgegeben. Im Schrei-
ben wurde er ferner darauf verwiesen, dass eine Nach-
frage beim Landratsamt als zuständige Stelle möglich 
sei, um die leibliche Abstammung zu klären.

Mit E-Mail vom 24. November 2021 hat der Petent 
daraufhin mitgeteilt, „als Gegenstand“ der Urkunde 
sehr wohl einen Anspruch auf Überlassung einer Ko-
pie der Urkunde zu haben.

Mit Schreiben vom 15. Dezember 2020 wurde der Pe-
tent ergänzend darauf hingewiesen, dass es sich um 
eine sog. Inkognitoadoption gehandelt habe, weshalb 
aus datenschutzrechtlichen Gründen keine Auskunft 
gewährt werden könne. Im Rahmen dessen wurde 
er erneut darauf verwiesen, sich wegen seines Aus-
kunftsbegehrens an die Adoptionsvermittlungsstelle 
des Landratsamts wenden zu können, in deren Ad-
optionsvermittlungsliste die Inkognitoeintragung ver-
merkt sei.

In der Petitionsschrift vom 9. August 2021 führt der 
Petent aus, gegen die Entscheidung des Amtsgerichts 
vom 15. Dezember 2020, ihm die Akten zur Einwil-
ligung vom 29. September 1966 nicht zu überlassen, 
Petition einzulegen. Als Beteiligter und „Gegenstand“ 
der Einwilligung habe er ein Recht auf die Kopie 
der Einwilligung und die dazugehörigen Akten. Die 
zweiseitige Einwilligung vom 29. September 1966 
liege ihm inzwischen in Kopie vor, allerdings ohne 
die Unterschrift seiner Mutter. Alle Beteiligten mit 
Ausnahme von ihm seien inzwischen zehn Jahre und 
länger verstorben. Ein Hinderungsgrund für die Über-
sendung von Kopien der vollständigen Akten mit Ein-
willigung bestehe daher nicht mehr.

Mit E-Mail vom 9. August 2021 beantragte der Petent 
beim Amtsgericht die Überlassung seiner Prozessakte.

Mit seiner weiteren Eingabe vom 23. September 2021 
beschwert sich der Petent über die nach seinen Anga-
ben durch das Amtsgericht getroffene Entscheidung, 
sein Schreiben vom 9. August 2021 nicht zu verbe-
scheiden und ihm weitere Prozessakten (Vormund-
schaftsgericht vom 9. Mai 1967) nicht zuzusenden.

Nachdem dem Petenten seitens des Amtsgerichts am 
9. November 2021 mitgeteilt wurde, das durch ihn ge-
nannte Aktenzeichen des Vormundschaftsgerichts kön-
ne keinem Verfahren zugeordnet werden, hat er seine 
Angaben zum Verfahren mit E-Mails vom 19. No-
vember 2021 und 16. Dezember 2021 präzisiert. Dem 
Amtsgericht ist es bislang noch nicht gelungen, die 
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21. Petition 17/497 betr. Aufenthaltstitel

Der Petent begehrt – sachdienlich ausgelegt – die Er-
teilung einer Duldung ohne auflösende Bedingung, 
hilfsweise eine Aussetzung seiner Abschiebung bis 
zum Mai 2023.
Mit der Petition wird ausdrücklich die Erteilung ei-
ner Duldung, „welche nicht an einen konkreten Ab-
schiebetermin gebunden ist, hilfsweise bis Mai 2023“ 
verlangt. Derzeit ist jedoch kein konkreter Abschie-
bungstermin bestimmt, an den die Duldung des Pe-
tenten gebunden wäre. Seine Duldung steht vielmehr 
– wie in Fällen wie dem des Petenten üblich – unter 
der auflösenden Bedingung, dass diese mit Bekannt-
gabe des Abschiebungstermins erlischt. Das Petitum 
ist mithin sachdienlich dahin auszulegen, dass er die 
Aussetzung seiner Abschiebung auf unbestimmte Zeit 
im Sinne der Erteilung einer unbedingten Duldung 
begehrt, hilfsweise bis zum Mai 2023. 
Bei dem Petenten handelt es sich – ausweislich des 
von ihm vorgelegten Passdokuments – um einen 
28-jährigen gambischen Staatsangehörigen. Nach 
eigenen Angaben reiste er im Februar 2016 auf dem 
Landweg in das Bundesgebiet ein. Im Juli 2016 stellte 
er einen Asylantrag. Im Rahmen seiner persönlichen 
Anhörung beim Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) trug er im Wesentlichen vor, Gambia 
wegen wirtschaftlicher Not verlassen zu haben. Er 
habe dann die Kuh seiner Mutter auf dem Markt ver-
kauft und den Erlös für seine Reise genommen. Er 
habe noch Kontakt zu seiner Familie, diese sei jedoch 
wütend auf ihn.
Mit Bescheid vom September 2017 lehnte das BAMF 
die Anträge des Petenten auf Anerkennung der Asyl-
berechtigung sowie Zuerkennung der Flüchtlings
eigenschaft und subsidiären Schutzes als offensicht-
lich unbegründet ab, stellte fest, dass zielstaatsbezo-
gene Abschiebungsverbote nicht vorliegen, drohte 
ihm unter Setzung einer Ausreisefrist von einer Wo-
che die Abschiebung nach Gambia an und traf eine 
Befristungsentscheidung zum Einreise- und Aufent-
haltsverbot. Gegen diesen Bescheid erhob der Pe-
tent Klage zum Verwaltungsgericht und stellte einen 
Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
derselben. Dieser Antrag wurde mit unanfechtbarem 
Beschluss des Verwaltungsgerichts vom Januar 2018 
abgelehnt. Seither ist der Petent vollziehbar zur Aus-
reise verpflichtet, wurde jedoch zunächst aufgrund 
fehlender Reisedokumente im Bundesgebiet geduldet. 
Die gegen den Bescheid des BAMF erhobene Klage 
wurde mit rechtskräftigem Gerichtsbescheid des Ver-
waltungsgerichts vom Januar 2019 abgewiesen.
Im März 2018 wurde der Petent über die bestehen-
de Passpflicht belehrt und mit Verfügung vom April 
2018 durch das Regierungspräsidium aufgefordert, 
gültige Reisedokumente oder sonstige Identitätspapie-
re vorzulegen. Zwischenzeitlich legte der Petent eine 
Geburtsurkunde aus Gambia vor. Mit Verfügung vom 
August 2018 wurde die persönliche Vorführung des 
Petenten bei einer Delegation des gambischen Staates 
angeordnet. Der Petent gab im Rahmen der dortigen 
Anhörung an, im Senegal geboren worden zu sein. 

Bruch mit der Herkunftsfamilie absichern. Das In
kognito will hingegen nicht verhindern, dass das Kind 
vom eigenen Adoptiert-Sein und seiner leiblichen Ab-
stammung erfährt. Das Offenbarungs- und Ausfor-
schungsverbot des § 1758 BGB gilt entsprechend nicht 
im Verhältnis zwischen Adoptiveltern und Kind; es 
kann insbesondere nicht seinem Recht auf Kenntnis 
seiner eigenen Abstammung entgegengehalten wer-
den. Ein Einsichtsrecht des Kindes in die gerichtliche 
Adoptionsakte könnte sich in diesen Fällen aus §§ 13 
FamFG, 1758 BGB ergeben.
Bei der Entscheidung des Amtsgerichts, dem Pe-
tenten die dort vorliegende notarielle Urkunde vom 
29. September 1966 nicht zu überlassen, handelt es 
sich um eine Entscheidung, die in die sachliche Un-
abhängigkeit des handelnden Bezirksnotars fällt und 
mit Rechtsmitteln anfechtbar ist. Aus diesem Grund 
ist eine Stellungnahme zu der Frage, ob datenschutz-
rechtliche Gründe einer Überlassung einer Kopie der 
notariellen Urkunde entgegenstehen, nicht möglich. 
Dem Petenten steht es frei, sich insoweit an den Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz zu wenden.
Soweit der Petent Einsicht in die zur notariellen Ur-
kunde vom 29. September 1966 zugehörige Verfah-
rensakte begehrt, wird ergänzend darauf hingewiesen, 
dass diese Akte dem Amtsgericht nicht vorliegt und 
das Amtsgericht nach eigenen Angaben bereits in in-
tensivem Austausch mit dem Landesarchiv steht, um 
die Akte aufzufinden.

2. �Kopie einer Prozessakte des Vormundschaftsge-
richts

Ferner begehrt der Petent die Überlassung einer Ko-
pie einer Prozessakte des Vormundschaftsgerichts aus 
dem Jahr 1967. Dazu teilte das Amtsgericht mit, dass 
es trotz intensiver Recherchen es nicht gelungen sei, 
das seitens des Petenten genannte Aktenzeichen des 
Vormundschaftsgerichts einem Verfahren zuzuord-
nen. Im betreffenden Jahr seien weniger als 500 Ver-
fahren eingegangen, weshalb sich das angegebene 
Aktenzeichen nicht erklären ließe. Ferner könne auch 
mithilfe der weiteren Abkürzungen, die der Petent zur 
Verfügung gestellt habe, kein Verfahrensbezug her-
gestellt werden. Ein Beschluss des Vormundschafts-
gerichts vom 9. Mai 1967 sei dem Amtsgericht eben-
falls nicht bekannt. Nach Auskunft des Amtsgerichts 
wird die Suche fortgesetzt und es soll nochmals mit 
dem Petenten in Kontakt getreten werden. Sollte dem 
Amtsgericht eine Zuordnung des seitens des Petenten 
genannten Aktenzeichens zu einem Verfahren gelin-
gen, obliegt die Entscheidung über die Überlassung 
der Verfahrensakte dem Amtsgericht in richterlicher 
Unabhängigkeit. 

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Marwein
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ist er (faktisch) geduldet. Im April 2018 erhielt er 
erstmals eine Duldung. 

Weitere Voraussetzungen für die Erteilung einer Be-
schäftigungsduldung sind jedoch unter anderem, dass 
der Ausländer seit mindestens 18 Monaten eine so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung mit einer 
regelmäßigen Arbeitszeit von mindestens 35 Stunden 
pro Woche ausübt und dass der Lebensunterhalt in-
nerhalb der letzten zwölf Monate vor Beantragung der 
Beschäftigungsduldung durch diese Beschäftigung 
gesichert war und auch weiterhin gesichert ist. Diese 
Voraussetzungen werden durch den Petenten offen-
sichtlich nicht erfüllt, sodass die Erteilung einer Be-
schäftigungsduldung nicht möglich ist. Denn die Be-
schäftigung war ihm seit Ende September 2018, auf-
grund fehlender Mitwirkung bei der Passbeschaffung, 
ausländerrechtlich nicht länger gestattet. Erst seit En-
de Oktober 2021 wurde ihm nach Vorlage des Pass-
dokuments die Beschäftigung wieder erlaubt. Darüber 
hinaus bezieht der Petent seit März 2016 durchgängig 
öffentliche Leistungen. 

Unerheblich ist, ob die weiteren Voraussetzungen 
(Sprachkenntnisse, Straffreiheit, etc.) erfüllt sind, da 
die Voraussetzungen für die Erteilung einer Beschäf-
tigungsduldung kumulativ vorliegen müssen. 

Da der Asylantrag des Petenten bestandskräftig (un-
anfechtbar) abgelehnt worden ist, kann ihm nach § 10 
Absatz 3 Sätze 1 und 3 AufenthG vor der Ausreise – 
außer im Falle eines Anspruchs – ein Aufenthaltstitel 
nur nach Maßgabe des Abschnitts 5 des Aufenthalts-
gesetzes erteilt werden. 

Der Petent verwirklicht jedoch erkennbar keinen An-
spruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels. 

Für die Gewährung eines Aufenthaltstitels nach § 25 
Absatz 1 bis 3 AufenthG fehlt eine entsprechende Fest-
stellung des BAMF. Das Land hat insoweit keine Ent-
scheidungskompetenz. Die Erteilung eines solchen 
Titels scheidet aus. 

Eine Aufenthaltserlaubnis gemäß § 25 Absatz 4 Auf-
enthG ist nicht vollziehbar ausreisepflichtigen Aus-
ländern vorbehalten. Der Petent ist jedoch vollziehbar 
ausreisepflichtig. Zudem begehrt er einen dauerhaften 
Aufenthalt. 

Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25a 
AufenthG kommt nicht in Betracht. Danach soll ei-
nem jugendlichen oder heranwachsenden geduldeten 
Ausländer unter den dort genannten Voraussetzungen 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Der Petent 
gilt mit seinen 28 Jahren weder als Jugendlicher noch 
als Heranwachsender im Sinne dieser Vorschrift, wo-
mit der persönliche Anwendungsbereich des § 25a 
AufenthG bereits nicht eröffnet ist. 

Weiter scheidet die Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis nach § 25b AufenthG aus. Nach dieser Vorschrift 
soll einem geduldeten Ausländer eine Aufenthaltser-
laubnis erteilt werden, wenn er sich nachhaltig in die 
Lebensverhältnisse der Bundesrepublik integriert hat. 
Dies setzt voraus, dass sich der Ausländer seit min-
destens acht Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet 

Die Geburtsurkunde habe er über einen Freund käuf-
lich erworben. In der Folge seiner Angaben konnte 
seine Identität im Rahmen der Vorführung nicht be-
stätigt werden. Ende August 2018 wurde der Petent 
vom Regierungspräsidium aufgefordert, bis Ende 
September 2018 ein senegalesisches Reisedokument 
vorzulegen. Dieser Aufforderung kam er nicht nach. 
Im April 2019 legte der Petent ein Schreiben des gam-
bischen Generalkonsulats vor, in welchem erklärt 
wird, dass gambische Nationalpässe ausschließlich 
in Gambia bei persönlicher Anwesenheit der Antrag-
steller ausgestellt werden würden. Ende Oktober 2021 
legte der Petent bei der zuständigen Ausländerbehör-
de einen Reisepass vor, der ihn als gambischen Staats-
angehörigen ausweist. 

Von Mitte Juni 2018 bis Ende September 2018 ging 
der Petent einer Beschäftigung als Anlagenbediener 
nach. Im Anschluss war die Beschäftigung dem Pe-
tenten mangels Mitwirkung bei der Passbeschaffung 
ausländerrechtlich nicht länger gestattet. Nachdem 
der Petent seinen Reisepass bei der Ausländerbehör-
de vorgelegt hat, ist ihm die Beschäftigung seitdem 
ausländerrechtlich wieder gestattet. Es liegt eine Er-
klärung zu einem Beschäftigungsverhältnis als Lager-
arbeiter für den Zeitraum September 2021 bis August 
2022 vor. Ein entsprechender Arbeitsvertrag wurde 
nicht vorgelegt. Nach den Erkenntnissen der zuständi-
gen Ausländerbehörde wurde dieses Beschäftigungs-
verhältnis vom Petenten nicht aufgenommen. Seit 
März 2016 bezieht er Leistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz. Die Rechtsanwältin des Peten-
ten teilt mit Schreiben vom Oktober 2021 zudem mit, 
dass der Petent keine Vollzeitstelle habe, aber darum 
bemüht sei, eine solche zu finden. 

Nachweise über Sprachkenntnisse des Petenten liegen 
nicht vor. Auch sonstige Nachweise zu Integrations-
leistungen wurden nicht vorgelegt. Soziale Bindungen 
des Petenten im Bundesgebiet sind nicht bekannt und 
wurden auch nicht vorgetragen. 

Der Petent ist bislang strafrechtlich nicht in Erschei-
nung getreten. Ein Bundeszentralregisterauszug vom 
Oktober 2021 enthält keine Eintragungen.

Mit der Petition wird vorgetragen, dass sich die Rück-
kehr des Petenten nach Gambia aufgrund der langen 
Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet als „sehr schwie-
rig“ gestalte. In Gambia lebten nur die Mutter höheren 
Alters sowie vier Geschwister. Es bestehe keinerlei 
Kontakt mehr zu seiner Familie. 

Die Prüfung der Petition hat ergeben, dass der Pe-
tent kein asylunabhängiges Aufenthaltsrecht erhalten 
kann. 

Zunächst liegen die Voraussetzungen für die Erteilung 
einer Beschäftigungsduldung nach § 60d AufenthG 
nicht vor. Der Anwendungsbereich dieser Vorschrift 
ist zwar grundsätzlich eröffnet, denn der Petent reiste 
laut eigenen Angaben vor dem gesetzlichen Stichtag 
des § 60d AufenthG im Februar 2016 in das Bundes-
gebiet ein. Auch wurde ein gültiger Reisepass vorge-
legt. Ebenso erfüllt der Petent den erforderlichen Dul-
dungszeitraum von zwölf Monaten. Seit Ende Januar 
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Weitere Ausreisehindernisse tatsächlicher oder recht-
licher Art sind weder vorgetragen noch ersichtlich.

Sonstige Rechtsgrundlagen, die dem Petenten einen 
legalen Verbleib im Bundesgebiet ermöglichen könn-
ten, sind nicht ersichtlich. 

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Marwein

22. �Petition 17/508 betr. Eintrag einer Grabstätte 
in Schmieheim in das Gräberverzeichnis

Der Petent legt im Anschluss an die Landtagsent-
scheidung vom 7. Oktober 2021 zur Petition 16/5453 
(vgl. Drucksache 17/854) einen Archivauszug mit ei-
nem Lichtbild des Grabsteins des Bestatteten vor und 
bittet um erneute Prüfung.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die Gemeinde Kippenheim hatte im Zuge des Peti-
tionsverfahrens 16/5453 mitgeteilt, dass die Grablage 
des Bestatteten nicht geklärt werden kann. Aufgrund 
des vom Petenten nunmehr vorgelegten Archivaus-
zugs erfolgte eine nochmalige Überprüfung mit dem 
Ergebnis, dass sich die Grabstätte auf dem verwais-
ten jüdischen Friedhof in Schmieheim, einem Orts-
teil der Gemeinde Kippenheim, befindet. Die Grab-
stätte sei nicht in der bei der Gemeinde Kippenheim 
zu führenden Gräberliste nach § 5 Absatz 1 Gräber-
gesetz aufgeführt. Ausweislich der Inschrift auf dem 
Gefallenendenkmal für die im Ersten Weltkrieg aus 
den jüdischen Gemeinden des Bezirks Gefallenen sei 
der Verstorbene ein Gefallener des Ersten Weltkriegs. 
Das Gefallenendenkmal befände sich auf dem jüdi-
schen Friedhof in Schmieheim. Die Schreibweise des 
Vornamens des Verstorbenen auf dem Gefallenen-
denkmal sei allerdings eine andere.

Unter Berücksichtigung der vom Petenten mit der 
vorliegenden Petition nachgereichten Informationen 
und der daraufhin erfolgten ergänzenden Stellungnah-
men der Gemeinde Kippenheim, der Regierungsprä
sidien Stuttgart und Freiburg sowie der Israelitischen 
Religionsgemeinschaft (IRG) Baden befindet sich das 
Grab des Bestatteten auf dem jüdischen Friedhof in 
Schmieheim. Ausweislich der Inschrift auf dem Ge-
fallenendenkmal auf dem jüdischen Friedhof in 
Schmieheim ist die vom Petenten angeführte Grab-
stätte ein Grab, das vorbehaltlich einer abschließen-
den Überprüfung dem Grunde nach unter das Gesetz 
über die Erhaltung der Gräber der Opfer von Krieg 
und Gewaltherrschaft (Gräbergesetz) fallen könnte. Ein 
abschließender Nachweis ist damit allerdings nicht er-
bracht.

Als zuständige Behörden für die Feststellung der Grä-
ber, den Nachweis in Gräberlisten und die Fortschrei-

oder mit einer Aufenthaltserlaubnis im Bundesgebiet 
aufgehalten hat. Der Petent ist nach eigenen Angaben 
im Februar 2016 eingereist. Er hält sich damit noch 
nicht seit acht Jahren im Bundesgebiet auf, womit die 
zeitliche Voraussetzung für die Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25b AufenthG bereits nicht 
erfüllt ist. Der Petent hat darüber hinaus weder sub
stanziiert vorgetragen noch nachgewiesen, dass er 
sich wirtschaftlich, sprachlich oder sozial in der Bun-
desrepublik integriert hätte. Von einer nachhaltigen 
Integration in die hiesigen Lebensverhältnisse kann 
deshalb nicht ausgegangen werden. 

Ferner kann dem Petenten auch kein Aufenthaltstitel 
nach § 25 Absatz 5 AufenthG erteilt werden, da ihm 
die Ausreise weder aus tatsächlichen noch aus recht-
lichen Gründen unmöglich ist. Die Unmöglichkeit 
einer Rückführung aus tatsächlichen Gründen kann 
insbesondere dann angenommen werden, wenn Rück-
reisedokumente nicht vorliegen oder beschafft werden 
können. Der Petent ist jedoch im Besitz eines gültigen 
gambischen Reisepasses. 

Rechtliche Abschiebungshindernisse insbesondere aus 
dem Schutz von Ehe und Familie gemäß Artikel 6 
Grundgesetz und dem Schutz des Privatlebens gemäß 
Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonven
tion (EMRK) liegen ebenfalls nicht vor. 

Es bestehen keine geschützten familiären Bindungen 
im Bundesgebiet. Laut Angaben des Petenten lebt sei-
ne Familie noch im Heimatland. Ein Abschiebungs-
hindernis aus Artikel 8 EMRK aufgrund einer etwai-
gen tiefgreifenden Verwurzelung im Bundesgebiet 
und gleichzeitiger Entwurzelung ist bereits aufgrund 
der kurzen Aufenthaltsdauer des Petenten in der Bun-
desrepublik nicht anzunehmen. Zudem fehlt es an ei-
ner wirtschaftlichen Integration des Petenten. Ledig-
lich im Jahr 2018 ging er kurzzeitig einer Beschäfti-
gung nach, bis ihm diese aufgrund fehlender Mitwir-
kung bei der Passbeschaffung ausländerrechtlich nicht 
mehr erlaubt war. Nachweise über eine soziale oder 
sprachliche Integration liegen ebenfalls nicht vor. 
Von einer nachhaltigen Verwurzelung im Bundesge-
biet kann daher nicht ausgegangen werden. Umge-
kehrt ist ebenso wenig von einer Entwurzelung des 
Petenten von seinem Heimatland auszugehen. Er reis-
te erst im Alter von 22 Jahren in das Bundesgebiet ein 
und hat damit die überwiegende Zeit seines Lebens, 
insbesondere die für die Sozialisation besonders prä-
gende Zeit der Kindheit und Jugend, im Heimatland 
verbracht. Nach eigenen Angaben hat er dort fünf Jah-
re die Koranschule besucht und anschließend auf dem 
Feld gearbeitet. Ihm ist eine Rückkehr und Reintegra-
tion dort jederzeit möglich und zumutbar. Mit den 
dortigen Lebensverhältnissen ist er vertraut. Darüber 
hinaus leben noch die Mutter sowie vier Geschwister 
dort. Bei der Anhörung zum Asylantrag gab er an, dass 
er noch Kontakt zu seiner Familie habe. Auch wenn 
in der Petitionsschrift vorgebracht wird, dass zu die-
sen nunmehr kein Kontakt bestehe, ist davon auszu-
gehen und dem Petenten zumutbar, dass er diesen 
wiederaufnehmen kann und bei einer möglichen Rück-
kehr somit auch über familiären Rückhalt verfügt. 
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Das BAMF lehnte daraufhin mit Bescheid von Mitte 
März 2020 die Anträge des Petenten auf Zuerkennung 
der Flüchtlingseigenschaft, Anerkennung als Asylbe-
rechtigten und subsidiären Schutz als offensichtlich 
unbegründet ab, stellte fest, dass zielstaatsbezogene 
Abschiebungsverbote nicht vorliegen und forderte 
den Petenten unter Androhung der Abschiebung nach 
Gambia zur Ausreise auf. Gegen diesen Bescheid er-
hob der Petent Ende März 2020 Klage zum Verwal-
tungsgericht und stellte im Wege vorläufigen Rechts-
schutzes einen Antrag auf Anordnung der aufschie-
benden Wirkung derselben, welchem mit Beschluss 
des zuständigen Verwaltungsgerichts von Mitte Juli 
2020 stattgegeben wurde. Zur Begründung wurde 
ausgeführt, dass die hohen Voraussetzungen, um ei-
nen Asylantrag als offensichtlich unbegründet abzu-
lehnen, im vorliegenden Fall nicht in der notwendigen 
Evidenz erfüllt seien. Die Klage wurde mit Urteil des 
zuständigen Verwaltungsgerichts von Ende Juni 2021 
abgewiesen. Das Urteil ist seit Mitte August rechts-
kräftig.
Der Petent wurde daraufhin Mitte August 2021 über 
seine Passpflicht belehrt und mit Verfügung von Ende 
Oktober 2021 zur Vorlage gültiger Reisedokumente 
bis Ende Januar 2022 aufgefordert. Mitte September 
2021 übersandte die Bevollmächtigte des Petenten die 
Kopie eines gültigen gambischen Reisepasses an das 
Regierungspräsidium. Zwischenzeitlich liegt auch das 
Original bei der zuständigen Ausländerbehörde vor.
Bereits während seines laufenden Asylverfahrens ging 
der Petent im Rahmen des ihm gestatteten Aufenthalts 
seit Mai 2016 einer Beschäftigung in Vollzeit nach. 
Seinen Lebensunterhalt sichert er so seither selbst.
Strafrechtliche Verurteilungen sind nicht bekannt. 
Mit der Petitionseingabe wird zudem vorgebracht, 
dass dem Petenten eine Rückkehr nach Gambia auf-
grund seines langjährigen Aufenthaltes in der Bun-
desrepublik Deutschland nicht möglich sei, da er sich 
nur schwer wieder in die dortigen Lebensverhältnis-
se einfügen könne. Darüber hinaus habe er während 
seines Aufenthalts keinerlei Straftaten begangen und 
sich sowohl sprachlich als auch sozial in den letzten 
sechs Jahren sehr gut in die hiesigen Lebensverhält-
nisse integriert.
Die Prüfung hat ergeben, dass dem Petenten bei der 
nächsten Duldungsverlängerung eine Duldung ohne 
auflösende Bedingung erteilt wird. Dann wird er im 
Besitz der von ihm mit vorliegender Petition begehr-
ten unbedingten Duldung sein.

Beschlussempfehlung: 
Die Petition wird für erledigt erklärt. 

Berichterstatter: Marwein

bung der Gräberlisten sind im Land die Gemeinden 
bestimmt. Danach ist die Gemeinde Kippenheim zu-
ständig für die Feststellung der Gräber, den Nachweis 
in Gräberlisten und die Fortschreibung der Gräberlis-
ten, für die auf ihrem Gebiet liegenden Gräber, die 
unter das Gräbergesetz fallen. 

Da sich das Grab auf einem verwaisten jüdischen 
Friedhof befindet, sind nach der geltenden Absprache 
zur Betreuung der verwaisten jüdischen Friedhöfe alle 
Einzelfragen hinsichtlich der Grabstätten in Verbin-
dung mit den zuständigen jüdischen Stellen zu klären. 
Damit setzt ein Nachweis in der Gräberliste die Zu-
stimmung der IRG Baden voraus. Diese hat gebeten, 
grundsätzlich von Aufnahmen von Grabstätten auf 
verwaisten jüdischen Friedhöfen im Zuständigkeits-
bereich der IRG Baden in die Gräberliste abzusehen. 
Die vom Petenten angeführte Grabstätte wird entspre-
chend der von der IRG Baden geäußerten Bitte nicht 
in der von der Gemeinde Kippenheim geführten Grä-
berliste nachgewiesen werden unabhängig davon, ob 
die dafür erforderlichen Voraussetzungen vorliegen 
würden. 

Da sich die Grabstätte auf einem in Obhut der öf-
fentlichen Hand befindlichen verwaisten jüdischen 
Friedhof befindet, sind die dauernde Pflege und der 
dauernde Erhalt unter maßgeblicher sachkundiger 
Mitwirkung der IRG Baden unabhängig davon sicher-
gestellt, ob das Grab unter das Gräbergesetz fällt und 
unabhängig von einem Eintrag in die Gräberliste. 

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann hinsichtlich der Aufnah-
me des Grabes in die Gräberliste nicht abge-
holfen werden. Soweit die dauernde Pflege 
und der dauernde Erhalt des Grabes sicher-
gestellt sind, wird die Petition für erledigt 
erklärt.

Berichterstatter: Marwein

23. Petition 17/568 betr. Aufenthaltstitel

Der Petent begehrt – sachdienlich ausgelegt – die Er-
teilung einer Duldung ohne auflösende Bedingung, 
hilfsweise die Aussetzung seiner Abschiebung bis 
zum 10. August 2022.

Bei dem Petenten handelt es sich um einen gambi-
schen Staatsangehörigen. Er reiste eigenen Angaben 
zufolge Anfang September 2015 in die Bundesrepu-
blik Deutschland ein und stellte Ende Oktober 2015 
einen Asylantrag. Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) lehnte mit Bescheid von Mitte 
Dezember 2017 den Antrag zunächst als unzulässig 
ab, führte jedoch – nach erfolgreichem Rechtsmittel 
des Petenten gegen diese Entscheidung – dann ein na-
tionales Asylverfahren durch.
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stücksteilungen bei der unteren Baurechtsbehörde, 
zwei Wochen vor der Teilung. Eine Genehmigungs-
pflicht der Baurechtsbehörde besteht nicht. Auch eine 
Prüfungspflicht ist gesetzlich nicht normiert.

Gemäß § 8 LBO dürfen durch die Teilung eines Grund-
stücks, das bebaut oder dessen Bebauung genehmigt 
ist, keine baurechtswidrigen Verhältnisse geschaffen 
werden. Liegt das Grundstück im Geltungsbereich ei-
nes Bebauungsplans, dürfen darüber hinaus durch die 
Teilung keine Verhältnisse entstehen, die den Festset-
zungen des Bebauungsplans widersprechen (§ 19 Ab-
satz 2 BauGB).

Teilbar sind auch Grundstücke, auf denen Baulasten 
oder Grunddienstbarkeiten eingetragen sind, da diese 
grundsätzlich trotz der Grundstücksteilung bestehen 
bleiben. Die reine Teilung der Grundstücke ist auch 
erlaubt, wenn das geteilte Grundstück nicht erschlos-
sen ist. Um das Teilgrundstück aber bebauen zu dür-
fen, muss es für sich oder mittels Baulasten über ein 
Nachbargrundstück erschlossen sein.

b) Vorhaben in Natura 2000-Gebieten

In Natura 2000-Gebieten – hierzu gehören die FFH-
Gebiete und die Vogelschutzgebiete – sind gemäß  
§ 33 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
alle Veränderungen und Störungen, die zu einer erheb-
lichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebiets in 
seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck 
maßgeblichen Bestandteilen führen können, unzuläs-
sig. Gemäß § 34 Absatz 1 BNatSchG sind Projekte 
vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Ver-
träglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 
2000-Gebiets zu überprüfen, wenn sie einzeln oder im 
Zusammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen 
geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beeinträchti-
gen, und nicht unmittelbar der Verwaltung des Ge-
biets dienen. Als Projekte gelten beispielsweise auch 
Bebauungspläne oder Biogasanlagen. 

Vorhaben in Natura 2000-Gebieten sind damit nicht 
grundsätzlich unzulässig. Vielmehr ist zu prüfen, wel-
che maßgeblichen Bestandteile (Tierarten, Pflanzen-
arten, Lebensräume) durch das jeweilige Schutzgebiet 
geschützt werden sollen und ob durch das Vorhaben 
mit einer erheblichen Beeinträchtigung dieser maß-
geblichen Bestandteile zu rechnen ist. In der Beurtei-
lung sind alle Auswirkungen, die mit dem Vorhaben 
in Zusammenhang stehen, miteinzubeziehen. Grund-
sätzlich ist dabei nicht relevant, ob das Vorhaben Flä-
chen innerhalb eines Natura 2000-Gebiets in An-
spruch nimmt oder von außen auf die darin vorkom-
menden Schutzgüter einwirken kann. Hierzu gehören 
beispielsweise baubedingte Auswirkungen wie die 
Baustelleneinrichtung, anlagenbedingte Auswirkun-
gen wie die Versiegelung durch das Bauvorhaben und 
betriebsbedingte Auswirkungen wie zu erwartende 
Emissionen (z. B. Stoffe, Licht, Lärm) oder ein ver-
ändertes Verkehrsaufkommen. Verbleiben die zu er-
wartenden Beeinträchtigungen unter der Erheblich-
keitsschwelle, stehen dem Vorhaben die Bestimmun-
gen der Natura 2000-Gebiete nicht entgegen. Vor die-
sem Hintergrund ist die pauschale Aussage des Peten-

24. Petition 17/715 betr. Eintragung von Baulasten

I. Gegenstand der Petition

Der Petent begehrt verschiedene Rechtsauskünfte 
zum Thema Teilung von Grundstücken und Zulässig-
keit von Vorhaben in Natura 2000-Gebieten. Ferner 
beschwert er sich über das Handeln der unteren Bau-
rechtsbehörde im Zusammenhang mit der Erteilung 
einer Baugenehmigung. Zudem gibt der Petent an in 
Bezug auf zwei näher bezeichnete Urteile, die nicht 
im Zusammenhang mit dem Baugenehmigungsver-
fahren stehen, dass diese nicht von dem zuständigen 
Richter eigenhändig unterschrieben seien. Es handle 
sich bei diesen Urteilen daher um „Scheinurteile“, die 
keine Rechtsgültigkeit hätten. 

II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

1. Sachverhalt

Der Beschwerde über die untere Baurechtsbehörde 
liegt ein baurechtliches Genehmigungsverfahren zu-
grunde, das eine Nutzungsänderung von einem Schopf 
und einem Stall in eine Anliegerwohnung im Ober
geschoss und einer barrierefreien Wohnung im Erd-
geschoss zum Gegenstand hat. Das Baugesuch bein-
haltet auch den Einbau neuer Fenster in der nordöstli-
chen grenzständigen Wand. 

Durch das Baurechtsamt wird eine Baulast auf dem 
Nachbargrundstück gefordert, die nach Auffassung des 
Petenten nicht erforderlich sei, weil durch Nutzungs-
änderungen allein keine größeren Abstandsflächen 
erforderlich seien. Er bezieht sich bzgl. dieser Infor-
mation auf das vorangegangene Petitionsverfahren 
16/4811 (vgl. Drucksache 17/854).

2. �Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche 
Würdigung

a) Teilung von Grundstücken

Eine Grundstücksteilung ist die dem Grundbuchamt 
gegenüber abgegebene oder sonst wie erkennbar ge-
machte Erklärung des Eigentümers, dass ein Grund-
stücksteil grundbuchmäßig abgeschrieben und als 
selbstständiges Grundstück oder als ein Grundstück 
zusammen mit anderen Grundstücken oder mit Teilen 
anderer Grundstücke eingetragen werden soll (§ 19 
Absatz 1 des Baugesetzbuchs [BauGB]).

In grundbuchrechtlicher Hinsicht erfordert eine Grund-
stücksteilung nach § 13 Absatz 1 Satz 1 der Grund-
buchordnung (GBO) zunächst einen entsprechenden 
Antrag gegenüber dem Grundbuchamt. Daneben muss 
die Grundstücksteilung nach § 19 GBO durch den je-
weiligen Eigentümer bewilligt werden. Die Bewilli-
gung muss in der Form des § 29 Absatz 1 Satz 1 GBO 
erfolgen, das heißt entweder durch eine öffentliche 
oder zumindest durch eine öffentlich beglaubigte Ur-
kunde.

§ 8 Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 Landesbauordnung 
(LBO) normiert eine Pflicht zur Anzeige von Grund-



41

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2811

Dieser Widerspruch soll vorliegend durch die Über-
nahme einer Baulast zulasten des Nachbargrund-
stücks ausgeräumt werden. § 7 Absatz 1 Nummer 1 
LBOAVO sieht vor, dass eine Brandwand nicht erfor-
derlich ist, wenn ein Abstand von mindestens 5 m zu 
bestehenden oder nach den baurechtlichen Vorschrif-
ten zulässigen künftigen Gebäuden gesichert ist. Da 
die Bauherren die erforderlichen Abstände nicht auf 
ihrem eigenen Grundstück nachweisen können, kann 
die Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens nur herge-
stellt werden und folglich eine Baugenehmigung nur 
ergehen, wenn eine öffentlich-rechtliche Sicherung 
des erforderlichen Abstands mittels Baulast vorliegt. 

Die Zulässigkeit und Rechtmäßigkeit von Baulasten 
im Allgemeinen richtet sich nach § 71 LBO. Danach 
können Grundstückseigentümer durch Erklärung ge-
genüber der Baurechtsbehörde öffentlich-rechtliche 
Verpflichtungen zu einem ihre Grundstücke betref-
fenden Tun, Dulden oder Unterlassen übernehmen, 
die sich nicht schon aus öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften ergeben. Die insofern freiwillig übernomme-
ne Verpflichtung des Grundstückseigentümers einen 
bestimmten Bereich innerhalb des Grundstücks unbe-
baut zu lassen, um die rechtmäßige Bebauung oder 
Nutzung des Nachbargrundstücks zu gewährleisten, 
kann Gegenstand einer solchen Baulast sein.

Sofern der Petent auf die erhaltene Auskunft aus sei-
ner vorangegangenen Petition 16/4811 verweist, ist 
zu ergänzen, dass diese nicht im Widerspruch zu der 
hier erforderlichen Baulast steht. Die Aussage, dass 
reine Nutzungsänderungen in der Regel kein größeres 
Abstandsflächenerfordernis begründen, beschreibt zu-
nächst die Grundsätze, die im Abstandsflächenrecht 
bei reinen Nutzungsänderungen gelten. Eine einzel-
fallbezogene Beurteilung ist dennoch erforderlich, 
zumal mit der hier beabsichtigten Nutzungsänderung 
auch bauliche Veränderungen, die auch Vorschriften 
außerhalb des Abstandsflächenrechts betreffen, ein-
hergehen.

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Marwein

25. �Petition 17/831 betr. Grabstätten auf dem jüdi-
schen Friedhof in Ludwigsburg

Der Petent wendet sich wegen vier Grabstätten auf 
dem Neuen Jüdischen Friedhof in Ludwigsburg an 
den Petitionsausschuss. Die Verstorbenen könnten 
Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft sein. Die Grab-
stätten seien entgegen der gesetzlichen Verpflichtung 
nach dem Gräbergesetz bisher nicht durch die Stadt 
Ludwigsburg untersucht worden. 

Der Petent bittet um Untersuchung der Sachverhalte.

ten „in einem FFH Natura Schutzgebiet sind solche 
Bebauungsabsichten vom Gesetzgeber ausgeschlos-
sen“ nicht zutreffend.

Neben den Natura 2000-Bestimmungen sind grund-
sätzlich weitere Bestimmungen des Natur- und Arten-
schutzes zu prüfen. 

c) Beschwerde über die Justiz

Die Annahme, dass nicht eigenhändig von Richtern 
unterschriebene Urteile ungültig sind, ist nicht zutref-
fend. 

Sowohl die Zivilprozessordnung (ZPO) als auch die 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) verlangen nur, 
dass die Urschriften der Urteile von den Richtern, 
die bei der Entscheidung mitgewirkt haben, unter-
schrieben werden. Diese Originale der Urteile bleiben 
bei den Akten. Die für die Verfahrensbeteiligten be-
stimmten Urteilsausfertigungen müssen hingegen von 
den Richtern nicht handschriftlich unterzeichnet wer-
den. Sie müssen nur die Unterschrift der Richter wie-
dergeben. Dabei genügt etwa, wenn die Namen der 
beteiligten Richter in Maschinenschrift ohne Klam-
mern angegeben sind.

Anhaltspunkte dafür, dass die bezeichneten Urteile 
diesen Vorgaben nicht genügen, liegen nicht vor. Un-
klar ist, ob der Petent sich auf das Originalurteil oder 
eine Ausfertigung für die Verfahrensbeteiligten be-
zieht.

Im Übrigen sind die zur Entscheidung berufenen 
Richter nach dem Grundgesetz und der Verfassung 
des Landes Baden-Württemberg unabhängig und nur 
dem Gesetz unterworfen. Richterliche Entscheidun-
gen können nur mit den dafür vorgesehenen Rechts-
behelfen angegriffen werden.

d) Beschwerde über die untere Baurechtsbehörde

Die von der unteren Baurechtsbehörde des Landrats-
amts geforderte Baulast ist zur Genehmigung des 
streitgegenständlichen Vorhabens erforderlich.

Die Baugenehmigung ist gemäß § 58 Absatz 1 LBO 
zu erteilen, wenn dem Vorhaben keine von der Bau-
rechtsbehörde zu prüfenden öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften entgegenstehen. 

Die Gebäudeabschlusswand ist vorliegend als Brand-
wand ausgestaltet, weil diese einen Abstand von we-
niger als 2,5 m zur Nachbargrenze aufweist (vgl. § 7 
Absatz 1 Nummer 1 der Allgemeinen Ausführungs-
verordnung zur Landesbauordnung – LBOAVO). 
Gemäß § 7 Absatz 8 LBOAVO sind Öffnungen in 
Brandwänden unzulässig. Die dem Genehmigungs-
verfahren zugrundeliegenden Planungen beinhalten 
jedoch den Einbau von Fenstern, die als Öffnungen in 
diesem Sinne zu qualifizieren sind. 

Insofern geht die beantragte Nutzungsänderung mit 
baulichen Veränderungen einher, die im Widerspruch 
zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften stehen.
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den kann, ob es sich um Opfer von Krieg und Gewalt-
herrschaft handelt. 
Unabhängig von der rechtlichen Einordnung und ei-
nem Eintrag in die Gräberliste ist die dauernde Pflege 
und der dauernde Erhalt der Gräber auf dem in der 
Obhut der öffentlichen Hand befindlichen verwaisten 
jüdischen Friedhof in Ludwigsburg sichergestellt.

Beschlussempfehlung: 
Der Petition kann hinsichtlich des Nachwei-
ses der Gräber in der Gräberliste nicht abge-
holfen werden. Soweit die dauernde Pflege 
und der dauernde Erhalt unabhängig von ei-
nem Eintrag in die Gräberliste sichergestellt 
ist, wird die Petition für erledigt erklärt.

Berichterstatter: Marwein

26. �Petition 17/967 betr. Bau einer Seilschwebe-
bahn

Der Petent wendet sich gegen die Projektidee des 
Baus einer Seilschwebebahn in einem Freizeitpark. 
Er ist der Ansicht, dass durch dieses Vorhaben eines 
der letzten Paradiese Europas, in dem die ursprüngli-
che Artenvielfalt erhalten geblieben sei, zerstört wer-
de und fordert, dieses Vorhaben zu stoppen. Es dürfe 
nicht wieder ein Naturschutzgebiet mit größter Be-
deutung zerstört werden und das, nur damit ein Frei-
zeitunternehmen den Profit steigern könne.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die Projektidee einer Seilschwebebahn ist schon eini-
ge Jahre alt, wie auch die vom Petenten eingesandten 
Materialien zeigen. Im Kern geht es darum, dass es 
die Idee gibt, die Besucherandienung des Freizeit-
parks durch den ÖPNV mittels einer Seilschwebe-
bahn zu verbessern. Dies soll auch dazu dienen, das 
Parkplatzangebot nicht weiter ausweiten zu müssen. 
Insbesondere war auch daran gedacht, eine solche 
Seilschwebebahn grenzüberschreitend nach Frank-
reich über den Rhein zu führen, um auch französische 
Besucherinnen und Besucher und Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter aus dem Elsass in das Parkgelände zu 
transportieren. 
Seilschwebebahnen gelten als umwelt- und klima-
freundlich, da lärmarm und energiesparend. Der Park 
liegt in der Nähe eines bedeutenden Naturschutz-
gebiets, das noch sehr naturbelassen und für seinen 
Artenreichtum bekannt ist. Das Gebiet ist Bestandteil 
des europäischen Schutzgebietsnetzes Natura 2000 
und als Feuchtgebiet von internationaler Bedeutung 
auch Teil des grenzüberschreitenden Ramsar-Gebiets 
Oberrhein. Nach erster Einschätzung wird jede Tras-
se, die die o. g. Schutzgebiete tangiert, zu deren Be-
einträchtigung führen. Inwieweit diese erheblich sind, 
bleibt dem Ergebnis konkreter Untersuchungen vor-
behalten.

Die Prüfung der Petition hat das Folgende ergeben:

Die Stadt Ludwigsburg führt aus, dass sich die Gräber 
der in der Petitionsschrift genannten vier Verstorbe-
nen auf dem jüdischen Friedhof in Ludwigsburg be-
fänden und nicht in der bei der Stadt Ludwigsburg zu 
führenden Gräberliste nach § 5 Absatz 1 Gräbergesetz 
aufgeführt seien. Nach dem Kenntnisstand der Stadt 
seien die vier Verstorbenen nicht vom Anwendungs-
bereich des § 1 Absatz 2 Gräbergesetz umfasste Opfer 
von Krieg und Gewaltherrschaft. 

Ob es sich bei den vom Petenten genannten Grabstät-
ten der Verstorbenen I. H. und M. K. (der Vorname 
des Verstobenen K. lautet M. und nicht wie vom Pe-
tenten angegeben N.) um Gräber handelt, die unter 
das Gesetz über die Erhaltung der Gräber der Opfer 
von Krieg und Gewaltherrschaft (Gräbergesetz) fallen 
könnten, kann im vorliegenden Fall nicht abschlie-
ßend aufgeklärt werden. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass selbst bei 
Vorliegen der materiellen Voraussetzungen eine Über-
nahme von Gräbern, die unter das Gräbergesetz fal-
len, in die öffentliche Obhut nach § 16 Nr. 3 Gräber-
gesetz inzwischen unter anderem für die Gräber aus-
geschlossen ist, deren Erhaltung Dritte dauerhaft 
übernommen haben. Danach wäre es ausgeschlossen, 
die vom Petenten angeführten Gräber der Verstor
benen I. H. und M. K. in die Gräberliste nach § 5 Ab-
satz 1 Gräbergesetz aufzunehmen. 

Ob es sich bei den vom Petenten genannten anderen 
beiden Grabstätten um Gräber handelt, die unter das 
Gräbergesetz fallen könnten, kann im vorliegenden 
Fall nicht abschließend aufgeklärt werden. Dem Mi-
nisterium des Inneren, für Digitalisierung und Kom-
munen, dem Regierungspräsidium Stuttgart und der 
Stadt Ludwigsburg liegen ungeachtet des Vortrags in 
der Petitionsschrift keine konkreten Erkenntnisse vor, 
wonach die in der Petitionsschrift genannten beiden 
Grabstätten vom Anwendungsbereich des § 1 Absatz 2 
Gräbergesetz umfasste Opfer von Krieg und Gewalt-
herrschaft sind. 

Da sich die vom Petenten angeführten vier Gräber auf 
einem in Obhut der öffentlichen Hand befindlichen 
verwaisten jüdischen Friedhof befinden, sind ihre 
dauernde Pflege und ihr dauernder Erhalt unter maß-
geblicher sachkundiger Mitwirkung der Israelitischen 
Religionsgemeinschaft Württemberg aber in jedem 
Fall sichergestellt. 

Ergebnis:

Die von dem Petenten begehrte Prüfung der Sachver-
halte ergibt, dass in dem Fall der Verstorbenen I. H. 
und M. K. nicht abschließend geklärt werden kann, ob 
es sich bei diesen um Opfer von Krieg und Gewalt-
herrschaft handelt. Dessen ungeachtet ist eine Auf-
nahme in die Gräberliste ausgeschlossen. 

Die von dem Petenten begehrte Prüfung der weiteren 
Sachverhalte ergibt, dass in dem Fall der Verstorbe-
nen M. K. und B. K. nicht abschließend geklärt wer-
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über den tatsächlichen Verfolgungszusammenhang 
der benannten Gruppe ausgesagt. Allerdings ist die 
Bezeichnung „nichtjüdisch“ gerade im Kontext der 
Opfer des NS-Regimes als Abgrenzung zur beson-
ders verfolgten Gruppe der „jüdischen“ Opfer und der 
Shoa zunächst naheliegend und daher nicht unüblich. 

Die Kategorien „jüdisch“ und „nichtjüdisch“ werden 
vor allem im Forschungskontext verwendet. Eine öf-
fentliche Auseinandersetzung damit und mit der Fra-
ge, was die Kategorien mit der Wahrnehmung der 
Opfergruppen bedeuten könnte, ist sicherlich denkbar, 
der Diskurs gehört aber zunächst in die Fachwelt und 
in den wissenschaftlichen Austausch. Im Übrigen be-
steht Wissenschaftsfreiheit. Begriffe und Kategorien 
ergeben sich in der Forschung und wissenschaftlichen 
Publikation aus dem Diskurs und aus fachlichen Er-
wägungen, sie können von der Landesregierung we-
der verordnet noch unterbunden werden.

Der Beauftragte der Landesregierung gegen Antisemi-
tismus äußerte sich im Kontext der Petition wie folgt: 
„Entsprechend unserem Konzept der Menschenwür-
de sowohl in der säkular-humanistischen wie religiö-
sen Traditionen ist Verstorbenen grundsätzlich unter 
Nennung ihrer Namen zu gedenken. Dies schließt bei 
Opfern von Verbrechen und Mord auch die klare Be-
nennung des Unrechts ein, wobei sich etwa die anti-
semitische NS-Ideologie verschwörungsmythologisch 
gegen Menschen jüdischer Herkunft wie zum Beispiel 
auch gegen nichtjüdische Roma & Sinti, demokrati-
sche Oppositionelle, Zwangsarbeiter/-innen oder Ho-
mosexuelle richtete. 

Das Anliegen des Petenten könnte also nur insofern 
aufgegriffen werden, dass kein Mensch und schon gar 
kein Mordopfer unter Leugnung der Namen auf eine 
Gruppenzugehörigkeit reduziert werden soll. Gera-
de deswegen sind jedoch auch die verschiedenen, im 
Kern verschwörungsmythologischen und damit men-
schenverachtenden Begründungen für die NS-Morde 
bewusst zu machen und klar zu benennen. 

Die vom NS-Regime verfolgten Menschen stehen 
nicht in einer Konkurrenz zueinander, sondern ver-
weisen als Mitglieder verfolgter Gruppen miteinander 
auf die Erinnerungs- und Schutzwürdigkeit jedes ein-
zelnen menschlichen Lebens.“

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Marwein

28. �Petition 17/1042 betr. Tempo 20 im City-Ring 
in Stuttgart

Der Petent wendet sich gegen die Anordnung und 
Umsetzung von Geschwindigkeitsbeschränkungen in-
nerhalb des City-Rings in Stuttgart. Er führt an, die 
Beschränkung sei nicht erforderlich: In den fraglichen 

Im Jahr 2018 hat daher der Park entschieden und auch 
öffentlich kommuniziert, dass er allen relevanten Be-
langen in einem transparenten Dialogprozess mit den 
Gemeinden, der Politik, den Naturschutzverbänden 
sowie Bürgerinnen und Bürgern Rechnung tragen 
möchte, insbesondere den Belangen des Naturschut-
zes. Hier wollte er sich sozusagen eine Auszeit von 
fünf Jahren zur vertieften Betrachtung und Konsul-
tation nehmen, bevor er in die förmlichen Genehmi-
gungsprozesse gehen wollte. 
Der aktuelle Stand der Überlegungen zu dieser Pro-
jektidee seitens des Parks ist nicht bekannt.

Rechtliche Würdigung:

Für den Bau und Betrieb einer Seilschwebebahn müssen 
folgende behördliche Gestattungen eingeholt werden:
–	� Seilbahn-Unternehmergenehmigung nach § 9 Lan-

desseilbahngesetz (LSeilbG) durch das Ministe-
rium für Verkehr Baden-Württemberg; 

–	� Planfeststellung (= Baurechtserteilung) nach § 11 
LSeilbG durch das zuständige Regierungspräsidium; 

–	� Betriebsaufnahmeerlaubnis nach § 16 LSeilbG durch 
das zuständige Regierungspräsidium als technische 
Aufsichtsbehörde für Seilschwebebahnen in Baden-
Württemberg 

Weder beim Ministerium für Verkehr Baden-Württem-
berg noch beim zuständigen Regierungspräsidium lie-
gen entsprechende Anträge vor. Verwaltungsverfahren 
sind somit nicht anhängig. In einem erforderlichen Plan-
feststellungsverfahren wären die Belange des Umwelt- 
und insbesondere des Naturschutzes zu prüfen.
Die Forderung des Petenten nach einem Vorhaben
stopp liegen außerhalb der Befugnisse des Landes, da 
es jedermann gestattet ist, Projektideen zu entwickeln 
und diese zu äußern.
Es steht dem Petenten frei, sich selbst beim Park nach 
dem aktuellen Sachstand zu erkundigen. 

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Marwein

27. Petition 17/980 betr. Erinnerungskultur

Der Petent moniert die Unterscheidung von Opfern 
des Nationalsozialismus in „jüdisch“ und „nichtjü-
disch“ und fordert, die aus seiner Sicht dadurch ent-
stehende nazistische Konnotation und Stigmatisierung 
abzulehnen sowie die Verwendung der beiden Be-
grifflichkeiten landesweit zu unterbinden.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Oftmals ist zusammenfassend von „nichtjüdischen“ 
Opfern die Rede. Mit dieser Bezeichnung wird nichts 
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häusern und nicht um Durchgangsstraßen handelt, ist 
nicht zu erwarten, dass der Verkehrsfluss leidet.
Die Stadt stützt die Anordnung der Geschwindigkeits-
begrenzung auf § 45 Absatz 1b Satz 1 Nummer 5 
Straßenverkehrsordnung (StVO). Nach dieser Norm 
treffen die Straßenverkehrsbehörden die notwendigen 
Anordnungen zur Unterstützung einer geordneten städ-
tebaulichen Entwicklung. Die Norm setzt das Vorhan-
densein eines städtebaulichen Konzepts, mindestens 
aber einer allgemeinen Zielvorgabe voraus. Die An-
forderungen an diese Norm sind erfüllt. 
Die Nachteile für den Kfz-Verkehr sind gering. Bei 
den betroffenen Straßen handelt es sich um reine Er-
schließungsstraßen, die langsam befahren werden. Für 
den Durchgangsverkehr stehen mit dem City-Ring 
leistungsfähige Straßen zur Verfügung. Eine Ver-
kehrsverlagerung ist daher nicht zu befürchten. Durch 
die Geschwindigkeitsbegrenzung werden darüber hin
aus Anfahr- und Bremsvorgänge vermieden, sodass 
Fahrzeuge gleichmäßig vorankommen. Die Stadt hat 
nachvollziehbar dargelegt, dass die Bedenken des Pe-
tenten hinsichtlich eines erhöhten Schadstoffaussto-
ßes daher unbegründet sind. Gleiches gilt für Lärm-
emissionen.
Insgesamt kommt die Abwägung zwischen der Leich-
tigkeit des Fuß- und Fahrradverkehrs gegenüber der 
Leichtigkeit des Kfz-Verkehrs zu dem Ergebnis, dass 
die Betroffenheit der erstgenannten Gruppe über-
wiegt. Dieser Personenkreis profitiert von den Rege-
lungen, die Eingriffe für die Kraftfahrzeugführerinnen 
und Kraftfahrzeugführer bleiben überschaubar. Über-
zeugende Gründe von höheren Lärm- und Abgasbe-
lastungen auszugehen, sind nicht ersichtlich. Auf-
grund der kurzen Streckenabschnitte, die von der Ge-
schwindigkeitsbegrenzung auf 20 km/h betroffen 
sind, kann auch nicht von ernsthaften Fahrzeitverlän-
gerungen für Kraftfahrzeugführerinnen und Kraftfahr-
zeugführer ausgegangen werden.
Die Entscheidung der Straßenverkehrsbehörde ent-
spricht den rechtlichen Vorgaben und dem vom Ge-
meinderat mehrheitlich gefassten Planungs- und 
Grundsatzbeschluss. Die Öffentlichkeit wurde im 
Rahmen von Beteiligungsformaten beteiligt.
Den vom Petenten angenommenen Nachteilen stehen 
damit die Sicherheitsgewinne durch ein geringeres 
Geschwindigkeitsniveau, sowie die im Allgemein-
interesse liegende Aufwertung des Kernbereichs der 
Innenstadt entgegen.
In der Sitzung des Petitionsausschusses am 14. Juli 
2022 wurde ein aus der Mitte des Ausschusses ge-
stellter Antrag, der Petition abzuhelfen, bei zwei Ja-
Stimmen abgelehnt. Sodann beschloss der Petitions-
ausschuss mehrheitlich, dass der Petition nicht abge-
holfen werden kann.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Marwein

Bereichen könne wegen der hohen Passantenfrequenz 
nicht schnell gefahren werden, weiterhin seien durch 
die geringere erlaubte Höchstgeschwindigkeit höhere 
Lärm- und Abgasbelastungen zu befürchten.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Im Oktober 2021 fasste der Gemeinderat der Stadt 
Stuttgart den Beschluss „Lebenswerte Innenstadt“. 
Neben der generellen Einführung einer Geschwin-
digkeitsbegrenzung von 20 km/h innerhalb des City-
Rings umfasste der Beschluss weitere Projekte wie 
die Möblierung des Straßenraums, Umnutzung öffent-
licher Parkplätze und die Umgestaltung bestehender 
Erschließungsstraßen.

Dem Beschluss „Lebenswerte Innenstadt“ ging ein 
längerer Diskussions- und Beteiligungsprozess vor-
aus. Ziel ist es, die Situation von Zufußgehenden und 
Radfahrenden zu verbessern sowie alternative Mobili-
tätsformen zu fördern. Weiterhin soll die Aufenthalts-
qualität gesteigert werden. Die Stadt fördert dies zum 
Beispiel durch die Schaffung von Aufenthaltsgelegen-
heiten und der Umgestaltung von öffentlichen Räumen. 

Mit dem vom Gemeinderat beschlossenen Planungs-
konzept zur Erhöhung der Aufenthaltsqualität inner-
halb des City-Rings wird insbesondere den Fußgän-
gerinnen und Fußgängern sowie Radfahrerinnen und 
Radfahrern Rechnung getragen. Die Maßnahme be-
zieht sich auf Straßen innerhalb des City-Rings, die an 
die Fußgängerzone angrenzen und damit einen hohen 
Fußverkehrsanteil aufweisen. Der Bereich innerhalb 
des City-Rings besteht weitgehend aus Fußgänger-
zonen. Die Einrichtung von Tempo 20 km/h ist eine 
bewährte Maßnahme, um nicht nur im Längsverkehr 
ein besseres Miteinander zu erwirken, sondern auch 
für Fußgängerinnen und Fußgänger das Queren von 
Straßenzügen maßgeblich zu erleichtern und somit für 
mehr Verkehrssicherheit zu sorgen.

Zudem unterstützt die Maßnahme die Konzeption 
„Für eine sichere Innenstadt 2022“. Ziel der Konzep-
tion, die neben ordnungs- und polizeirechtlichen auch 
verkehrsrechtliche Maßnahmen enthält, ist es, die 
Aufenthaltsqualität in den Abend- und Nachstunden 
zu erhöhen und störende Faktoren, wie zum Beispiel 
dem Phänomen des „Posens“ entgegenzuwirken. 

Mit der Anordnung von Tempo 20 km/h sollen auch 
die Luftschadstoffemissionen des innerörtlichen Stra-
ßenverkehrs reduziert werden, indem die besonders 
schadstofflastigen Beschleunigungsvorgänge deutlich 
verringert werden. Die Emissionsminderung durch 
Verstetigung des Verkehrs beruht auf einem gleich-
mäßigen Verkehrsfluss mit einem höheren Anteil 
konstanter Fahrweise. Die Reduzierung der Stopp-
Anteile und Beschleunigungsvorgänge führt zu deut-
licher Emissionsminderung. 

Geschwindigkeitsbeschränkungen sind auch hinsicht-
lich der Lärmemissionen wirksam. Auf ebenen Stre-
cken sind für Tempo 20 km/h keine höheren Dreh-
zahlen als bei Tempo 30 km/h zu erwarten. Da es sich 
überwiegend um Stichstraßen mit Zufahrten zu Park-
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der angesprochenen Einrichtungen den privatwirt-
schaftlichen Bereich betreffen.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Marwein

30. �Petition 17/274 betr. Beschwerde über Polizei, 
Staatsanwaltschaft und den Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz

Mit seiner Eingabe begehrt der Petent, „Rechtsstaat-
lichkeit und Grundgesetz wieder herzustellen“. Er 
sehe sich seit längerem durch die Polizei und eine 
Sicherheitsfirma observiert und verfolgt. Von ihm 
erstattete Strafanzeigen seien durch die Staatsanwalt-
schaft „ignoriert“ und „vereitelt“ worden. Es liege 
eine „rechtswidrige rechtsbeugerische Arbeitsweise 
der Justiz“ vor. In einem Schreiben des Oberlandes-
gerichts habe eine „gewisse Justizperson X“ künftige 
Beschlüsse „eigenmächtig verweigert“. Zudem habe 
es einen „widerrechtlichen Datenaustausch“ zu seinen 
Lasten gegeben. In diesem Zusammenhang benennt er 
ein Ermittlungsverfahren einer Staatsanwaltschaft und 
eine „Note an Datenschutzbehörde Land BaWü“. Die 
„Untersuchung durch die Datenschutzbehörde LfDI“ 
sei durch „eine gewisse dort tätige Person Y“ vereitelt 
worden. 

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

1. Oberlandesgericht

Mit E-Mail vom 17. Mai 2021 hatte der Petent wie-
derholt „Anzeige gegen Jobcenter wegen Diskrimi-
nierung Verfolgung Nötigung und Anzeige wegen 
Rechtsbeugung gegen die Staatsanwälte [A] und [B]“ 
erstattet. Zuvor war ihm nach Eingang einer weit-
gehend inhaltsgleichen Eingabe vom 22. Dezember 
2019 bereits mit E-Mail vom 23. Dezember 2019 un-
ter Verweisung auf die dafür berufenen Staatsanwalt-
schaften und Polizeidienststellen mitgeteilt worden, 
dass das Oberlandesgericht nicht für die Entgegen-
nahme von Strafanzeigen zuständig sei und nicht in 
dem gewünschten Sinne tätig werden könne. Mit dem 
in der Petition angeführten Schreiben vom 20. Mai 
2021 teilte die zuständige Referentin dem Petenten 
daher unter Bestätigung des Eingangs seiner Mail 
vom 17. Mai 2021 mit: 

„Wie wir Ihnen bereits mit eMail vom 23. Dezember 
2019 mitgeteilt haben, sind für die Entgegennahme 
von Strafanzeigen die Staatsanwaltschaften, die Be-
hörden und Beamten des Polizeidienstes sowie die 
Amtsgerichte berufen (§ 158 Abs. 1 StPO). Vorsorg-
lich bitten wir um Verständnis dafür, dass wir etwaige 
zukünftige gleichgerichtete Eingaben zwar weiterhin 
lesen und prüfen, jedoch nicht mehr beantworten wer-
den, wenn sie keinen wesentlichen neuen Sachvortrag 

29. �Petition 17/1067 betr. Infrastruktur im Länd-
lichen Raum

Die Petentin beanstandet, dass immer mehr Einrichtun-
gen der Daseinsvorsorge aus dem Ländlichen Raum 
in die Großstädte abwandern und schlägt vor, Kam
pagnen ähnlich der Landarztquote durchzuführen.

Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

Es sind in vielen Bereichen Konzentrationsprozesse 
zu beobachten. Das Ministerium für Ernährung, Länd-
lichen Raum und Verbraucherschutz (MLR) beobach-
tet die Situation genau und nimmt die Bedenken der 
Bevölkerung ernst. Um einen Überblick über die Situ-
ation und die Strukturdaten des Ländlichen Raums zu 
erhalten, förderte das MLR die Studie „Entwicklung 
der Ländlichen Räume in Baden-Württemberg“. Die-
se bestätigt dem Ländlichen Raum in Baden-Würt-
temberg eine insgesamt positive Entwicklung. Auch 
die Erreichbarkeit von Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge stellte sich in dieser Studie bis auf wenige Aus-
nahmen gut dar. Jedoch zeigte die Studie auch, dass 
sich die Situation vor Ort erheblich unterscheiden 
kann und dass die Versorgung in einigen Orten nur 
noch von wenigen Anbietern getragen wird. 

Diese kleinräumigen Disparitäten zeigen, dass trag
fähige Lösungen zur Kompensation abgezogener In-
frastrukturen stets vor Ort entwickelt werden müssen, 
da die Situation je nach Kommune sehr unterschied-
lich ist. So entwickelt die Bürgerschaft vielerorts in-
novative neue Ideen. Im Bereich der Lebensmittelver-
sorgung etwa helfen Angebote wie Hofläden, Kioske 
oder mobile Angebote, andere Organisationsformen 
wie Genossenschaften oder die Kombination mehrerer 
Funktionen sowie digitale Tools. Innovative Ideen un-
terstützt das MLR systematisch mit Förderprogram-
men, welche speziell auf die Bedürfnisse des Länd-
lichen Raums zugeschnitten sind.

Eines der wichtigsten Förderprogramme ist das Ent-
wicklungsprogramm Ländlicher Raum (ELR). Seit 
über 25 Jahren werden hiermit Projekte in den Förder-
schwerpunkten Wohnen, Grundversorgung, Arbeiten 
und Gemeinschaftseinrichtungen gefördert. Den Ge-
meinden wird damit die Möglichkeit geboten, orts-
angepasste Strukturentwicklung aus einem Guss zu 
betreiben.

Zudem hat die Landesregierung den Kabinettsaus-
schuss Ländlicher Raum eingerichtet, um für eine zu-
kunftsorientierte Weiterentwicklung des Ländlichen 
Raumes kreative Lösungsansätze zu finden und diese 
in Modellprojekten zu erproben. Hier sitzen alle be-
troffenen Ressorts an einem Tisch, sodass die Themen 
des Ländlichen Raums umfassend bearbeitet werden 
können.

Die Landesregierung unternimmt eine Vielzahl unter-
schiedlicher Maßnahmen zur Stärkung der Daseins-
vorsorge und der Infrastrukturen im Ländlichen Raum.

Infrastrukturen über die Einführung einer Quotenre-
gelung werden als nicht zielführend und auch recht-
lich nicht umsetzbar erachtet, insbesondere, da viele 
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hingewiesen, dass dieser keiner Aufsicht unterliegt. 
Ungeachtet dessen hat er die Petition zum Anlass ge-
nommen, den Vorgang nochmals zu prüfen und den 
Petenten über das Ergebnis der Prüfung zu informieren.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Dr. Miller

31. �Petition 17/352 betr. Bau eines Blockheizkraft-
werks

Der Petent wendet sich gegen die Baugenehmigung 
zur Errichtung einer Heizzentrale mit Parkdeck. Das 
Baugrundstück liege direkt neben einem der ältesten 
Häuser Süddeutschlands. Im Zuge der Bauausführung 
habe es schon einen Erdrutsch gegeben, bei dem ein 
beträchtlicher Teil der Baugrube zum „Alten Haus“ 
hin abgesackt sei. Denkmalschutzrechtliche Belange 
seien bei der Erteilung dieser Baugenehmigung nicht 
berücksichtigt worden. 

Der Petent beklagt außerdem, dass dieses geplante 
Heizkraftwerk durch seine Emissionen schädliche Aus-
wirkungen auf die Anwohner und die Natur habe und 
während der Vorbereitung des Bauvorhabens massiv 
gegen den Natur- und Artenschutz verstoßen worden 
sei.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die Stadtwerke stellten zunächst mit Schreiben vom 
28. November 2019 einen Antrag auf Genehmigung 
zur Errichtung einer Heizzentrale unter einem beste-
henden Parkplatz bei der Stadt als zuständiger unterer 
Baurechtsbehörde. Die Stadt gab, nachdem bei einer 
ersten Anhörung Nachbareinwendungen eingegangen 
waren, am 27. Februar 2020 den Antrag an das Land-
ratsamt zur weiteren Bearbeitung ab, da die Stadt zu 
100 Prozent an den Stadtwerken beteiligt ist. Mit 
Schreiben vom 26. März 2020 wurden die Fachbehör-
den beteiligt. 

Mit verschiedenen Schreiben zwischen dem 10. März 
2020 und 22. Juni 2020 erhoben die Angrenzer und 
sonstigen Nachbarn noch vor Anhörung durch das 
Landratsamt nach § 55 LBO Einwendungen.

Mit Antrag vom 24. August 2020 reichten die Stadt-
werke eine veränderte Planung beim Landratsamt für 
den Neubau einer Heizzentrale in der M.-gasse ein. 
Am 26. August 2020 waren die Bauvorlagen vollstän-
dig und eine erneute Nachbaranhörung wurde durch-
geführt.

Die Einwendenden führten im Wesentlichen aus, dass 
das Bauvorhaben unzumutbare Lärm- und Luftemis-
sionen ausstoße, das angrenzende denkmalgeschütz-
te Kulturdenkmal des „Alten Hauses“ beeinträchtigt 
werde, die umliegende Fledermaus- und Mauersegler-

enthalten und sich unsere Antwort daher auf die bloße 
Wiederholung bereits mitgeteilter Gesichtspunkte be-
schränken müsste.“

In seiner Stellungnahme vom 2. September 2021 teilt 
der Präsident des Oberlandesgerichts dazu ergänzend 
mit, dass er ein dienstaufsichtsrechtlich zu beanstan-
dendes Verhalten der zuständigen Referentin nicht zu 
erkennen vermöge. 

2. Staatsanwaltschaft C

Der Petent hat seit 2016 eine Vielzahl von Anzeigen 
bei der Staatsanwaltschaft C und der Generalstaats-
anwaltschaft erstattet (rund 70 Verfahren). Die Anzei-
gen waren häufig nicht verständlich und beinhalteten 
keine zureichenden Anhaltspunkte für das Vorliegen 
verfolgbarer strafbarer Handlungen. Von der Einlei-
tung eines Ermittlungsverfahrens wurde deswegen je-
weils gemäß § 152 Absatz 2 StPO abgesehen. 

In einem der Verfahren wurde dem Petenten eine so-
genannte Verschweigensklausel erteilt. Eine solche 
Mitteilung an einen Einsender, dass weitere Eingaben 
zwar nach wie vor gelesen und geprüft, aber nur noch 
im Falle der Begründetheit auch schriftlich beschie-
den werden, ist zulässig, wenn sich – wie hier – die 
Erstattung von Anzeigen in ihrer Gesamtheit und 
Häufung als missbräuchlich darstellt. 

Das in der Petition erwähnte Sicherheitsunternehmen 
war Gegenstand einer Anzeige, welcher gemäß § 152 
Absatz 2 StPO keine Folge gegeben wurde, eine Un-
terrichtung des Petenten unterblieb entsprechend der 
erteilten Verschweigensklausel. 

Gegenstand eines weiteren Anzeigevorgangs war eine 
angebliche Verfolgung durch einen Polizisten. Auch 
dieser Anzeige wurde keine Folge gegeben und eine 
Benachrichtigung unterblieb.

3. Staatsanwaltschaft D

In der Petition nimmt der Petent auf seine mit E-Mail 
vom 24. Januar 2021 bei der Staatsanwaltschaft D er-
stattete Strafanzeige Bezug. Die Anzeige richtete sich 
gegen den Landesbeauftragten für den Datenschutz 
wegen Rechtsbeugung, da aufgrund falscher Darstel-
lung weitergehende Untersuchungen im Zusammen-
hang mit einer Anzeigesache wegen polizeilicher Ver-
folgung und Provokationen vereitelt würden. Die 
Staatsanwaltschaft gab der Strafanzeige mit Verfü-
gung vom 4. Februar 2021 gemäß § 152 Absatz 2 StPO 
mangels zureichender tatsächlicher Anhaltspunkte für 
eine verfolgbare Straftat keine Folge. Hiergegen hat 
der Petent keine Beschwerde eingelegt.

Ergebnis:

Versäumnisse oder Fehler von Justizbehörden sind 
auf der Grundlage der in der Petition geschilderten 
Sachverhalte nicht erkennbar. 

Soweit möglicherweise (dienstaufsichtsrechtliche) Vor-
gänge im Zuständigkeitsbereich des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz berührt sind, wird darauf 
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Zum jetzigen Zeitpunkt und den aktuellen Berechnun-
gen unter Berücksichtigung von noch zu erstellenden 
Wänden etc. kann jedoch davon ausgegangen werden, 
dass mit einem Abstand des Bauwerks von zwölf Me-
tern zum „Alten Haus“ zu rechnen ist. Bautechnisch 
entspricht es dem Stand der Technik, wenn zwischen 
der Baugrubenwand und der Hauswand ein entspre-
chender Abstand gelassen wird, der dann später mit 
Kies verfüllt wird. Der Baugrubenabstand spricht da-
für, dass der Abstand von zwölf Metern eingehalten 
wird und ist somit als plausibel einzustufen.

2. Denkmalschutzrechtliche Aspekte 

Die Aussage des Petenten, dass denkmalschutzrecht-
liche Vorgaben – wie zum Beispiel die Sicherstellung 
von Fundstücken – nicht beachtet wurden, trifft nicht 
zu. Während der Erdarbeiten wurde zum Beispiel ein 
Stück einer alten Mauer entdeckt und freigelegt. Das 
Landesamt für Denkmalpflege im Regierungsprä-
sidium Stuttgart (LAD) war hierbei vollumfänglich 
mit eingebunden. Aufgrund der Entdeckung der alten 
Mauer wurde die Ausführung des ursprünglich ge-
nehmigten Bauwerks geändert und umgeplant, sodass 
diese alte Mauer erhalten bleiben kann. Dies geschah 
in enger Abstimmung und mit Zustimmung des LAD. 
Außerdem wurden durch das LAD Auflagen erteilt.

3. Immissionsschutzrechtliche Aspekte

Zu berücksichtigen sind hier insbesondere die dem je-
weiligen Vorhaben zuzurechnenden Emissionen bzw. 
Immissionen. Im Vordergrund stehen dabei die von 
der baulichen Anlage und ihrem Betrieb unmittelbar 
ausgehenden Emissionen, zum Beispiel der Betriebs-
lärm.

Bei schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 
§ 3 Bundes-Immissionsschutzgesetz hat für die Über-
schreitung der Zumutbarkeitsgrenze das Immissions-
schutzrecht Bedeutung. Das Bundes-Immissions-
schutzgesetz legt somit allgemein die Grenze der Zu-
mutbarkeit von Umwelteinwirkungen für Nachbarn 
und damit das Maß der gebotenen Rücksichtnahme 
mit Wirkung auch für das Baurecht fest. Hierzu ent-
hält das Ausführungsrecht des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes Konkretisierungen. Das Rücksichtnah-
megebot ist in der Regel nicht verletzt, wenn die im-
missionsschutzrechtlichen Grenzwerte der TA Luft, 
TA Lärm oder vergleichbare Regelwerke eingehalten 
werden. Der gesetzliche Maßstab für die Schädlich-
keit von Geräuschen ist in der TA Lärm abschließend 
behandelt, indem sie bestimmte Gebietsarten und Ta-
geszeiten entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit be-
stimmten Immissionsrichtwerten zuordnet und das 
Verfahren der Ermittlung und Beurteilung der Ge-
räuschimmissionen vorschreibt.

Dem Bauantrag ist eine Lärmprognose beigefügt, die 
ein Einhalten der Richtwerte der TA Lärm aufzeigt 
und Bestandteil der Baugenehmigung ist.

population beeinträchtigt werde und abschließend der 
Baumbestand auf dem Vorhabengrundstück weichen 
müsse.

Unter Zurückweisung der Einwendungen wurde am 
2. Dezember 2020 die Baugenehmigung erteilt. Ge-
gen diese legten die Einwendenden Widerspruch ein. 
Parallel wurde von den Einwendenden eine Fachauf-
sichtsbeschwerde beim Regierungspräsidium einge-
legt.

Rechtliche Beurteilung:

1. Baurechtliche Aspekte

Das Vorhabengrundstück befindet sich innerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils. Ein Be-
bauungsplan existiert nicht.

Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des Bauvor-
habens richtet sich nach § 34 Absatz 1 Satz 1 Bauge-
setzbuch (BauGB), da sich die nähere Umgebung des 
Baugrundstücks wegen der vorliegenden Gemengela-
ge unterschiedlicher Nutzungen keinem Baugebiets-
typ zuordnen lässt.

§ 34 BauGB vermittelt Nachbarschutz nicht allgemein, 
sondern nur über das in § 34 Absatz 1 BauGB veran-
kerte Gebot der Rücksichtnahme. Danach kommt es 
für die sachgerechte Beurteilung des jeweiligen Ein-
zelfalls wesentlich auf eine Abwägung zwischen dem 
an, was dem betroffenen Nachbarn einerseits und dem 
Bauherrn andererseits nach Lage der Dinge zuzumu-
ten ist. In Bezug auf die einem Vorhaben zuzurech-
nenden Emissionen bzw. Immissionen wird nach der 
Rechtsprechung ein Verstoß gegen das Rücksichtnah-
megebot nur bei unzumutbaren Immissionsbelastun-
gen angenommen. Dies ist regelmäßig nicht der Fall, 
wenn die immissionsrechtlichen Grenzwerte aner-
kannter Regelwerke eingehalten werden. Vorliegend 
wurde durch die Immissionsprognose vom 30. Sep-
tember 2020 ermittelt, dass die Lärmgrenzwerte an 
der umliegenden Bebauung von der geplanten Heiz-
zentrale eingehalten werden, und dies über entspre-
chende Auflagen in der Baugenehmigung gesichert 
sei. Bei der vorgesehenen Bauausführung und Be-
triebsweise der Anlage ist auch nicht mit Geruchsbe-
lästigungen für die Anwohner zu rechnen. 

Somit ist festzustellen, dass die von der geplanten 
Heizzentrale ausgehenden Emissionen vorliegend be-
reits im Genehmigungsverfahren berücksichtigt wur-
den; auch ist das Rücksichtnahmegebot in Bezug auf 
den Petenten, der zudem weder Angrenzer noch un-
mittelbarer Nachbar ist, nicht verletzt. 

Im Rahmen einer Baukontrolle durch die untere Bau-
rechtsbehörde konnte kein Erdrutsch an der Baugrube 
festgestellt werden, ebenso kein Absacken der Bau-
grube. 

Der Mindestabstand des Gebäudes der zu erstellenden 
Heizzentrale zum „Alten Haus“ kann zurzeit nicht 
konkret beurteilt werden, da noch keine Gebäude- 
oder Mauerteile errichtet sind. Es wurde lediglich mit 
den Erdarbeiten begonnen.
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Nach Abschluss der gerichtlichen Ausgangsverfahren 
wurden teilweise Kostenfestsetzungsbeschlüsse zu-
gunsten der an den Gerichtsverfahren beteiligten Bun-
desrepublik Deutschland erlassen, welche nunmehr 
vollstreckt werden. Im Rahmen des vor dem Amtsge-
richt geführten Vollstreckungsverfahrens verfolgt der 
Petent vorrangig seine bereits in den Ausgangsver-
fahren erhobenen Beschwerden und Einwände weiter. 
Das Vorgehen der zuständigen Gerichtsvollzieherin 
moniert er ebenso wie die Entscheidungen der betei-
ligten Richterinnen und Richter am Amtsgericht so-
wie in der Beschwerdeinstanz bei dem Landgericht. 
Er begehrt ein Einwirken auf die gerichtlichen Ver-
fahren im Wege der Dienstaufsicht durch die dienst-
aufsichtführenden Stellen, letztlich auch durch das 
Ministerium der Justiz und für Migration. Unter Be-
zugnahme auf behauptete Straftaten von Richterinnen 
und Richtern erhebt der Petent darüber hinaus An-
sprüche auf „Entschädigung“, die sich in Summe auf 
über 160 000 Euro belaufen sollen. In Hinblick auf 
das Verwaltungsgericht beschwert er sich insbeson-
dere zum wiederholten Male über ein Urteil in einer 
Rundfunkgebührensache.

Auch gegen Vorgänge bei den zuständigen Staats-
anwaltschaften richtet sich seine Petition. Der Petent 
wirft Oberstaatsanwalt G. vor, sein Amt missbraucht 
zu haben, da er ihn vor einem unzuständigen Ge-
richt angeklagt habe. Die Staatsanwaltschaft verletze 
außerdem das Legalitätsprinzip, indem von dem Pe-
tenten erstatteten Strafanzeigen gegen die Gerichts-
vollzieherin E. sowie den Präsidenten des Bundes-
verfassungsgerichts nicht stattgegeben und die Ermitt-
lungsverfahren mangels hinreichenden Tatverdachts 
eingestellt wurden. Weiter beschwert er sich gegen 
die Ablehnung der Einleitung eines Ermittlungsver-
fahrens gegen Richterin am Verwaltungsgericht Z. 
wegen Rechtsbeugung durch die Staatsanwaltschaft.

Bezüglich der Landesoberkasse Baden-Württemberg 
sieht der Petent angesichts der „Verwendung der Lan-
desoberkasse als bloßen Rechnungssteller, der Rech-
nungen verschickt, ohne die Korrektheit zu prüfen“, 
das Prinzip der Gewaltenteilung verletzt und nimmt 
Bezug auf eine Forderungsübersicht der Landesober-
kasse, die einer „rechtsstaatlichen Überprüfung“ nicht 
standhalte.

Schließlich beschwert er sich über die „GEZ“, wel-
che „seit 2012“ seine „Wohnverhältnisse“ ignoriere. 
„Die Staatskanzlei als Empfänger seiner Beschwerde“ 
sei „nicht einmal in der Lage, für ein rechtmäßiges 
Verhalten nach dem Eingang der Beschwerde bei der 
GEZ zu sorgen“.

1. �Beschwerden in Zusammenhang mit weiteren Ge-
richtsverfahren

a) Amtsgericht

Die Ausführungen des Petenten bezüglich des Amts-
gerichts betreffen ein dort geführtes Zwangsvollstre-
ckungsverfahren. In diesem betreibt die Bundesrepu-
blik Deutschland als Gläubigerin gegen den Petenten 
die Zwangsvollstreckung aus zwei Kostenfestset-

4. Natur- und artenschutzrechtliche Aspekte 

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurde im 
Januar 2021 eine artenschutzrechtliche Einschätzung 
von Fledermaushabitaten zum Vorhaben „Neubau 
einer Heizzentrale M.-gasse mit Parkdeck“ erstellt. Es 
konnten keine Vorkommen von Fledermäusen im 
Keller und Dachgeschoss des Gebäudes festgestellt 
werden. Im Böschungsbereich kann durch Verzwei-
gungen von Bodenlöchern ein Vorkommen von Fle-
dermausindividuen nicht vollständig ausgeschlossen 
werden. Daher wurde eine Baufeldfreimachung außer
halb der Wochenstubenzeit vorgeschlagen. Dem ist der 
Antragsteller nachgekommen. Außerdem wurde fest-
gestellt, dass durch die Heizzentrale eine erhebliche 
Störung von Fledermäusen ausgeschlossen werden 
kann. 

Die Fachbehörde am Landratsamt hat hinreichend 
konkrete Maßnahmen als Nebenbestimmung zur Bau-
genehmigung definiert, die einen ausreichenden Schutz 
für eine mögliche Fledermaus- und Vogelpopulation 
darstellen.

Das Gleiche gilt für die Rodung des auf dem Vor
habengrundstück bestehenden Baumbestands. Da hier 
keine Baumschutzsatzung existiert, ist nicht von 
schützenswertem Baumbestand auszugehen.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Dr. Miller

32. �Petition 17/736 betr. Beschwerde über Gerichte, 
Staatsanwaltschaften u. a.

In seiner Petition nimmt der Petent unter Nennung 
der jeweiligen Aktenzeichen Bezug auf von ihm vor 
dem Amtsgericht, dem Landgericht, dem Oberlan-
desgericht und dem Verwaltungsgericht geführte Ge-
richtsverfahren sowie mehrere damit in Zusammen-
hang stehende Ermittlungsverfahren bei der jeweils 
zuständigen Staatsanwaltschaft. Er beanstandet die 
Verfahrensführung bzw. Sachbehandlung sowie die 
entsprechende Dienstaufsicht der zuständigen Stellen 
einschließlich derjenigen des Ministeriums der Justiz 
und für Migration. Schließlich wendet sich der Petent 
auch gegen Vorgänge bei der Landesoberkasse sowie 
gegen die Rundfunkbeiträge („GEZ“). 

Ihren Ursprung findet die Petition – ebenso wie die 
vorausgegangenen Petitionen 16/3452, 16/4588 und 
16/4590 (vgl. Drucksachen 16/6970, 16/9742 und 
16/9426) – in verschiedenen Gerichtsverfahren, an 
denen der Petent bzw. seine Ehefrau beteiligt waren. 
Der Petent sieht bis heute Straftaten durch die betei-
ligten Justizmitarbeitenden verwirklicht und wendet 
sich gegen die Verfahrensführung sowie die gericht-
lichen Entscheidungen. 
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tige Beschwerde zum Landgericht erhoben, welches 
die Beschwerde ebenfalls zurückwies. Der Petent er-
hob daraufhin Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den 
zuständigen Richter, die seitens des Präsidenten des 
Landgerichts am 18. Februar 2022 unter Verweis auf 
die richterliche Unabhängigkeit zurückgewiesen wur-
de. Hiergegen hat der Petent weitere Dienstaufsichts-
beschwerde erhoben.
Zu beanstandende Vorgänge ergeben sich insoweit 
nicht. Soweit der Petent Entscheidungen bzw. die 
Verfahrensführung des Landgerichts beanstandet, ist 
die richterliche Unabhängigkeit betroffen, welche ei-
ner Kontrolle durch die Dienstaufsicht entzogen ist. 
Hierauf hat der Präsident des Landgerichts zutreffend 
hingewiesen. 
Auch bezüglich des Landgerichts ergeben sich keine 
Anhaltspunkte dafür, dass die vom Petenten aufge-
griffene Entscheidung unter keinem denkbaren As-
pekt rechtlich vertretbar und als Akt der Willkür und 
groben Unrechts anzusehen wäre. 

c) Verwaltungsgericht

Des Weiteren beschwert sich der Petent über ein Ur-
teil des Verwaltungsgerichts in einer Rundfunkgebüh-
rensache, welches „unter Beugung einiger Verfah-
rensregeln und unter Beugung des materiellen Rechts“ 
zustande gekommen sei, und nimmt Bezug auf ver-
schiedene Aktenzeichen. Zudem bemängelt er die 
Verfahrensführung der in der Sache befassten Richte-
rin und sieht durch diese Straftaten verwirklicht. 
Das Vorbringen des Petenten bezüglich des Verwal-
tungsgerichts war inhaltlich bereits Gegenstand der 
Petition 16/3452. Auch aus dem nunmehr gehaltenen 
Vortrag des Petenten ergeben sich keine zu beanstan-
denden Vorgänge. Die vom Petenten angegriffenen 
gerichtlichen Entscheidungen des Verwaltungsgerichts 
ergingen in richterlicher Unabhängigkeit. Eine Über-
prüfung erfolgt ausschließlich im Wege der gesetzlich 
vorgesehenen Rechtsbehelfe. Mit Blick hierauf kom-
men auch dienstaufsichtsrechtliche Maßnahmen ge-
gen die vom Petenten namentlich benannte Richterin 
nicht in Betracht. Die Spruchtätigkeit einschließlich 
der auf einen Richterspruch hinführenden Verfahrens-
führung sind als Kernbereich der richterlichen Tätig-
keit der Dienstaufsicht entzogen. 
Soweit der Petent wegen der Dauer eines Gerichtsver-
fahrens beim Verwaltungsgericht eine Entschädigung 
in Geld begehrt, ist er auf den Klageweg zu verwei-
sen. Die Voraussetzungen des Anspruchs auf Ent-
schädigung von Nachteilen infolge der unangemesse-
nen Dauer von Gerichtsverfahren sind in § 173 Satz 2 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in Verbindung 
mit § 198 Absatz 1 Satz 1 Gerichtsverfassungsgesetz 
(GVG) geregelt. Die Angemessenheit der Verfahrens-
dauer richtet sich dabei nach § 173 Satz 2 VwGO in 
Verbindung mit § 198 Absatz 1 Satz 2 GVG nach den 
Umständen des Einzelfalls. Ob die Voraussetzungen 
des Entschädigungsanspruchs hinsichtlich des Peten-
ten erfüllt sind, ist von hier aus nicht zu beurteilen. 
Für Klagen auf Entschädigung von Nachteilen infolge 
der unangemessenen Dauer eines Gerichtsverfahrens 

zungsbeschlüssen des Landgerichts aus zwei Aus-
gangsverfahren, die bereits Gegenstand der voran-
gegangenen Petition 16/3452 waren. Unter Aufrecht-
erhaltung seines dortigen Vorbringens sieht der Petent 
sich nunmehr auch im weiteren Verfahrensgang, ins-
besondere auf Ebene der (Kosten-)Vollstreckung in 
seinen Rechten verletzt. Der Petent legte gegen die 
Kostenfestsetzungsbeschlüsse Vollstreckungserinne-
rung ein. Wie schon zuvor im jeweiligen Erkenntnis-
verfahren führt der Petent an, dass die Bundesrepublik 
Deutschland durch den Präsidenten des Bundesver-
fassungsgerichts nicht ordnungsgemäß vertreten sei. 
Zudem sei es im Zuge der Zwangsvollstreckung zu 
einer rechtswidrigen Verwendung personenbezogener 
Daten gekommen, da das Verfahren zu einem Eintrag 
bei der Schufa geführt habe. Mit denselben Argumen-
ten wendet sich der Petent zugleich gegen das Vorge-
hen der in der Sache befassten Gerichtsvollzieherin E.

Soweit der Petent die Zurückweisung der Erinnerung 
durch die in der Sache befasste Richterin beanstan-
det, ist mit Blick auf den Grundsatz der richterlichen 
Unabhängigkeit darauf hinzuweisen, dass die Über-
prüfung gerichtlicher Entscheidungen und gegebenen-
falls deren Abänderung ausschließlich aufgrund eines 
durch die Verfahrensbeteiligten eingelegten Rechts-
behelfs erfolgt. Anhaltspunkte dafür, dass die vom 
Petenten aufgegriffene Entscheidung unter keinem 
denkbaren Aspekt rechtlich vertretbar und als Akt der 
Willkür und groben Unrechts anzusehen wäre, erge-
ben sich nicht.

Auch bei sachlichen Maßnahmen von Gerichtsvoll-
ziehern im Bereich der Zwangsvollstreckung steht der 
Rechtsweg zu den Gerichten offen. Vorliegend hat 
der Petent von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht, 
indem er sich gegen die von der Gerichtsvollzieherin 
eingeleiteten Zwangsvollstreckungsmaßnahmen mit der 
Vollstreckungserinnerung nach § 766 Zivilprozessord-
nung (ZPO) und gegen die Zurückweisung der Erin-
nerung mit einer sofortigen Beschwerde im Sinne von 
§ 793 ZPO gewandt hat (hierzu unter Buchstabe b). 
Im Übrigen ist kein im Wege der Dienstaufsicht zu 
beanstandendes persönliches Fehlverhalten der Ge-
richtsvollzieherin erkennbar.

Soweit der Petent einen Datenschutzverstoß rügt, 
verkennt er § 882c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ZPO. 
Danach ordnet der zuständige Gerichtsvollzieher von 
Amts wegen unter den dort genannten Voraussetzun-
gen die Eintragung des Schuldners in das Schuldner-
verzeichnis an. Gemäß § 882c Absatz 1 Satz 2 ZPO 
ist die Anordnung dieser Eintragung Teil des Vollstre-
ckungsverfahrens. Eine rechtswidrige Verwendung 
personenbezogener Daten ist somit nicht ersichtlich.

b) Landgericht

Der Petent wendet sich darüber hinaus gegen die Ent-
scheidung der Beschwerdekammer des Landgerichts. 
Der Sachverhalt war zugleich Gegenstand einer 
Dienstaufsichtsbeschwerde bei dem Landgericht. Hin-
tergrund ist das o. g. Zwangsvollstreckungsverfahren 
vor dem Amtsgericht. Der Petent hatte gegen die Zu-
rückweisung seiner Vollstreckungserinnerung sofor-
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eingelegten Beschwerde des Petenten gab der Gene-
ralstaatsanwalt mit Bescheid vom 8. März 2022 keine 
Folge. Die angefochtene Entscheidung der Staatsan-
waltschaft entspreche der Sach- und Rechtslage. 

Die Verfahrensweise der Staatsanwaltschaft ist recht-
lich nicht zu beanstanden.

Die Staatsanwaltschaft hat in ihrer Nichteinleitungs-
verfügung ausgeführt, es bestünden keine tatsächli-
chen Anhaltspunkte für die Annahme, die von der Ge-
richtsvollzieherin E. vorgenommenen Zwangsvollstre-
ckungsmaßnahmen seien nicht rechtmäßig gewesen, 
weshalb eine Nötigung im Sinne des § 240 Strafge-
setzbuch (StGB) ausscheide. Sie habe lediglich die 
formellen Zwangsvollstreckungsvoraussetzungen prü-
fen müssen. Dass diese nicht vorlagen, habe weder 
der Petent vorgebracht, noch sei dies sonst ersichtlich. 
Eine inhaltliche Prüfung der zu vollstreckenden Ent-
scheidung oder gar des Bestehens der zu vollstrecken-
den Forderung habe die Gerichtsvollzieherin E. dage-
gen nicht vornehmen müssen. Hierfür seien die ent-
sprechenden gesetzlichen Verfahren vorgesehen. Die-
se Ausführungen begegnen keinen rechtlichen Beden-
ken. Gemäß §§ 724 Absatz 1, 794 Absatz 1 Nummer 2 
ZPO wird die Zwangsvollstreckung aufgrund einer 
mit der Vollstreckungsklausel versehenen Ausferti-
gung des Kostenfestsetzungsbeschlusses durchgeführt. 
Tatsächliche Anhaltspunkte für das Fehlen einer sol-
chen vollstreckbaren Ausfertigung wurden seitens des 
Petenten nicht vorgebracht. Zweck des Zwischenver-
fahrens der Klauselerteilung ist es gerade, die Voll-
streckungsorgane zu entlasten. Sie sollen grundsätz-
lich keine Entscheidungen treffen müssen, zu denen es 
der Kenntnis der Urteilsgründe oder gar der Verfah-
rensakten des Erkenntnisverfahrens bedarf. Etwaige 
Einwendungen gegen die Erteilung der Vollstreckungs-
klausel sind im Wege der Erinnerung gemäß § 732 ZPO 
geltend zu machen. Einwendungen, die den durch den 
Vollstreckungstitel festgestellten Anspruch selbst be-
treffen, können nur im Wege der Klage bei dem Pro-
zessgericht des ersten Rechtszuges geltend gemacht 
werden (§ 767 ZPO).

Im Übrigen hat die Staatsanwaltschaft zu Recht dar
auf hingewiesen, dass eine Urkundenfälschung im 
Sinne des § 267 StGB bereits nach dem Anzeigevor-
bringen nicht in Betracht kommt. Denn eine Urkunde 
ist nur dann unecht oder verfälscht, wenn ihr schein-
barer Urheber nicht auch der tatsächliche Urheber ist. 
Nach dem Vorbringen des Petenten wurde aber nicht 
über die Identität des Urhebers des Vollstreckungs-
auftrags, sondern (angeblich) über dessen Vertretungs-
macht getäuscht. Eine solche schriftliche Lüge wäre 
jedoch strafrechtlich unbeachtlich.

Der Petent wendet sich darüber hinaus gegen die 
Sachbehandlung einer Anzeigesache durch Staatsan-
walt W. und trägt hierzu vor, er habe am 22. Mai 2020 
eine Entscheidung der Staatsanwaltschaft erhalten, die 
„alles andere als rechtsstaatlich ist und keinesfalls mit 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung in Einklang 
steht“. Es liege eine Rechtsbeugung vor: Richterin am 
Verwaltungsgericht Z. habe „ihre Verpflichtung aus 
§§ 87 I 1, 102a IV, 104 I VwGO zur Erörterung der 

aus dem Bereich der baden-württembergischen Ver-
waltungsgerichtsbarkeit ist nach § 173 Satz 2 VwGO 
in Verbindung mit § 201 Absatz 1 Satz 1 GVG in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 1 Satz 1 Gesetz zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung (AGVwGO) 
der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg aus-
schließlich zuständig, soweit sich die Klagen gegen 
das Land Baden-Württemberg richten. 

2. Amtshaftungsansprüche

Soweit der Petent Entschädigungsansprüche wegen 
behaupteter Amtspflichtverletzungen von Richterinnen 
und Richtern erhebt, ist darauf hinzuweisen, dass nach 
dem Grundsatz der Gewaltenteilung über Amtshaf-
tungsansprüche gegen das Land Baden-Württemberg 
die hierzu berufenen unabhängigen Gerichte entschei-
den. Zuständig sind die jeweils örtlich zuständigen 
Landgerichte. Es liegen keine Erkenntnisse vor, dass 
der Petent die in der Petitionsschrift erhobenen Amts-
haftungsansprüche bereits außergerichtlich oder ge-
richtlich geltend gemacht hätte. In der Sache vermag 
das Vorbringen in der Petitionsschrift die erhobenen 
Ansprüche aber auch nicht zu rechtfertigen.

3. �Beschwerden in Zusammenhang mit den Staatsan-
waltschaften

Der Vorwurf des Petenten, Oberstaatsanwalt G. habe 
sein Amt missbraucht, indem er ihn vor einem unzu
ständigen Gericht angeklagt habe, korrespondiert mit 
der Rüge des Petenten, er sei auf Antrag der Staatsan-
waltschaft von einem unzuständigen Gericht verurteilt 
worden. Diese war bereits Gegenstand der abgeschlos-
senen Petition 16/4588 (vgl. Drucksache 16/9742). 
Der Petent beanstandet darüber hinaus, die Staatsan-
waltschaft habe das Legalitätsprinzip verletzt, indem 
sie ein Ermittlungsverfahren gegen die Gerichtsvoll-
zieherin E. und den Präsidenten des Bundesverfas-
sungsgerichts eingestellt habe.
Mit Schreiben vom 22. Januar 2022 erstattete der 
Petent bei der Staatsanwaltschaft Strafanzeige gegen 
die Gerichtsvollzieherin E. und den Präsidenten des 
Bundesverfassungsgerichts. Zur Begründung führte 
er aus, der Präsident des Bundesverfassungsgerichts 
habe der Gerichtsvollzieherin E. für die Bundesre-
publik Deutschland einen Auftrag zur Vollstreckung 
eines Kostenfestsetzungsbeschlusses erteilt, obwohl 
er nicht deren gesetzlicher Vertreter sei. Wegen dieser 
Täuschung habe er sich der Urkundenfälschung im 
Amt und der Anstiftung zur Nötigung im Amt schul-
dig gemacht. Obgleich der Petent die Gerichtsvoll-
zieherin E. auf die fehlende, lediglich vorgetäuschte 
Vertretungsmacht hingewiesen habe, habe diese die 
Zwangsvollstreckung gegen ihn fortgesetzt. Dadurch 
habe sie sich der mehrfachen Nötigung im Amt straf-
bar gemacht. 
Mit Verfügung vom 11. Februar 2022 gab die Staats-
anwaltschaft der Strafanzeige gemäß § 152 Absatz 2 
Strafprozessordnung (StPO) keine Folge, da keine zu-
reichenden tatsächlichen Anhaltspunkte für ein straf-
bares Verhalten vorlägen. Der mit Schreiben vom  
18. Februar 2022 gegen die Nichteinleitungsverfügung 
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richten (§ 8 JBeitrG, § 24 Landesgebührengesetz – 
LGebG).

Die Verwaltungsorganisation in Baden-Württemberg 
ist rechtmäßig. Insbesondere die Argumente zur Ge-
waltenteilung führen ins Leere, da die Kostenfestset-
zung durch die Justizbehörden und die Vollstreckung 
durch die Landesoberkasse der Exekutive zuzuordnen 
sind. Solange keine gegenteilige Anweisung der zu-
ständigen Justizbehörde vorliegt, ist die Landesober-
kasse zur Einziehung und gegebenenfalls Vollstre-
ckung der Kostenforderung verpflichtet. Ob bei den 
erhobenen Kosten eine unrichtige Sachbehandlung 
vorliegt, kann von der Landesoberkasse Baden-Würt-
temberg nicht beurteilt werden und liegt auch nicht in 
deren Zuständigkeit.

6. �Beschwerden bezüglich der Rundfunkgebühren/
„GEZ“

Soweit der Petent Vorgänge in Zusammenhang mit 
den Rundfunkbeiträgen anführt, ist darauf hinzuwei-
sen, dass der Petent gegen den Südwestrundfunk so-
wie gegen das Land Baden-Württemberg Klage erho-
ben hat. Das entsprechende Verfahren ist beim Ver-
waltungsgerichtshof anhängig. Eine Beantwortung der 
Beschwerde des Petenten, die zum Staatsministerium 
erhoben wurde, ist nicht erfolgt, vielmehr hat das 
Staatsministerium eingehende Schreiben des Peten-
ten, soweit sie sich auf das Verfahren vor dem Ver-
waltungsgerichtshof bezogen, direkt an die das Ge-
richtsverfahren für das Land führende Generalstaats-
anwaltschaft Karlsruhe weitergeleitet. Weitere Maß-
nahmen bleiben dem Ausgang des Gerichtsverfahrens 
vor dem Verwaltungsgerichtshof vorbehalten.

7. Beschwerden gegen Institutionen auf Bundesebene

Soweit der Petent schließlich Vorgänge beim Bundes-
verfassungsgericht und anderen Institutionen auf Bun-
desebene rügt, ist die Zuständigkeit des Landes nicht 
betroffen. 

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Dr. Miller

33. �Petition 17/942 betr. Dauer eines Gerichtsver-
fahrens, Schriftverkehr mit dem Sozialgericht

Gegenstand der Petition:

Mit ihrer Petition wendet sich die Petentin gegen die 
Dauer des Gerichtsverfahrens vor dem Sozialgericht 
und rügt darüber hinaus, dass sie auf ihre an das Sozi-
algericht gerichteten Schreiben keine Antwort erhal-
ten habe. Im Jahr 2019 habe sie beim Sozialgericht 
Klage gegen das Versorgungsamt eingereicht. Bis 
heute habe sie nicht erfahren, was mit ihrer Klage ge-

Sach- und Rechtslage und §§ 103 I, 104 Ill VwGO zur 
Abhaltung einer mündlichen Verhandlung“ verletzt. 

Die gegenständliche Anzeigesache, welche auf eine 
Strafanzeige des Petenten vom 18. März 2020 gegen 
Richterin am Verwaltungsgericht Z. u. a. zurückgeht, 
wurde seitens der Staatsanwaltschaft hinsichtlich der 
angezeigten Richterin am Verwaltungsgericht abge-
trennt und aufgrund der örtlichen Zuständigkeit mit 
Verfügung vom 28. April 2020 der zuständigen Staats-
anwaltschaft mit der Bitte um Übernahme übersandt. 

Der Strafanzeige wurde mit Entschließung der zustän-
digen Staatsanwaltschaft vom 15. Mai 2020 gemäß  
§ 152 Absatz 2 StPO keine Folge gegeben. Es ist da-
von auszugehen, dass der Petent die Entschließung der 
Staatsanwaltschaft vom 15. Mai 2020, welche dort am 
20. Mai 2020 ausgefertigt wurde, am 22. Mai 2020 er-
hielt. 

Diese Anzeigesache war bereits Gegenstand der Pe-
tition 16/4588 (vgl. Drucksache 16/9742). Auf die 
dortigen Ausführungen wird verwiesen. Weitere Aus-
führungen sind insoweit nicht angezeigt.

4. �Dienstaufsicht durch das Ministerium der Justiz 
und für Migration

Soweit der Petent die Führung der Dienstaufsicht sei-
tens des Ministeriums der Justiz und für Migration 
beanstandet, ist festzuhalten, dass sowohl die weite-
ren Dienstaufsichtsbeschwerden des Petenten gegen 
Mitarbeitende der Justiz, als auch solche gegen Mit-
arbeitende des Ministeriums selbst stets bearbeitet 
und regelmäßig beschieden wurden. Nachdem sämt-
liche Beschwerden bislang unbegründet waren, wurde 
dem Petenten schließlich mitgeteilt, dass seine wei-
teren Beschwerden zwar weiterhin inhaltlich geprüft, 
jedoch nur noch dann beantwortet werden, wenn sie 
im Einzelfall begründet sein sollten. Mit Blick darauf 
blieben weitere Zuschriften unbeantwortet. Dies ist 
nicht zu beanstanden.

5. Beschwerden gegen die Landesoberkasse

Bezüglich der Landesoberkasse Baden-Württemberg 
sieht der Petent angesichts der „Verwendung der Lan-
desoberkasse als bloßen Rechnungssteller, der Rech-
nungen verschickt, ohne die Korrektheit zu prüfen“, 
das Prinzip der Gewaltenteilung verletzt. In diesem 
Zusammenhang verweist er auf seine Beschwerde aus 
dem Jahr 2020 sowie auf seine Petition 16/4590 (vgl. 
Drucksache 16/9426), welche im Ergebnis erfolglos 
blieben und inhaltlich weitgehend seinen Ausführun-
gen in der vorliegenden Petition entsprechen. Das 
Vorgehen der Landesoberkasse ist rechtmäßig und 
formal nicht zu beanstanden. 

Die Landesoberkasse ist als zuständige Vollstreckungs-
behörde (§ 2 Justizbeitreibungsgesetz – JBeitrG, § 4 
Absatz 2 LVwVG) zur Beitreibung der festgesetzten 
Forderungen verpflichtet und erhält von den Justizbe-
hörden Anweisung zum Einzug von Gerichtskosten. 
Einwendungen gegen die Kosten- und Gebührenfest-
setzungen sind an die zuständige Justizbehörde zu 
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bei einer Entscheidung durch Gerichtsbescheid nach 
§ 105 Absatz 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) die 
Durchführung einer mündlichen Verhandlung nicht 
vorgesehen. Sowohl die gerichtliche Entscheidung in 
der Sache als auch prozessbegleitende Entscheidun-
gen oder Handlungen einer Richterin oder eines Rich-
ters unterliegen dem Grundsatz der richterlichen Un-
abhängigkeit. Dazu zählt auch die Wahl der Art der 
gerichtlichen Entscheidung. Richterinnen und Richter 
sind nach dem Grundgesetz und der Verfassung des 
Landes BadenWürttemberg unabhängig und nur dem 
Gesetz unterworfen, sodass es grundsätzlich keiner 
außerhalb der Judikative stehenden staatlichen Stel-
le gestattet ist, gerichtliche Entscheidungen und die 
zugrundeliegende Verfahrensführung zu überprüfen 
oder dahin gehend einzugreifen.
Zum Einwand der Petentin, sie habe eine Entschei-
dung des Sozialgerichts nicht erhalten, wird auf § 73 
Absatz 6 Satz 6 SGG verwiesen, demnach sind die 
Zustellungen oder Mitteilungen des Gerichts an den 
Bevollmächtigten zu richten, wenn ein solcher bestellt 
ist. Die Petentin wurde im vorliegenden Verfahren 
vor dem Sozialgericht durch den Sozialverband VdK 
als Prozessbevollmächtigten vertreten. Ausweislich des 
der Stellungnahme des Präsidenten des Sozialgerichts 
beigefügten Empfangsbekenntnisses wurde der Ge-
richtsbescheid dem Sozialverband VdK am 5. März 
2020 zugestellt. Unabhängig davon wurde der Peten-
tin am 10. Februar 2022 eine Abschrift des Gerichts-
bescheids übersandt.
Soweit die Petentin darüber hinaus rügt, sie habe auf 
ihre Schreiben an das Sozialgericht keine Antwort er-
halten, kann der Petition ebenfalls nicht abgeholfen 
werden. Das Schreiben vom 16. November 2021 ist 
leider nicht mehr auffindbar. Auf das Schreiben vom 
27. Januar 2022 hat der Vizepräsident des Sozialge-
richts mit Schreiben vom 2. Februar 2022 reagiert 
und Auskunft über den Stand des – mittlerweile ab-
geschlossenen – Verfahrens gegeben.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Dr. Miller

34. Petition 17/1083 betr. Maskenpflicht im ÖPNV

Die Petentin begehrt die Aufhebung der Maskenpflicht 
im öffentlichen Personenverkehr (ÖPNV). Den Bür-
gerinnen und Bürgern solle eine Rückkehr zum nor-
malen Leben ermöglicht werden. Jede Bürgerin/jeder 
Bürger solle eigenverantwortlich prüfen, inwiefern 
das Coronavirus eine Bedrohung für sie oder ihn dar-
stellt und welche Maßnahmen sie oder er ergreifen 
möchte. Diese Entscheidung solle sie oder er selbst 
treffen, ohne vom Staat bevormundet zu werden. Das 
ständige Maskentragen in den letzten zwei Jahren 
habe dem menschlichen Miteinander nicht gutgetan. 
Die Menschen hätten sich deswegen schon entfremdet 

schehen sei und ob das Sozialgericht darüber ent-
schieden habe. Sie sei auch nicht zu einem Verhand-
lungstermin geladen worden. Der VdK, der sie ver
treten habe, habe auch keine Nachricht bekommen. 
Auf ihr an das Sozialgericht gerichtetes Schreiben 
vom 16. November 2021 habe sie keine Antwort er-
halten und auf ihre telefonische Anfrage sei ihr mit-
geteilt worden, dass dieser Brief nicht eingegangen 
sei. Daraufhin habe sie am 28. Januar 2022 ein weite-
res Schreiben an das Sozialgericht versandt und an-
schließend erneut beim Sozialgericht angerufen.

Sachverhalt:

Die Petentin hat am 19. Februar 2019 Klage beim So-
zialgericht erhoben, mit der sie die Höherbewertung 
des Grads der Schädigungsfolgen nach dem Opfer-
entschädigungsgesetz begehrte. Mit Gerichtsbescheid 
vom 26. Februar 2020 wies das Sozialgericht die Kla-
ge ab. Dieser Gerichtsbescheid wurde dem damaligen 
Prozessbevollmächtigten der Petentin, dem Sozial-
verband VdK, am 5. März 2020 gegen Empfangsbe-
kenntnis zugestellt.
Mit Schreiben vom 16. November 2021, dessen In-
halt nicht bekannt ist, wandte sich die Petentin an das 
Sozialgericht. Dieses Schreiben ist zwar beim Sozial-
gericht eingegangen, denn die Petentin hat einen von 
der Geschäftsstelle der 8. Kammer des Sozialgerichts 
unterzeichneten Rückschein erhalten. Es wurde aber 
wohl nicht zu den Akten genommen. Der Verbleib 
des Schreibens konnte auch nach einer Recherche  
des Präsidenten des Sozialgerichts nicht festgestellt 
werden.
Die Petentin wandte sich mit Schreiben vom 27. Ja-
nuar 2022 erneut an das Sozialgericht und teilte mit, 
dass sie bislang nicht zu einem Gerichtstermin gela-
den worden sei. Außerdem habe sie auf ihr Schreiben 
vom 16. November 2021 keine Antwort erhalten. Auf 
telefonische Nachfrage sei ihr vom Sozialgericht mit-
geteilt worden, dass der Brief nicht eingegangen sei. 
Sie bitte um Beantwortung ihrer Fragen.
Hierauf antwortete der Vizepräsident des Sozialge-
richts mit Schreiben vom 2. Februar 2022, dass das 
Verfahren mit Gerichtsbescheid vom 26. Februar 
2020 beendet und dieser Gerichtsbescheid dem dama-
ligen Prozessbevollmächtigten der Petentin, dem So-
zialverband VdK, am 5. März 2020 zugestellt worden 
sei.
Am 10. Februar 2022 meldete sich die Petentin tele-
fonisch beim Sozialgericht und bat um Übersendung 
einer Ausfertigung des Gerichtsbescheids. Dies wurde 
durch den Präsidenten des Sozialgerichts mittlerweile 
veranlasst.

Bewertung:

Die von der Petentin beim Sozialgericht am 19. Feb-
ruar 2019 eingereichte Klage wurde mit – mittlerweile 
rechtskräftigem – Gerichtsbescheid des Sozialgerichts 
vom 26. Februar 2020 abgewiesen. Soweit die Peten-
tin rügt, sie sei nicht zu einem Termin vor dem Sozi-
algericht geladen worden, trifft dies zu. Allerdings ist 
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besondere für vulnerable Gruppen zu erreichen sowie 
eine ausreichende medizinische Versorgung zu ge-
währleisten und damit die Gesundheit und das Leben 
der Bevölkerung zu schützen. Nur wenn die Zahl der 
Neuinfizierten insgesamt stabil und das Infektionsge-
schehen kontrollierbar bleibt, können insbesondere 
die Menschen aus den Risikogruppen, wie ältere Per-
sonen und Menschen mit Grunderkrankungen, zuver-
lässig vor schweren Krankheitsverläufen, intensivme-
dizinischer Behandlungsnotwendigkeit und Tod ge-
schützt werden. 
Das Tragen von medizinischen Masken hat sich im 
Verlauf der Pandemie als besonders wirkungsvolle 
Maßnahme erwiesen, da das Virus nach wissenschaft-
lichen Erkenntnissen per Tröpfchen und über Aero-
sole übertragen wird. Insbesondere in geschlossenen 
Räumen ist bei Anwesenheit mehrerer Personen ein 
Anstieg der Aerosolkonzentration zu verzeichnen. 
Nach Auffassung des RKI ist der Hauptübertragungs-
weg für SARS-CoV-2 die respiratorische Aufnahme 
virushaltiger Partikel, die beim Atmen, Husten, Spre-
chen, Singen und Niesen entstehen. Je nach Partikel-
größe bzw. den physikalischen Eigenschaften unter-
scheidet man zwischen den größeren Tröpfchen und 
kleineren Aerosolen, wobei der Übergang zwischen 
beiden Formen fließend ist. Während insbesondere 
größere respiratorische Partikel schnell zu Boden sin-
ken, können Aerosole auch über längere Zeit in der 
Luft schweben und sich vor allem in geschlossenen 
Räumen verteilen. Durch das Tragen einer medizi-
nischen Maske kann das Risiko einer Übertragung 
durch Partikel jeglicher Größe im unmittelbaren Um-
feld um eine infizierte Person verhindert oder zumin-
dest relevant reduziert werden.
Das RKI empfahl in seinem Wochenbericht vom  
31. März 2022 das kontinuierliche Tragen medizini-
sche Masken in Innenräumen. Auch der Expertinnen- 
und Expertenrat der Bundesregierung zu Covid-19 
sprach in seiner Stellungnahme vom 13. Februar 2022 
eine gleichlautende Empfehlung aus.
Angesichts dessen ist die Maskenpflicht geeignet und 
erforderlich, um Übertragungen mit SARS-CoV-2 zu 
verhindern oder zumindest zu erschweren. 
Die Empfehlung des RKI fand ihren Niederschlag auch 
in § 28b Absatz 1 des Gesetzes zur Verhütung und 
Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men-
schen (Infektionsschutzgesetz – IfSG), jedoch begrenzt 
auf die in der Zuständigkeit des Bundes liegenden 
Verkehrsmittel des öffentlichen Personenfernverkehrs 
und des Luftverkehrs. Aus diesem Grund sieht die 
CoronaVO als zentrale Schutzmaßnahmen die Pflicht 
zum Tragen einer Atemschutzmaske (FFP2 oder ver-
gleichbar) oder einer medizinischen Maske u. a. im 
Innenbereich von Verkehrsmitteln des ÖPNV vor (§ 3 
Absatz 1 Nummer 1 CoronaVO). Diese Maskenpflicht 
ist angemessen, insbesondere vor dem Hintergrund 
der Fahrgastzunahme in den öffentlichen Verkehrs-
mitteln aufgrund des 9-Euro-Tickets und dem anstei-
genden verkehrsträgerübergreifenden Ferien- und Som-
merverkehr sowie aufgrund der festgelegten weitge-
henden Ausnahmen (z. B. für Kinder bis zum vollen-
deten sechsten Lebensjahr oder für Personen, die 

oder sich unterwegs schon gar nicht mehr erkannt. 
Die Petentin verweist dazu auf weltweit immer mehr 
Länder, die Corona als endemische Krankheit einstu-
fen würden und teilweise sogar sämtliche Restriktio-
nen aufgehoben hätten. Diese Länder würden Corona 
nun wie die jährlich auftretende Grippewelle behan-
deln. Sie sähen in Corona somit keine existentielle 
Bedrohung der Volksgesundheit mehr. 

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die Maßnahmen der Landesregierung zur Bekämpfung 
der Coronapandemie beruhen auf einem Gesamtkon-
zept, welches zudem mit den Regierungsverantwort-
lichen in den anderen Bundesländern und dem Bund 
abgestimmt ist. 
Die Petition zielt ab auf die Verordnung der Landes-
regierung über infektionsschützende Maßnahmen ge-
gen die Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 (Coro-
na-Verordnung – CoronaVO) vom 1. April 2022. Die-
se trat am 3. April 2022 in Kraft und wurde mehrfach 
geändert. Die aktuelle Fassung gilt bis zum 25. Juli 
2022.
Bis zum 3. April 2022 galten bezüglich der Corona-
pandemie umfangreiche Schutzmaßnahmen (generel-
le Maskenpflicht in Innenräumen, Hygienekonzepten 
Zutrittsbeschränkungen, 3G-, 2G- sowie 2G-Plus-Re-
gelungen). Mit Ablauf des 2. April 2022 waren diese 
im Rahmen der bundesgesetzlichen Vorgaben nicht 
mehr vorgesehen. Mit der Corona-Verordnung vom 
1. April 2022 wurde der Weg zurück in die Norma-
lität des gesellschaftlichen Lebens verfolgt. Dies er-
forderte einen verantwortungsvollen Umgang mit den 
Freiheiten, da die Coronapandemie noch nicht vorbei 
ist. Eine vollständige Rückkehr in eine Normalität oh-
ne jegliche einschränkenden Regelungen, wie man sie 
vor der Coronapandemie kannte, wird erst mit Errei-
chen einer ausreichenden Immunisierung der Bevöl-
kerung als möglich erachtet. Ende März dieses Jahres 
lag die landesweite Sieben-Tage-Inzidenz an Neuin-
fektionen je 100 000 Einwohner mit 1 586,8 (Stand: 
31. März 2022) auf einem hohen Niveau. Der Sieben-
Tage Reproduktionswert (R-Wert), der angibt, wie 
viele Personen eine infizierte Person im Durchschnitt 
ansteckt, war hingegen rückläufig. Auch der Wert der 
Hospitalisierungen war zwar leicht rückläufig, lag 
aber immer noch auf einem hohen Niveau. Nach dem 
wöchentlichen Lagebericht des Robert Koch-Instituts 
(RKI) vom 31. März 2022 wurde bei den über 60-Jäh-
rigen nach wie vor ein Zuwachs an Neuinfektionen 
beobachtet. Auch die Zahl der übermittelten aktiven 
Ausbrüche unter vulnerablen Personen in medizini-
schen Behandlungseinrichtungen sowie Alten- und 
Pflegeheimen war nach Mitteilung des RKI noch im-
mer auf einem hohen Niveau.
Insbesondere die Altersgruppe der ab 80-Jährigen war 
von schweren Krankheitsverläufen betroffen. Die vul-
nerable Personengruppe hat insgesamt das höchste Ri-
siko für eine schwer verlaufende Erkrankung. 
In diesem Kontext verfolgte die Landesregierung das 
Ziel, mit niederschwelligen Schutzmaßnahmen eine 
nachhaltige Reduzierung von Infektionsgefahren ins-
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begrünen“, damit das „Plangebiet nicht monoton zu-
gepflastert und zugebaut wird“.
Mit seiner Petition trägt der Petent vor, dass im Ge-
werbegebiet derzeit die Grundstücke entgegen der 
Festsetzungen des Bebauungsplans zu 100 % versie-
gelt würden, ohne dass die Gemeinde etwas dagegen 
unternehme. Er stellt die Frage, ob in diesem Fall für 
die Grünflächen, die planwidrig im Umfang von 20 % 
versiegelt werden dürfen, nicht ein Ausgleich von der 
Gemeinde geschaffen werden müsse. 
Nach Mitteilung der Gemeinde wurden in den vergan-
genen Jahren im Plangebiet keine Befreiungen von 
der festgesetzten Grundflächenzahl von 0,5 erteilt. 
Die Gebäude seien auf Grundlage der diesbezüglichen 
Festsetzungen genehmigt worden. Der Gemeinde lä-
gen keine Informationen dahin gehend vor, dass es in 
letzter Zeit zu einer abweichenden Flächenversiege-
lung gekommen sei; dies werde nur aufgrund von ein-
gehenden Anzeigen überprüft. Doch selbst wenn dies 
bei einzelnen Grundstücken der Fall sein sollte, wäre 
die Gemeinde nicht zur Bereitstellung von Aus-
gleichsflächen verpflichtet. Vielmehr müssten die je-
weiligen Grundstückseigentümer ihr Baugrundstück 
dann entsprechend entsiegeln, um die festgesetzte 
Grundflächenzahl einzuhalten. So seien in der Ver-
gangenheit bereits unrechtmäßig bebaute Flächen 
wieder entsiegelt worden. 

III. Rechtliche Würdigung 

Die Überwachung der Einhaltung von Festsetzungen 
eines Bebauungsplans obliegt grundsätzlich der je-
weiligen Gemeinde als Trägerin der Planungshoheit, 
die bei Bekanntwerden von entsprechenden Verstößen 
nach pflichtgemäßem Ermessen im jeweiligen Einzel-
fall über das weitere Vorgehen entscheidet. Danach 
ist die Vorgehensweise der Gemeinde vorliegend 
nicht zu beanstanden, zumal diese in der Vergangen-
heit bereits die Entsiegelung von planwidrig überbau-
ten Grundstücksflächen veranlasst hat. Auch ist nach-
vollziehbar, dass der Gemeinde eine Überprüfung der 
Einhaltung sämtlicher in Bebauungsplänen enthalte-
ner Festsetzungen im Gemeindegebiet nur anlassbe-
zogen möglich ist. Schließlich führt die ungenehmigte 
Versiegelung von Flächen auch nicht zu einer Aus-
gleichspflicht der Gemeinde, sondern vielmehr zur 
Pflicht der jeweiligen Eigentümer, ihr Grundstück 
entsprechend zu entsiegeln.

Beschlussempfehlung: 
Aufgrund der vorliegenden Sach- und Rechts-
lage kann der Petition nicht abgeholfen wer-
den.

Berichterstatter: Ranger

glaubhaft machen können, dass ihnen das Tragen einer 
medizinischen Maske oder einer Atemschutzmaske 
aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich oder 
nicht zumutbar ist). 

Die CoronaVO vom 1. April 2022 – auf welche sich 
die Petentin bezieht – trat mit Ablauf des 1. Mai 2022 
außer Kraft. Auch die nachfolgenden und momentan 
in Kraft befindliche CoronaVO hat in Bezug auf die 
Maskenpflicht im ÖPNV keine Änderung erfahren. 
Sie gilt bis zum 25. Juli 2022. Die getroffenen Maß-
nahmen werden laufend durch die Landesregierung 
auf ihre Verhältnismäßigkeit überprüft und erforder-
lichenfalls geändert. Ob und in welchem Umfang da-
nach noch Schutzmaßnahmen zur Anwendung kom-
men, wird zu gegebener Zeit entschieden.

In der Sitzung des Petitionsausschusses am 14. Juli 
2022 wurde ein aus der Mitte des Ausschusses ge-
stellter Antrag, der Petition abzuhelfen, bei zwei Ja-
Stimmen abgelehnt. Sodann beschloss der Petitions-
ausschuss mehrheitlich, dass der Petition nicht abge-
holfen werden kann.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Dr. Miller

35. �Petition 17/602 betr. Vorgaben eines Bebau-
ungsplans 

I. Gegenstand der Petition

Der Petent beanstandet, dass in einem Gewerbege-
biet die Grundstücke entgegen der Festsetzungen des 
Bebauungsplans vollständig versiegelt würden, ohne 
dass die Gemeinde einschreite oder einen Ausgleich 
für die weggefallenen Grünflächen schaffe. 

II. Sachverhalt

Für das Gewerbegebiet existiert seit dem Jahr 1993 
ein rechtskräftiger Bebauungsplan, der mit verschie-
denen Änderungsplänen fortgeschrieben wurde. Der 
Bebauungsplan setzt eine Grundflächenzahl von 0,5 
fest, sodass die Grundfläche der jeweiligen Hauptan-
lage höchstens 50 % der betreffenden Grundstücks-
größe betragen darf. Gemäß § 19 Absatz 4 Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) darf die zulässige Grund-
fläche durch bestimmte Anlagen (Garagen und Stell-
plätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen sowie bau-
liche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche) bis 
zu 50 % überschritten werden, jedoch nur bis zu einer 
Grundflächenzahl von 0,8, wobei im Bebauungsplan 
davon abweichende Bestimmungen getroffen werden 
können. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans mit 
seinen Änderungen ist dementsprechend ausdrücklich 
geregelt, dass die Grenze bei 0,8 liegt. Die verbleiben-
den Flächen sind „mit einheimischen Gewächsen zu 
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Mit Änderung der Corona-Verordnung sei als Maß-
nahme die „2G-Plus-Regelung“ eingeführt worden. 
Ausgenommen von der Testpflicht seien dabei „Ge-
boosterte“ aufgrund einer höheren Antikörperkonzen-
tration, welche aufgrund der weiteren Impfung besser 
geschützt seien. Nach Ansicht des Petenten wurden 
Personen außer Acht gelassen, welche kürzlich erst 
ihre zweite Impfung erhalten haben. Nach Ansicht 
des Petenten haben diese Personen jedoch eine ebenso 
hohe „Antikörperkonzentration“ und seien ebenfalls 
geschützt.

Der Petent begehrt daher eine weitere Ausnahme für 
frisch „Vollgeimpfte“, die für einen festgelegten Zeit-
raum nach der Impfung ebenfalls ausgenommen wer-
den sollten. 

Die Prüfung der Petition hat das Folgende ergeben:

Die Corona-Verordnung sieht die sogenannte „2G-
Plus-Regelung“ in ihrer jeweiligen Fassung unter 
anderem als Maßnahme zur Verhinderung von In-
fektionen für bestimmte Lebensbereiche vor, so unter 
anderem bei der Gastronomie. Die „2G-Plus-Rege-
lung“ bedeutet, dass als Zutrittsvoraussetzung neben 
dem Nachweis einer Coronaschutzimpfung oder der 
Genesung von einer Covid-19-Erkrankung zusätzlich 
die Vorlage eines negativen Antigen- oder PCR-Test-
nachweises erbracht werden muss.

Die „2G-Plus-Regelung“ findet in Einrichtungen und 
Bereichen Anwendung, in denen insbesondere auf-
grund der zahlreichen Kontakte, die dort stattfinden, 
oder der örtlichen Situation eine besondere Infek
tionsgefahr besteht, die aus Sicht der Landesregierung 
aufgrund der pandemischen Gefahrenlage nicht mehr 
vertretbar erscheint. Unter Berücksichtigung der im 
Rahmen der Alarmstufe II bestehenden besonderen 
Situation, dass jeder weitere Anstieg an Neuinfektio-
nen und Intensivpatientinnen und -patienten die Kapa-
zitäten der stationären Gesundheitsversorgung über-
lasten könnte, mussten in der zum Zeitpunkt der Ein-
reichung der Petition geltenden Alarmstufe II in in-
fektiologisch besonders gefährlichen Situationen oder 
an besonders infektionsträchtigen Orten auch Maß-
nahmen gegenüber immunisierten Personen ergriffen 
werden, auch wenn diese das Infektionsgeschehen zu 
einem geringeren Anteil mitbestimmen. Mit der „2G 
Plus-Regelung“ reduziert sich der Wissenschaft zufol-
ge zudem die Wahrscheinlichkeit eines Ausbruchs im 
Vergleich zu „2G“ erheblich stärker, da noch weniger 
Personen infektiös eine Veranstaltung oder Einrich-
tung besuchen. Aus Sicht der Landesregierung han-
delt es sich deshalb bei der „2G-Plus-Regelung“ ins-
besondere auch vor dem Hintergrund der zeitlich be-
dingten Abnahme der Schutzwirkung der Impfung um 
eine äußerst wirksame Maßnahme zur frühzeitigen 
Entdeckung von Infektionen und damit zur Unterbre-
chung von Infektionsketten. Diese Einschätzung ent-
spricht auch den Beschlüssen der Videoschaltkonfe-
renz der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefin-
nen und Regierungschefs der Länder vom 18. Novem-
ber 2021.

36. �Petition 17/974 betr. Einbeziehung von Strafge-
fangenen in die gesetzliche Renten-, Kranken- 
und Pflegeversicherung

Der Petent beanstandet, dass Strafgefangene und Si-
cherungsverwahrte nicht in die gesetzliche Kranken-, 
Pflege- und Rentenversicherung einbezogen sind. 

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die Bundesregierung sieht die Einbeziehung in die 
gesetzliche Rentenversicherung als sinnvoll an. Be-
zahlen müssten die Beiträge jedoch die Länder. Bis-
her gibt es kein Einvernehmen zwischen Bund und 
Ländern.
Es trifft zu, dass Strafgefangene und Sicherungsver-
wahrte nicht in die gesetzliche Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung einbezogen werden. Dies ent-
spricht der geltenden Rechtslage, da die Einbeziehung 
einem besonderen Bundesgesetz vorbehalten worden 
war und ein solches bislang nicht erlassen wurde (vgl. 
§ 198 Absatz 3 Strafvollzugsgesetz). Dies wurde vom 
Bundesverfassungsgericht auch für verfassungskon-
form erklärt. Die Frage der Einbeziehung von Ge-
fangenen in die gesetzliche Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung fällt damit in die Zuständigkeit 
des Bundesgesetzgebers. Von einer Initiative zur Än-
derung der einschlägigen Regelungen wurde bisher 
abgesehen. Der Vortrag des Petenten hierzu wird als 
Beitrag zur weiteren Diskussion gewertet. 
Derzeit wird die medizinische Versorgung der Ge-
fangenen und Sicherungsverwahrten dadurch gewähr-
leistet, dass diese gemäß den entsprechenden Vor-
schriften in den Justizvollzugsgesetzbüchern während 
ihrer Unterbringung einen Anspruch auf notwendige, 
ausreichende und zweckmäßige Versorgung haben, 
welche sich an der Versorgung der gesetzlich Ver-
sicherten orientiert. Überdies besteht für Gefangene 
und Sicherungsverwahrte die Möglichkeit, mithilfe 
der Sozialen Dienste in den Justizvollzugsanstalten 
diesbezüglich Vorkehrungen für die Zeit nach der 
Entlassung zu treffen und den notwendigen Versiche-
rungsschutz sicherzustellen. 

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Ranger

37. �Petition 17/692 betr. Coronapandemie, Zutritts-
regelungen 

Der Petent wendet sich mit seiner Eingabe vom De-
zember 2021 gegen eine Regelung der Verordnung 
der Landesregierung über infektionsschützende Maß-
nahmen gegen die Ausbreitung des Virus SARS-
CoV-2 (Corona-Verordnung – CoronaVO). 
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Mit der Corona-Verordnung in der Fassung vom  
23. Februar 2022 wurde für Clubs und Diskotheken 
bei Geltung der Warn- und Alarmstufe eine „2G-Plus-
Regelung“ eingeführt, die sodann keine Ausnahmen 
von der Pflicht zur Vorlage eines Testnachweises zu-
lässt, auch nicht für die bisher davon befreiten Perso-
nengruppen. 
Diese Maßnahme ist jedoch verhältnismäßig ange-
sichts der deutlich erhöhten Infektionsgefahr in die-
sem speziellen Umfeld: In der Regel können in die-
sem Setting, das auf Geselligkeit und Nähe ausgelegt 
ist, Abstandsregeln unter den Besucherinnen und Be-
suchern kaum eingehalten werden. Zudem werden 
beim Konsum von Getränken die Masken notwendi-
gerweise abgenommen. Zuletzt sind die sich einan-
der oftmals unbekannten Besuchenden regelmäßig in 
Bewegung und verbreiten durch lautes Sprechen und 
körperliche Aktivität vermehrt Tröpfchen sowie Aero-
sole. Zusätzlich sinkt infolge des regelmäßig stattfin-
denden Alkoholkonsums die Bereitschaft zur Einhal-
tung der Basisschutzmaßnahmen. All dies verschärft 
die ohnehin bereits sehr gesteigerte Infektionsgefahr, 
die vor allem für Nicht-Immunisierte erhebliche Ge-
sundheitsrisiken birgt. Daher ist es angemessen, den 
Zutritt zu Clubs, Diskotheken und ähnlichen Einrich-
tungen für nicht-immunisierte Personen auszuschlie-
ßen und für immunisierte Personen von der Vorlage 
eines negativen Testnachweises abhängig zu machen.
Die „2G-Plus-Regelung“ in Clubs und Diskotheken 
galten bis zum 2. April 2022. Mit Inkrafttreten der  
12. Corona-Verordnung am 3. April 2022 entfielen 
insoweit sämtliche Schutzmaßnahmen.

Beschlussempfehlung: 
Die Petition wird für erledigt erklärt.

Berichterstatter: Salomon

38. Petition 17/261 betr. Umbau einer Kreuzung

Der Petent bemängelt die unzureichende Verkehrs
sicherheit der Fußgängerinnen und Fußgänger im Be-
reich des Knotenpunkts L 362/K 4375/Uferstraße, so-
wie im Bereich der Gemeindestraße Uferstraße und 
der Kreisstraße K 4375 in Ebhausen und fordert bau-
liche Maßnahmen zur Verbesserung. Außerdem for-
dert er eine Öffentlichkeitsbeteiligung hinsichtlich der 
Planungsüberlegungen für einen Kreisverkehr am 
Knotenpunkt L 362/K 4375/Uferstraße.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Der Knotenpunkt L 362/K 4375/Uferstraße befindet sich 
außerhalb der Ortsdurchfahrt südlich des Ortskerns 
von Ebhausen. An den Knotenpunkt schließt über die 
Uferstraße südwestlich ein Gewerbegebiet an. In dem 
Gewerbegebiet haben sich dieses Jahr eine Bäckerei 
und eine Gärtnerei angesiedelt, die zuvor ihren Stand-
ort im Ortskern der Gemeinde hatten. Der Petent geht 

Hintergrund der nachfolgend aufgeführten Ausnah-
men vom Testerfordernis bei der „2G-Plus-Regelung“ 
ist ein hoher Schutz vor einer Infektion und einer da-
mit einhergehenden geringen Wahrscheinlichkeit, an-
dere mit dem SARS-CoV-2-Virus zu infizieren. Ver-
schiedene Studien zeigen zwischenzeitlich, dass die 
Schutzwirkung der Covid-19-Impfung mit der Zeit 
zurückgeht. Damit steigt das Risiko, sich trotz Covid-
19-Impfung mit SARS-CoV-2 zu infizieren. Auch bei 
genesenen Personen wurde beobachtet, dass das Risi-
ko einer Reinfektion mit der Zeit ansteigt. Dies be-
deutet, dass nach einem gewissen Zeitraum eine Er-
neuerung der Immunität im Rahmen einer Auffrisch-
impfung (sogenannte Boosterimpfung) notwendig 
wird, um schwerwiegende Verläufe einer Covid-
19-Erkrankung zu verhindern. Die STIKO bewertet 
die aktuelle Studienlage dahin gehend, dass immun-
gesunde Personen durch die Covid-19-Impfstoffe vor 
schweren Erkrankungsverläufen für mindestens sechs 
Monate anhaltend gut geschützt sind. Im höheren Al-
ter und bei Personen mit Immundefizienz sieht man 
etwas frühzeitiger einen deutlich nachlassenden Impf-
schutz vor schweren Erkrankungsverläufen. Die Auf-
frischimpfung kann zudem das Risiko einer Infektion 
bzw. Reinfektion wiederum reduzieren. Damit sinkt 
auch das Risiko, andere Personen mit dem Virus an-
stecken zu können. Die STIKO weist in ihrer 14. Ak-
tualisierung der Covid-19-Impfempfehlung vom 2. De-
zember 2021 daher darauf hin, dass eine Auffrisch-
impfung das Risiko einer SARS-CoV-2-Übertragung 
auf andere Personen ebenfalls deutlich reduzieren kann. 

Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit und auf Grund-
lage der seinerzeit wissenschaftlichen Erkenntnisse, 
welche insbesondere auf Basis der bis dahin vor-
herrschenden Virusvariante Delta gewonnen wurden, 
wurden gemäß der im Zeitpunkt der Einreichung der 
Petition gültigen Corona-Verordnung daher folgen-
de Personengruppen ohne Boosterimpfung bezüglich 
ihres Immunzustands Personen nach Boosterimpfung 
gleichgestellt:

–	� Geimpfte mit abgeschlossener Grundimmunisie-
rung oder Genesene mit einer nachfolgenden Imp-
fung, wenn seit der letzten erforderlichen Einzel-
impfung mindestens 14 Tage und nicht mehr als 
sechs Monate vergangen sind;

–	� Genesene auf der Grundlage des Nachweises einer 
SARS-CoV-2-infektion durch Labordiagnostik mit-
tels Nukleinsäurenachweis (PCR, PoC-PCR oder wei-
tere Methoden der Nukleinsäureamplifikationstech-
nik), die ab dem 28. Tag des Labornachweises wirk-
sam ist, und maximal sechs Monate zurückliegt.

Nach sechs Monaten kann, wie oben beschrieben, 
nicht mehr davon ausgegangen werden, dass die glei-
che Schutzwirkung besteht.

Wie vom Petenten begehrt, wurden nach der seiner-
zeit gültigen Corona-Verordnung ebenfalls Personen, 
die jüngst ihre abgeschlossene Grundimmunisierung 
erhalten haben, von der „2G-Plus-Regelung“ ausge-
nommen.
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lage, Fußgängerbrücke, Fußgängerüberweg, Geschwin-
digkeitsreduzierung).

Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche Wür-
digung:

Zu 1.: �Veröffentlichung des Antrags der Gemeinde auf 
einen Kreisverkehr

Zu den derzeitigen Überlegungen der Gemeinde  
Ebhausen zum Umbau des Knotenpunkts sieht die 
Rechtslage keine Beteiligung des Petenten vor. Eben-
so ist es Sache der Straßenbaulastträger, für Verkehrs-
sicherheit auf öffentlichen Straßen zu sorgen. Gemäß 
§ 9 Straßengesetz (StrG) obliegt der Bau und die Un-
terhaltung der Straßen einschließlich der Gehwege (§ 3 
Absatz 3 StrG) den jeweiligen Trägern der Straßen-
baulast. Diese haben ihre Straßen (und Gehwege) in 
einem dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis genü-
genden und den allgemein anerkannten Regeln des 
Straßenbaus entsprechenden Zustand zu unterhalten 
und ggf. zu verbessern. Im Bereich des Knotenpunkts 
ist das Land Baden-Württemberg Träger der Straßen-
baulast der L 362 einschließlich des straßenbegleiten-
den kombinierten Geh- und Radwegs und zuständig 
für die Unterhaltung der Kreuzung. Der Landkreis ist 
Träger der Straßenbaulast der K 4375 (jedoch nicht 
einschließlich des Gehwegs, dieser verblieb nach der 
Umstufung bei der Gemeinde) und die Gemeinde ist 
Trägerin der Baulast für die Uferstraße, da diese eine 
Gemeindestraße ist. Das Regierungspräsidium hat die 
Initiative der Gemeinde zur Umgestaltung des Kno-
tenpunkts geprüft. Der Umbau eines Knotenpunkts zu 
einem Kreisverkehr kann generell nur dann in Be-
tracht gezogen werden, wenn im Knotenpunkt Defizi-
te wie Unfallhäufungen, bauliche Mängel oder gravie-
rende Leistungsengpässe vorliegen. Da dies derzeit 
nicht erkennbar ist, besteht seitens des Landes als 
Baulastträger der L 362 kein Erfordernis für die von 
der Gemeinde gewünschte Umbaumaßnahme. Auch 
die Verkehrsschau am 6. Oktober 2021 ergab hierzu 
keine geänderte Einschätzung. Die Möglichkeit einer 
Umsetzung und Finanzierung durch Dritte (Gemein-
de, Landkreis) ist nach wie vor gegeben.

Eine Verpflichtung des Bürgermeisters, die Öffent-
lichkeit in der damaligen Phase der gemeindlichen 
Willensbildung zur Umgestaltung des Knotenpunkts 
zu informieren, bestand nicht. Nach der Verkehrsschau 
informierte die Gemeindeverwaltung über die Ergeb-
nisse in der öffentlichen Sitzung des Technischen und 
Umweltausschusses der Gemeinde am 18. Oktober 
2021. Dies war ein geeigneter Zeitpunkt, die Beteili-
gung der Bürgerschaft und damit auch des Petenten 
zu ermöglichen, da durch die Verkehrsschau eine aus-
reichende Grundlage zur weiteren Diskussion in der 
Gemeinde geschaffen werden konnte.

Zu 2.: Fußgängerweg Uferstraße

Es trifft zu, dass entlang der Uferstraße keine Geh-
wege vorhanden sind. Es handelt sich hierbei um eine 
Erschließungsstraße in einem Gewerbegebiet. Auf-
grund der dort angesiedelten Betriebe und der ange-

daher von einer Zunahme des Fußverkehrs und des 
Fahrzeugaufkommens in das und in dem Gewerbege-
biet aus, wodurch sich die verkehrliche Situation der 
Fußgängerinnen und Fußgänger erheblich verschlech-
tern würde. Im Kreuzungsbereich gibt es keine Rad- 
und Fußgängerüberwege und auch in der Uferstraße 
gibt es keinen Gehweg.

Im Juni 2021 wandte sich der Petent bezüglich der 
aus seiner Sicht gefährlichen Situation für den Fuß-
gängerverkehr am Knotenpunkt, der K 4375 und der 
Uferstraße an die Gemeinde und wurde daraufhin in-
formiert, dass an dieser Stelle ein Kreisverkehr ge-
plant werde. Gefährliche Situationen seien der Ge-
meinde nicht bekannt, das Gewerbegebiet werde vor-
wiegend mit Fahrzeugen angefahren. Die Gemeinde 
stellte in Aussicht, das Anliegen des Petenten im 
Zusammenhang mit dem geplanten Kreisverkehr im 
Gemeinderat zu beraten. Bereits vor dem Schriftver-
kehr mit dem Petenten hatte sich die Gemeinde mit 
der Umgestaltung des Knotenpunkts zu einem Kreis-
verkehrsplatz beschäftigt und ist mit diesem Anliegen 
am 8. März 2021 an den Landkreis herangetreten. Ein 
erster Ortstermin mit Vertretern des Landkreises und 
des Regierungspräsidiums fand am 19. Juli 2021 statt. 
Am 6. Oktober 2021 fand zudem eine Verkehrsschau 
der Verkehrsschaukommission statt.

Der Petent bringt im Einzelnen folgende Punkte vor:

1. �Veröffentlichung des Antrags der Gemeinde auf 
einen Kreisverkehr:

Der Petent fordert, dass die Gemeinde die Öffentlich-
keit über den beim Land eingereichten Antrag zum 
Umbau des Knotenpunkts L 362/K 4375/Uferstraße 
zu einem Kreisverkehr informieren soll, damit sie sich 
bei der Planung einbringen kann.

2. Fußgängerweg Uferstraße:

Der Petent legt dar, dass im Bereich der Uferstraße 
keine Gehwege angelegt wurden. Der Petent sieht die 
dringende Notwendigkeit, nachträglich einen Gehweg 
entlang der Uferstraße zu bauen.

3. Gehweg an der Rohrdorfer Straße (K 4375):

Der Petent fordert, den aus seiner Sicht sanierungs-
bedürftigen Gehweg entlang der K 4375 (Rohrdorfer 
Straße) zu sanieren und dem zunehmenden Fußver-
kehr entsprechend angemessen zu unterhalten (z. B. 
Winterdienst). 

4. �Übergangsweise geeignete Maßnahmen zu Verbes-
serung:

Der Petent fordert schnelle provisorische Lösungen, 
die Verkehrssicherheit für die Radfahrerinnen und 
Radfahrer sowie für die Fußgängerinnen und Fußgän-
ger bis zu einem Umbau des Knotenpunkts zu einem 
Kreisverkehr verbessern. Er führt hierzu verschiedene 
Maßnahmen an (z. B. Querungshilfe, Lichtsignalan
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b) �Bauliche Anlage einer Querungshilfe an der L 362; 
Alternativen

Das Land käme als Baulastträger für den Bau einer 
Querungshilfe an der L 362 grundsätzlich in Frage. 
Da der Knotenpunkt jedoch keine Unfallhäufungs-
stelle sei und das Fußgängeraufkommen nach Anga-
ben der Gemeinde gering sei, sehe das Ministerium 
für Verkehr, da es an den wirtschaftlichen Einsatz der 
Haushaltsmittel gebunden ist, keinen Anlass, dort eine 
bauliche Querungshilfe einzurichten. Zudem fehle 
eine sichere Weiterführung der Fußgängerinnen und 
Fußgänger in der Uferstraße, da dort kein Gehweg 
vorhanden sei. Es bestehe jedoch immer die Möglich-
keit, dass Dritte eine gewünschte Querungshilfe um-
setzen und finanzieren (vgl. Ausführungen zu 1.). 
Alternativ zur baulichen Anlage einer Querungshilfe, 
die im Rahmen der Verkehrsschau vorgeschlagen 
wurde, könnte die Verkehrssicherheit der Fußgänge-
rinnen und Fußgänger durch den Einbau einer Fuß-
gängerlichtsignalanlage (FSA) erhöht werden. Diese 
wäre nach erster Einschätzung vermutlich im Bereich 
des nordwestlichen Zufahrtsasts der L 362 möglich. 
Die Beurteilung der Erfordernis einer FSA liege bei 
der zuständigen Straßenverkehrsbehörde, d. h. bei der 
Stadt in Abstimmung mit dem Landratsamt und der 
Polizei. Eine eventuelle Umsetzung der Maßnahme 
würde durch die untere Verwaltungsbehörde beim 
Landratsamt erfolgen, Kostenträger wäre das Land.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird, nachdem die Gemeinde 
die Öffentlichkeit informiert hat, teilweise 
für erledigt erklärt. Im Übrigen kann der 
Petition nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Schindele

39. Petition 17/921 betr. Lkw-Stellplätze

Sachverhalt:

Der Petent wendet sich gegen die Nutzung von zwei 
geplanten Lkw-Stellplätzen. Er beklagt, dass die Stra-
ße, die am Grundstück vorbeiführt, gänzlich ungeeig-
net sei, um dort die An- und Abfahrt für zwei Lkw 
ohne Gefahren zu bewerkstelligen.

Beurteilung: 

Auf dem betreffenden Grundstück stehen ein Scheu-
nengebäude und eine Garage. Das Flurstück befin-
det sich im Eigentum der Stadt. Die Stadtverwaltung 
plant vor dem Scheunengebäude zwei Stellplätze für 
Lkw dauerhaft zu vermieten und hat für die Errich-
tung der Stellplätze am 12. Januar 2022 einen Antrag 
auf Baugenehmigung beim Landratsamt eingereicht.
Gemäß § 58 Absatz 1 Landesbauordnung (LBO) ist 
die Baugenehmigung zu erteilen, wenn dem Vorhaben 

botenen Waren ist eher mit sehr wenig Fußgängerin-
nen und Fußgängern zu rechnen. Die Gemeinde hat 
auch bei einer Überprüfung der Hinweise des Peten-
ten nichts Gegenteiliges festgestellt und sieht zum jet-
zigen Zeitpunkt keine Notwendigkeit zur Anlage von 
Gehwegen in diesem Bereich. Die Gemeinden unter-
liegen als Baulastträger gemäß § 48 Absatz 2 StrG nur 
der Rechtsaufsicht. Anhaltspunkte für ein rechtswidri-
ges Handeln sind nicht erkennbar.

Zu 3.: Gehweg an der Rohrdorfer Straße (K 4375)

Die Baulast für den Gehweg entlang der K 4375 
(Rohrdorfer Straße) und somit auch dessen Unterhal-
tung liegt auch nach deren Umstufung von einer Ge-
meindestraße zur Kreisstraße bei der Gemeinde, die 
hier keinen Handlungsbedarf sieht. Der Räum- und 
Streupflicht gemäß § 41 StrG kommt diese grundsätz-
lich in Abhängigkeit von der gemeindeinternen Priori-
sierung nach. Seitens der Gemeinde wird auf dem 
Gehweg an der Rohrdofer Straße seit der Eröffnung 
der bereits angesprochenen Betriebe kein erhöhtes 
Fußverkehrsaufkommen beobachtet. Der Gehweg ist 
laut Gemeinde in einem ordnungsgemäßen Zustand. 
Die Gemeinden als Baulastträger unterliegen gemäß  
§ 48 Absatz 2 StrG lediglich der Rechtsaufsicht. Die 
Erforderlichkeit kleinerer Reparaturen steht der An-
nahme eines verkehrssicheren Zustands nicht entgegen. 
Die Gemeinde hat zugesichert, dass die Priorisierung 
des Winterdienstes angepasst wird, falls sich die Zahl 
der Fußgängerinnen und Fußgänger erhöhen sollte.

Zu 4.: �Übergangsweise geeignete Maßnahmen zur 
Verbesserung

Es ist nicht absehbar, ob der Knotenpunkt zu einem 
Kreisverkehrsplatz umgebaut wird. Weitere Maßnah-
men zur Verbesserung der Verkehrssicherheit wurden 
im Rahmen der Verkehrsschau nicht gefunden. 

Von einem Mitglied des Petitionsausschusses wurden 
weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrs-
sicherheit vorgeschlagen. Hierzu hat das Ministerium 
für Verkehr wie folgt Stellung genommen: 

a) Markierung eines Seitenstreifens der Uferstraße

Einer Markierung eines Seitenstreifens der Uferstraße 
per Breitstrich oder mit Piktogrammen könne man 
nach Auskunft der zuständigen Verkehrsbehörde nicht 
zustimmen, da eine solche Maßnahme den Fußgänge-
rinnen und Fußgängern eine Sicherheit vortäuschen 
würde, die nicht gegeben wäre, da die Markierung 
problemlos von den anderen Verkehrsteilnehmenden 
überfahren werden könnte. Eine Abtrennung eines 
Schutzstreifens zur Verbesserung der Sicherheit der 
Fußgängerinnen und Fußgänger – zum Beispiel durch 
sogenannte „Frankfurter Hüte“ – sei mangels fehlen-
der Restfahrbahnbreite nicht möglich. Zur sicheren 
Führung von Fußgängerinnen und Fußgängern sei in 
diesem Bereich die bauliche Anlage eines Gehwegs 
entlang der Uferstraße erforderlich.
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keine von der Baurechtsbehörde zu prüfenden öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. Der Bau-
herr hat somit einen Rechtsanspruch auf die Bauge-
nehmigung, wenn das Vorhaben den öffentlich-recht-
lichen Vorschriften entspricht. Dazu werden im Ge-
nehmigungsverfahren alle berührten Stellen angehört. 
Diese Anhörung ist noch nicht komplett abgeschlos-
sen. Bis zum jetzigen Verfahrensstand liegen der Bau-
rechtsbehörde keine Versagungsgründe vor.
Für das Flurstück existiert kein rechtskräftiger Be-
bauungsplan. Das Grundstück ist baurechtlich dem 
Innenbereich nach § 34 Baugesetzbuch (BauGB) zu-
zuordnen und beurteilt sich aufgrund der vorhandenen 
Umgebungsbebauung hinsichtlich der Art der bau-
lichen Nutzung nach § 34 Absatz 2 BauGB in Ver-
bindung mit § 5 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
– faktisches Dorfgebiet. Die Errichtung von Stellplät-
zen in einem Dorfgebiet ist allgemein zulässig. Dies 
gilt auch für Stellplätze für Lkw und Omnibusse. 
Bezüglich der Bedenken des Petenten gegen die Ein- 
und Ausfahrt über die B.-straße kann gesagt werden, 
dass diese Straße eine klassifizierte Kreisstraße ist. 
Auf Rückfragen beim Polizeipräsidium wurde mit-
geteilt, dass seit dem 1. Januar 2017 im betreffenden 
Abschnitt kein Verkehrsunfall registriert worden ist. 
Eine Beschränkung der Kreisstraße ist somit mangels 
konkreter Gefahrenlage nicht zulässig. Ebenso hat das 
Ordnungsamt der Stadt die verkehrsrechtliche Situa-
tion vor Ort bereits mehrfach überprüft. Es wurden 
hierbei keine Beanstandungen festgestellt. 

Beschlussempfehlung: 
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Stein

14.7.2022	 Der Vorsitzende:
	 Marwein
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